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Albrecht Engel
Landesgeschäftsführer des
Sozialverbands VdK Bayern e.V.
München

Begrüßung

Zum 25. sozialpolitischen Forum des So -
 zial  verbands VdK Bayern in der Evan -
gelischen Akademie in Tutzing darf ich
Sie heute alle recht herzlich begrüßen.

Mit der heutigen Veranstaltung können
wir ein kleines Jubiläum feiern: Das
2009er Forum mitgezählt hat der VdK
Bayern bereits 25 Foren zu aktuellen
und zukunftsweisenden Fragen aus
allen Bereichen der Sozialpolitik veran-
staltet. Dabei haben wir beständig Mei -
nungs bildungsprozesse angestoßen und
wichtige Weichen für so manche politi-
sche Entwicklung gestellt.

1988 haben wir uns zum Beispiel den
„Rahmenbedingungen der Alters siche -
rung“ gewidmet, 1993 der „Organisa -
tionsreform der Krankenkassen“ durch
das von vielen immer noch als Wende
in der Gesundheitsversorgung bezeich-
nete Gesundheitsstrukturgesetz. 
1995 haben wir die „Rationalisierung
statt Rationierung“ im Gesundheits -
wesen propagiert – mein erstes Forum
übrigens, das ich selbst als Landes -
geschäftsführer des Sozialverbands
VdK Bayern eröffnet habe. 

Bereits 2002 haben wir mit unserem
Forum „Zuwanderer – Partner der Älte-
ren“ die Pflegemisere aufgegriffen, die
Menschen dazu zwingt, ausländische

Pflegekräfte für die Rundum-Versor -
gung ihrer pflegebedürftigen Ange höri -
gen anzuheuern. Ende letzten Jahres
hat das Amtsgericht München nun ein
erstes Urteil zum Einsatz formal selbst-
ständiger ausländischer Kräfte gefällt
und beim Gesetzgeber klare Regeln für
den Einsatz ausländischer Pflegekräfte
angemahnt: Es ist illegal, osteuropä -
ische Haushaltshilfen als selbstständige
Pflege kräfte zu beschäftigen, so der
Tenor.

2003 wurde die Frage gestellt „Mit
weniger Kassen zu besseren Leis tun -
gen?“. Heute nun, da die Kassenzahl
unter die 200er Marke gerutscht ist und
ein weiteres Absinken vorgezeichnet
ist, ist diese Frage aktueller denn je und
dokumentiert das Gespür des Sozial -
verbands VdK Bayern für drängende
Problemstellungen.



4

Albrecht Engel

Im letzten Jahr haben wir die Zukunft des
Alters unter die Lupe genommen und
nach den überzeugenden Vor trägen un -
serer Referenten feststellen können, dass
Schwarzmalerei nicht an gezeigt ist.
Vom diesjährigen Forum nun mit dem
Titel „Ausgrenzung und Armut: Ist
Deutschland zukunftsfähig? – Strate gi en
und Maßnahmen zur Vermeidung und
zum Abbau sozialer Ungleichheiten“ er -
hoffen wir uns ebenso wichtige Impulse
für die Weiterentwicklung unserer Ge -
sell schaft.

Sehr geehrte Damen und Herren,
Armut ist in der Bundesrepublik
Deutschland kein neu aufgetretenes
Problem der letzten Jahre. Die Armut
nimmt hier bereits seit den 70er Jahren
wieder zu. Allein gestiegene Quoten
von Sozialhilfeempfängern von unter
einer Million in den 70ern bis heute auf
knapp 3 Millionen Menschen weisen
darauf hin.

Auffällig ist aber die Rasanz der Zu -
nahme von Armut und Ungleichheit in
den letzten Jahren. 

So konstatiert der 3. Armuts- und Reich -
tumsbericht der Bundesregierung auf
Basis des Sozio-ökonomischen Panels,
dass das Risiko der Einkommensarmut
im Zeitraum von 1998 bis 2005 konti-
nuierlich angestiegen ist.
Des Weiteren bestätigt der Bericht
auch, dass eine Ungleichverteilung der
Einkommen in den Jahren zwischen
2002 und 2005 zugenommen hat.

Armut, so scheint es, betrifft nicht mehr
wie zu Zeiten der mildtätigen Armen -

spei sun gen die „hoffnungslosen Rand -
figuren“ der Gesellschaft, denen Un glück
im Leben widerfuhr. Armut scheint zu -
nehmend auch die Mitte der Gesell -
schaft zu erreichen.

Mit dem drohenden Abstieg breiter
Bevölkerungsschichten dringt diese
Entwicklung aber auch mehr und mehr
in das Bewusstsein der Bürgerinnen
und Bürger ein. Angst breitet sich aus. 
Die restriktiven Regelungen der Grund -
sicherung für Arbeitssuchende bei-
spielsweise haben breiten Widerhall
gefunden und zeigen überdies deutlich
auf, dass sich die Politik von der Gleich -
heit der Lebenschancen verabschiedet
hat.

Immerhin gibt der 3. Armuts- und
Reich  tumsbericht der Bundesregierung
einen Lösungsvorschlag zur Redu -
zierung von Armut vor: „Der Schlüssel
zur Armutsvermeidung“, so steht es in
dem Bericht, „ist mehr Bildung und
Beschäftigung. Alle Bemühungen müs-
sen darauf ausgerichtet sein, Vollbe -
schäf tigung zu erreichen.“

Das hört sich beim ersten Lesen auch
ganz plausibel an. Und ein Teil der Wahr -
heit ist darin sicher auch verborgen.

Doch mit der Zunahme des Niedrig lohn -
bereichs auch bei Vollzeiterwerbs tätig -
keit ist darin kein absolutes Allheilmittel
zu sehen. Und was ist mit Frauen, die
sich gerne ihrer Familie und der
Kindererziehung widmen möchten?

Außerdem müssten wir es für die Um -
setzung dieses Vorschlages schaffen,
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Bildung unabhängig von kultureller und
sozialer Herkunft zu fördern.

Daneben müssten weitere Teufelskreise
durchbrochen werden, so z. B. der
Kreislauf: Wer arm ist, ist krank und wer
krank ist, ist arm.

Sehr verehrte Damen und Herren,
mit einer groß angelegten Plakat kam -
pagne „Aktion gegen Armut“ gegen
Kinder- und Altersarmut hat der VdK im
Frühjahr 2008 nach dem Vorbild der
2003 erfolgreich durchgeführten Plakat -
kampagne „50plus“ als landesweiter
Vor kämpfer auf die stetig steigende Ar -
mut in Deutschland vor allem bei älte-
ren Menschen und Kindern hingewie-
sen und deren Eindämmung gefordert.

Der Sozialverband VdK war dabei der
erste, der auf – im wahrsten Sinne des
Wortes – plakative Art und Weise Politik
und Bevölkerung aufrüttelte und für die-
ses brisante Thema der wachsenden
Armut auch mit mehreren großen
Veranstaltungen in bayerischen Städten
sensibilisierte. 
Die heutige Veranstaltung möchten wir
in den Kontext dieser VdK-Aktion ge gen
Armut stellen und das Thema aus wis -
sen schaftlicher Sicht beleuchten.

Wie jedes Jahr ist es uns dazu auch
heuer wieder gelungen, zahlreiche
namhafte und sachkundige Referenten
für unser sozialpolitisches VdK-Forum
in Tutzing zu gewinnen:

Als erste Referentin des heutigen Tages
und Quasi-Hausherrin begrüße ich die
Präsidentin des Sozialverbands VdK

Deutschland und Landesvorsitzende
des VdK Bayern, Ulrike Mascher.
Frau Mascher wird uns die „Heraus -
forderungen einer künftigen Sozial po li -
tik“ aus Sicht des Sozialverbands VdK
darstellen und damit sicherlich zahlrei-
che Anregungen für die nachfolgenden
Podiumsdiskussionen des heutigen
und morgigen Tages, aber auch die
abendliche Diskussion geben.

Fortfahren wird dann Prof. Dr. Ernst
Kistler vom Internationalen Institut für
Empirische Sozialökonomie in Stadt -
bergen und uns den frisch veröffentlich-
ten zweiten bayerischen Sozialbericht
oder, wie er offiziell heißt, den „Zweiten
Bericht der Staatsregierung zur sozia-
len Lage in Bayern“ vorstellen. Die The -
menbereiche Armut und Bildung wird er
dabei besonders ansprechen.
Prof. Dr. Kistler und seine lebendige
Vor tragsweise dürften einigen von
Ihnen noch vom 2007er Forum in Erin -
ne rung sein. Nachdem er mit seinem
Institut Inifes die Federführung und
Koordination der an der Erstellung des
Sozialberichts beteiligten Institute samt
Mitarbeiter übernommen sowie selbst
mehrere Kapitel bearbeitet hat, dürfte
uns ein sehr aufschlussreicher und an -
regender Vortrag bevorstehen. Herzlich
willkommen, Herr Prof. Dr. Kistler!

Anschließend wird uns Manuela Schmidt,
Projektleiterin im Bereich Sozialpolitik
bei der TNS Infratest Sozialforschung
GmbH, ihre Sicht zur Fragestellung „Auf
dem Abstellgleis? Frauen zwischen
Beruf und Familie“ näher bringen.
Frau Schmidt hat ebenfalls an der Er stel -
lung des aktuellen bayerischen So zial -
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berichts mitgewirkt und unter anderem
die Kapitel Armut und Reichtum und Er -
werbstätigkeit und Arbeits losig keit mit-
bearbeitet. Sie ist damit intime Kennerin
der Materie und kann uns sicher sagen,
wie sich Frauen vor Ar mut und Aus gren -
zung schützen können. Vielen Dank schon
jetzt für Ihre Aus führungen, Frau Schmidt.

Den letzten Vortrag des heutigen Tages
wird dann Prof. Dr. Gerhard Trabert von
der Georg-Simon-Ohm-Hochschule
Nürnberg übernehmen.
Prof. Dr. Trabert ist 1. Vorsitzender des
Vereins „Armut und Gesundheit in
Deutsch land e. V.“ und außerdem Leiter
der Arbeitsgruppe „Armut und Ge sund -
heit“ der Nationalen Armutskonferenz
Deutsch  land. 
Daneben macht der Arzt und Sozial -
 arbei ter als humanitärer Helfer in Ka -
tast rophenfällen und in anderen Not -
situationen, u. a. in Afghanistan und Sri
Lanka, von sich reden.
Der Leiter des Mainzer Modells zur me -
dizinischen Versorgung wohnungsloser
Menschen hat damit nicht nur scho-
nungslosen Einblick in die Armutslage
in Deutschland, sondern in die Armuts -
lage weltweit.
Prof. Dr. Trabert wird uns in seinem
Referat über die Grundlagen, Probleme
und Perspektiven von Armut und Ge -
sundheit berichten und uns sicherlich
viele wichtige Hinweise für die Ver mei -
dung eines Ineinandergreifens von Ge -
sundheitsrisiken und finanziellen und im -
materiellen Notlagen geben. Auch Ihnen
ein herzliches Willkommen.

Herzlich willkommen heiße ich als
ersten Referenten des morgigen Tages

den Vorsitzenden des DGB Bayern,
Fritz Schösser, der zusammen mit dem
VdK federführendes Mitglied im So zialen
Netz Bayern ist, einem Zusammen -
schluss von 17 bayerischen Verbän den,
die sich aktiv für den Sozialstaat einset-
zen.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund
Bayern macht sich derzeit für ein baye-
risches Mindestlohngesetz stark und
scheut dabei auch nicht, den Rechts -
weg auszuschöpfen.
Herr Schösser wird sich in seinem Re -
ferat der Frage widmen „Trotz Erwerbs -
arbeit in die Armut?“ und Anforde run -
gen an aktives politisches Handeln aus
seiner Sicht darlegen.

Die besondere Problemlage von Men -
schen mit Migrationshintergrund wird
anschließend Dr. Michael Griesbeck,
der Vizepräsident des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge, im zweiten
Vortrag des morgigen Tages mit dem
Titel „Chancengleichheit von Menschen
mit Migrationshintergrund“ beleuchten.
Ursprünglich war als Referent dieser
Ausführungen Dr. Albert Schmid, der
Präsident des Bundesamtes für Mig -
ration und Flüchtlinge angekündigt, der
heute leider verhindert ist.
Besonders freuen wir uns daher, dass
Dr. Griesbeck Zeit hatte, für Herrn
Dr. Schmid einzuspringen.
2004 wurde das ehemalige Bundesamt
für die Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge zum Bundesamt für Mig -
ration und Flüchtlinge. Es soll als
Kompetenzzentrum für Fragen der
Migration und Integration alle Aufgaben
in diesem Bereich bündeln und mit
einem eigenen Forschungsbereich für
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Migration und Integration auch wissen-
schaftlich untermauert die Integration
fördern. 
Wir sind schon sehr gespannt, wie Dr.
Griesbeck die deutsche Integrations -
politik bewertet und welcher Hand -
lungs bedarf aus seiner Sicht besteht,
um das Zusammenleben von Men -
schen mit und ohne Migrations hinter -
grund zu verbessern und die Chancen -
gleichheit aller sicherzustellen.

Sodann komme ich zum letzten Vortrag
des nächsten Tages mit dem Re -
ferenten Dr. Markus Grabka vom
Deutschen Institut für Wirtschafts -
forschung in Berlin.
Sein Arbeits- und Forschungs schwer -
punkt beim DIW liegt unter anderem auf
der personellen Einkommens- und
Vermögensverteilung.
Sein Thema morgen lautet „Zur Ver -
mögensungleichheit in Deutschland“.
In seinen Ausführungen wird Herr
Dr. Grabka einen wichtigen Aspekt so -
zialer Ungleichheit in Deutschland auf-
greifen und uns die Entwicklung der
Vermögensverteilung in Deutschland
und den Zusammenhang zwischen
Vermögens- und Einkommensarmut
aufzeigen.
Herr Dr. Grabka war bereits bei den
Vorarbeiten zum Auftakt der VdK-
Aktion gegen Armut wichtiger Impuls -
geber für uns. Wir sind daher schon
sehr gespannt auf seine Ausführungen.

Natürlich bedarf es bei unserer Forums -
veranstaltung auch einer sachkundigen
Moderatorin: Wir freuen uns, dass hier-
für auch in diesem Jahr wieder Sybille
Giel, die Leiterin der Redaktion Familie

im Bayerischen Rundfunk zur Ver fü -
gung steht. Herzlich willkommen.

Damit erkläre ich nun das VdK-Forum
2009 für eröffnet!
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Ulrike Mascher
Präsidentin des Sozialverbands
VdK Deutschland e.V.
Landesvorsitzende des Sozialverbands
VdK Bayern e.V.
München

Herausforderungen einer künftigen
Sozialpolitik

Glück und Zuversicht sucht man dieser
Tage oft vergeblich, wenn man nach
dem Befinden der Deutschen in Zeiten
der weltweiten Wirtschaftskrise fragt.
Der Durchschnittsdeutsche macht sich
Sorgen um die Zukunft. Und die
Sorgen haben ganz konkret mit wirt-
schaftlicher Sicherheit zu tun. So ver-
zeichnet die Telefonseelsorge für das
Jahr 2008 eine Verdoppelung der
Anrufer, die mit den Themen Arbeits -

losig keit und Finanzen nicht mehr allei-
ne zurechtkommen. Diese Zahl, die ja
für das gesamte Jahr 2008 hochge-
rechnet wurde, ist umso alarmierender,
da das Platzen der Finanzmarkt-Blase
erst zum Ende des vergangenen Jahres
spürbar wurde. Wir können uns also
leicht ausmalen, dass die Drähte der
Telefonseelsorge im Moment heiß lau-
fen, da die Krise voll und ganz in
Deutschlands Familien angekommen
ist. Ein Indiz dafür ist, dass sich zuneh-
mend Menschen im mittleren Alter, also
zwischen 30 und 59 Jahren an die
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dort
wenden. Die Schlussfolgerung lautet:
Die in Arbeit und Familie aktivste Be -
völkerungsgruppe hat im Moment die
größten Sorgen um die Zukunft. Die Er -
fah rungen der Telefonseelsorge decken
sich auch mit aktuellen Umfrage -
ergebnissen vom März 2009. Laut
„ARD Deutschlandtrend“ sagen 55 Pro -
zent der Deutschen: „Ich mache mir
Sorgen um meine persönliche wirt-
schaftliche Zukunft.“ 53 Prozent fürch-
ten um ihre Ersparnisse, und 38 Pro zent
der Erwerbstätigen haben Angst, ihren
Arbeitsplatz zu verlieren. Auch unsere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
VdK-Sozialrechtsberatung berichten
immer häufiger von solchen Aussagen
der Ratsuchenden.

Doch die Sorgen und Ängste der Ein -
zelnen bleiben oft außen vor, während
die Nachrichten von den großen The men
Wirtschaft und Finanzen beherrscht
werden. Oft ist in diesen Tagen sogar
schon die Meinung zu hören gewesen,
dass in diesen Zeiten kein Platz – über-
setzt in Politikersprache heißt das: kein
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Geld – mehr für soziale Leistungen da
ist. So, als sei Sozialpolitik das I-Tüpfel -
chen, das sich eine Gesellschaft nur in
wirtschaftlich guten Tagen leisten kann.
Wir, der Sozialverband VdK, sind aber
gerade umgekehrter Meinung: Nie war
Sozialpolitik so wichtig wie heute. Denn
wie wir die Krise insgesamt meistern,
hängt vor allem davon ab, wie viel
Vertrauen die Menschen dem Staat und
seinen sozialen Sicherungssystemen
entgegenbringen.

Sozialstaat als stabiler Pfeiler

Bisher stellen die Deutschen dem So -
zial staat noch ein relativ gutes Zeugnis
aus. Wie die aktuelle Krise zeigt, funk-
tioniert er nämlich noch recht gut. Es
hat sich beispielsweise gezeigt, dass
die vermeintlich altmodische Strategie,
am Prinzip der solidarischen Renten -
finanzierung zwischen Arbeitnehmern
und Rentnern festzuhalten, die richtige
war. Ausgerechnet die seit 20 Jahren
als „veraltet“ gescholtene gesetzliche
Rentenversicherung erweist sich als
stabiler Pfeiler innerhalb der aktuellen
Finanzkrise, weil sie sich nicht vom
Hype am Kapitalmarkt hat anstecken
lassen, sondern weiterhin vor allem auf
das Umlageverfahren setzt. Die Rufe
nach einer reinen „Basisversorgung“
und einer „Kapitaldeckung“ der Renten
sind verstummt. Sicherheit geht vor
Rendite – dieses Prinzip hat sich für die
gesetzliche Rentenversicherung be währt
und sollte so beibehalten werden. Die
private Versicherungswirtschaft konnte
hier ganz und gar nicht überzeugen.
Das zeigt sich beispielsweise am
Kostenfaktor Verwaltungskosten: Diese

machen bei der Rentenversicherung
weniger als zwei Prozent aus, aber bis
zu 20 Prozent und mehr bei den Privat -
versicherern. Die Renten versicherungs -
beiträge der Arbeitnehmer kommen
also zum allergrößten Teil direkt dort an,
wo sie hinsollen: bei den Bezügen und
Krankenversicherungen der Rentne rin -
nen und Rentner und bei den Reha-
Einrichtungen, die ebenfalls aus diesen
Geldern finanziert werden. 

Das Beispiel der gesetzlichen Renten -
finanzierung zeigt: „Sozialstaat“ und
„Sozialversicherungssystem“ sind in
Deutschland noch weitgehend positiv
besetzte Begriffe. Während viele, die
ihren Bank- und Versicherungsberatern
vertrauten, ihr privat angelegtes Ver mö -
gen fürs Alter nun abschreiben müssen,
konnten die gesetzlich streng geregel-
ten Sicherungssysteme beweisen, dass
sie vernünftig mit dem anvertrauten
Geld umgehen. Dennoch zeigen die
aktuellen Umfragen, dass die Stim mung
brüchig ist. Vom Verhalten der Politik in
der aktuellen Krise wird abhängen, ob
der Staat und seine sozialen Siche rungs -
 systeme das Vertrauen der Bürger wie-
der vollständig zurückgewinnen können.

Ohne Vertrauen der Bevölkerung in den
Staat und seine demokratischen Struk -
turen droht neben der finanziellen eine
moralische Krise. Denn wer den Grund -
strukturen der Demokratie misstraut,
neigt zu extremem Verhalten, wie Sozio -
logen warnen. Viele Wissenschaftler
sehen den Wandel des Wahlverhaltens
der Deutschen als alarmierendes
Zeichen. Viele Bürgerinnen und Bürger
sehen sich offenbar im Lager der eta-
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blierten so genannten „Volksparteien“
nicht mehr vertreten. Die Folge: Auf der
einen Seite wird die Gruppe der Nicht -
wähler immer größer, auf der anderen
Seite gewinnen extreme politische Po -
sitionen immer mehr Zulauf. Wer sich in
seinem Staat nicht mehr zu Hause
fühlt, kämpft entweder gegen ihn oder
er resigniert. Dies kann zur Radika lisie -
rung Einzelner führen oder auch nur zu
einer gewissen Einzelkämpfer menta lität.
Insgesamt bedeutet das den Verlust
des sozialen Kitts, nämlich die Abkehr
vom gesellschaftlichen Engagement
durch den Rückzug ins Private. 

Stärkung der gesetzlichen Rente

Ein großer Stabilitätsfaktor unserer
Gesellschaft ist die heutige Rentner -
generation. Sie stellt die zuverlässigste
Wählergruppe dar und zeigt großes
bürgerschaftliches Engagement, wie
wir aus unserer Verbandsarbeit mit
Ehren amtlichen wissen. Zudem ver -
richten Rentnerinnen und Rentner viel
ge sellschaftliche Arbeit in Form von
Pflege von Angehörigen oder Be -
treuung von Enkelkindern. Dies alles
sollte bedenken, wer angesichts der
aktuellen Krise davon redet, die Rent -
ner mögen sich endlich bescheiden
und beispielsweise auf Renten er hö -
hungen verzichten. Las sen Sie es mich
einmal so formulieren: Die Rentner
sind nicht schuld an der Finanzkrise –
ganz im Gegenteil. Die Kauf kraft der
Rente ist seit 2004 um 8,5 Prozent
gesunken. Im Jahr 2008 schrumpfte sie
aufgrund der hohen Preis steigerungen
zum fünften Mal in Folge. Die Rent -
nerinnen und Rentner hatten ein reales

Minus von 1,8 Prozent zu verkraf ten.
Un ersättlichkeit sieht anders aus. 

Deshalb fordert der Sozialverband VdK,
dass die Rente für aktuelle und künftige
Bezieher wieder eine berechenbare und
zukunftsfähige Größe wird. Dies geht
nur durch Korrekturen der aktuellen
Ren ten politik, ganz nach dem Prinzip:
Ein facher ist besser. Wir fordern eine
Rück kehr zur dynamischen Rente mit
Anpassung an die allgemeine Lohn-
und Gehalts ent  wicklung, wie es der
Ursprungs ge dan ke Konrad Adenauers
war. Sämt liche Kür zungsfaktoren müs-
sen wegfallen. Sie heißen Riesterfaktor,
Ausgleichsfaktor und Nachhaltig keits -
faktor und fließen derzeit als mindernde
Größen in die Ren tenformel ein. Diese
komplizierten und nur Experten nach-
vollziehbaren Re chengrößen machen
eine Übersicht für den Einzelnen über
eine künftig er wartbare Rente kaum
möglich. 
Beispiel Riesterfaktor: Dieser beträgt
etwa 0,6 Prozent. Auch dem hartnäcki-
gen politischen Druck des VdK ist zu
ver danken, dass er 2008 ausgesetzt
wurde, so dass immerhin eine Renten -
erhöhung über der magischen 1-Pro -
zent-Marke herauskam. Der Riester -
faktor wird auch 2009 ausgesetzt, so
dass heuer zum ersten Mal seit sieben
Jahren wieder mit einer Renten anpas -
sung von über zwei Prozent zu rechnen
ist – voraussichtlich mit 2,4 Prozent in
den westlichen und 3,38 Prozent in den
östlichen Bundesländern. Allerdings
soll nach den derzeitigen Plänen der in
den Jahren 2008 und 2009 weggefalle-
ne Riesterfaktor in den Jahren 2012
und 2013 wieder nachgeholt werden.
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Mit solchen Kürzungen droht die Rente
immer mehr Richtung Grundsicherung
zu rutschen. Das ist den Menschen
nicht zu vermitteln, die am Ende ihres
Arbeitslebens stehen.

Angesichts einer real vorhandenen
Altersarmut machen Diskussionen über
Rentenkürzungen den Menschen quer
durch alle Altersgruppen Angst. Schließ -
lich ist nicht jeder in der Lage, ausrei-
chend privat fürs Alter vorzusorgen. Es
ist schockierend, dass jetzt schon 18
Prozent der Rentnerinnen und Rentner
in Bayern von Armut bedroht sind, wie
aus dem Sozialbericht der Staats re gie -
rung hervorgeht. Weit über eine halbe
Million älterer Menschen sind in einem
reichen Land wie Bayern armutsgefähr-
det. Schon jetzt rangiert Bayern im Län -
dervergleich durchschnittlicher Ren  ten -
höhen weit hinten. Laut Rentenstatistik
bezieht ein männlicher Durchschnitts -
rentner in Bayern 960 Euro. Bei den
Frauen liegt die Durchschnittsrente bei
667 Euro, wobei die Witwenrente schon
eingerechnet ist. Immer mehr Rent ne rin -
nen sind in Bayern auf die Grund siche -
rung im Alter angewiesen. Viele ältere
Frauen müssen sich die Frage stellen,
ob sie am Ende des Monats frisches
Obst oder Medikamente kaufen. Armut
wird sichtbarer, wie die Schlangen an
den „Tafeln“ überall in Deutschland zei-
gen. Doch auf Dauer sind bürgerschaft-
liche Initiativen wie die Tafeln keine
Lösung des Problems fehlender finan-
zieller Sicherheit gerade auch im Alter.

Der Staat muss deshalb Ernst machen
und die Grundlagen für eine gleichbe-
rechtigte Gesellschaft schaffen. 

Fokussierung auf Frauen

Lassen Sie mich bei der Situation älte-
rer Frauen bleiben. Schon heute ist die
Altersarmut häufig weiblich, 30 Prozent
aller alleinstehenden Rentnerinnen gel-
ten als armutsgefährdet. Und wenn wir
an der momentanen Erwerbssituation
von Frauen nichts ändern, wird sich
dieses Problem extrem verschärfen.
Die Zeiten, in denen der Familien-
Ernährer mit Hausfrauen-Gattin nach
45 Jahren ununterbrochener Vollzeit-
Erwerbstätigkeit als so genannter „Eck -
rentner“ in den Ruhestand geht und
seinen Lebensabend mit seiner Frau
ver lebt, sind schon lange vorbei. Weib -
liche Erwerbsbiografien – und nicht nur
diese – sind längst geprägt von langen
Ausbildungsphasen, Auszeiten für Er -
ziehung oder Angehörigenpflege, zeit-
weiliger Arbeitslosigkeit und (als typisch
weibliches Merkmal) von Teilzeit- statt
Vollzeitarbeitsstellen. Hinzu kommt der
ärgerliche Befund, dass Frauen in
Deutschland 23 Prozent weniger als
Männer verdienen. Eine Frau muss fast
15 Monate arbeiten, um dasselbe zu
verdienen wie ein Mann in nur zwölf
Monaten, sie muss also auch drei Mo -
nate länger arbeiten, um denselben
Rentenanspruch zu erwerben wie ein
Mann in nur zwölf Monaten. Es ist leicht
auszurechnen, wie schnell eine Frau
schon nach wenigen Jahren den An -
schluss verloren hat. Frauen arbeiten
öfter in Jobs ohne Tarifbindung und
haben oft längere und unregelmäßigere
Arbeitszeiten als Männer. Eine zu kunfts -
fähige Sozialpolitik muss deshalb die
Frauen besonders im Blick haben. Es
gilt, durch eine Verbesserung der Rah -
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men bedingungen vor allem bei Kinder -
betreuung und Ganztagsschulen die
Frauen-Erwerbsquote zu steigern und
Frauen zu vernünftigen Löhnen und
Arbeitszeiten zu verhelfen, die eine
weibliche Altersvorsorge erst ermög-
lichen. Ein erster wichtiger Schritt ist
hier die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohns. Dieser würde vielen
Frauen zugutekommen, die häufig in
Niedriglohnsektoren beschäftigt sind. 

Auch der Chef der Deutschen Renten -
versicherung Bund, Herbert Rische,
sieht den Niedriglohnbereich als eines
der größten Probleme für die künftigen
Rentnergenerationen an: „Bei der Lohn -
findung muss man berücksichtigen,
dass man Einkommen erzielt, die auch
für das Alter eine Absicherung ermögli -
chen“, sagte er jüngst in einem Zei tungs -
interview an die Adresse der Tarif part ner.
Weitere Risikofaktoren für Altersarmut
sind seiner Analyse nach lange Ar -
beitslosigkeit, Mini-Rentenbeiträge als
Hartz-IV-Empfänger und Erwerbs min -
de rungen durch Krankheit. Hier muss
der Staat stärker in die Fürsorgepflicht
genommen werden, denn solche Le -
bens  umstände lassen naturgemäß auch
keine private Vorsorge zu.

Wachsende Armut

Armut manifestiert sich seit den Hartz-
Reformen 2005 sehr anschaulich im Be -
zug so genannter Hartz-IV-Leistun gen.
Aktuell leben 6,4 Millionen Menschen,
also 7,7 Prozent der Bevölkerung, von
Hartz-IV-Leistungen, bis Ende 2009 wird
mit 7 Millionen Hartz-IV-Empfän gern ge -
rechnet. Die größte Risiko gruppe für

Hartz IV sind Alleinerziehende und
deren Kinder. Dies ist wahrlich ein
Armutszeugnis für ein reiches Land wie
Deutschland, wo Bildungs- und damit
Aufstiegschancen eines armen Kindes
viel geringer als in anderen europäischen
Ländern sind. Die beste Prä ven tion ge -
gen Armut und materielle Sor gen künf-
tiger Beitragszahler-Genera tio nen ist
aber die Förderung der Bildung. Dazu
gehört ein sozial gerechtes Schul system.
Noch lautet die düstere Prognose: ein-
mal arm, immer arm. Wenn in der Bil -
dungs politik nicht rasch die richtigen Wei -
chen gestellt werden, werden die heute
2,5 Millionen armen Kinder – der Kinder -
schutzbund spricht sogar von 5 Millio -
nen gefährdeten Kindern – die armen
Er wachsenen von morgen sein. 

Der Sozialverband VdK hat mit einer viel
beachteten Kampagne 2008 auf das
Ar mutsproblem aufmerksam ge macht
und so eine Diskussion angestoßen.
Der Präsident des Kinder schutz bun des,
Heinz Hilgers, beklagte jüngst die unzu-
reichende Gewichtung der staatlichen
Mittel aus dem Konjunkturpaket der
Bundesregierung: Statt in die Köpfe der
Kinder, so Hilgers, werde „in Steine“
investiert, das heißt in Schulgebäude -
sa nierungen – obwohl auch das zwei-
felsohne dringend notwendig ist. Durch
das Konjunkturprogramm würden künf-
tige Generationen extrem belastet, ohne
sie für die Zukunft stark zu machen. 

Dieser Diskussion zu verdanken sind
einige, allerdings erst winzige Ansätze
in Richtung Armutsvermeidung: So kün -
digte Bayerns Ministerpräsident Seehofer
jüngst an, er wolle Bayern zum „Kinder -
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land Nummer 1“ machen, mit mehr
Kinderbetreuungsangeboten und einer
qualitativen Verbesserung der Betreu -
ung, zum Beispiel im pädagogischen
Bereich. Die Forderung des VdK nach
der Bereitstellung eines kostenlosen
Mittagessens greift er ebenfalls auf: Für
bedürftige Kinder soll es an Ganz tags -
schulen und in der Mittagsbetreuung
von Grundschulen einen Zuschuss von
200 Euro pro Kind und Schuljahr vom
Freistaat geben. Immerhin, ein erster
Schritt in die richtige Richtung ist getan.

Hauptbetroffene steigender Ar  beits -
 losigkeit

In vielen anderen Bereichen stagnieren
die staatlichen Aktivitäten allerdings.
Gerade in der jetzigen Krise am Ar beits -
markt wird sich zeigen, wie viel von den
Sonntagsreden der Politiker zur Teil habe
benachteiligter Bevölkerungs gruppen
am gesellschaftlichen Leben zu halten
ist. Langzeitarbeitslose, ältere Arbeit -
neh mer und Menschen mit Behinde -
rungen werden leider meist als Letzte
eingestellt und als Erste wieder ausge-
stellt. Auch hierzu einige Zahlen: Für
ältere Arbeitnehmer sinken mit jedem
Lebensjahr die Chancen, eingestellt zu
werden. Im Jahr 2006 fanden etwa
100.000 50-Jährige einen neuen Job,
aber nur 68.000 55-Jährige und nur
25.000 59-Jährige. Diese Zahlen stam-
men wohlgemerkt aus Vor-Krisen zeiten.
Aktuell dürfte die Situation noch kritischer
sein. Für die Gruppe der Men schen mit
Behinderungen liegen aktuelle Daten vor:
So sind sie vom derzeitigen Zu wachs der
Arbeitslosenquote besonders be trof fen,
die Arbeitslosigkeit ist im Januar 2009 um

6,3 Prozent gestiegen. Insgesamt liegt
die Erwerbsquote bei Menschen mit Be -
hinderungen ohnehin nur bei 50 Pro zent
(gegenüber 76 Prozent bei Nicht  be hin -
derten). 

Gerade das Beispiel Behindertenpolitik
zeigt, dass es wenig Gründe gibt, sich
auf vermeintlichen Erfolgen in der So zial -
politik auszuruhen. Das Gesetz zur Um -
setzung der UN-Konvention zur gesell-
schaftlichen Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen ist zwar seit 1. Ja nu ar
2009 in Kraft, markiert aber nur eine
weitere Etappe innerhalb eines langen
Prozesses, den der Sozialverband
VdK als größter Behindertenverband
Deutsch lands seit langem vorangetrie-
ben hat und auch weiterhin kritisch
beg leiten wird. Ziel muss sein, die gleich -
 berechtigte Teilhabe in allen Lebens -
bereichen zu ermöglichen. Dazu gehört
die umfassende Barrierefreiheit nicht
nur in öffentlichen Gebäuden und Ver -
kehrsmitteln, sondern auch in den Be -
trie ben und in der computergestützten
Kommunikation. Die Reform der Ein -
glie derungshilfe ist ein weiterer Punkt,
ebenso wie die Umsetzung der euro -
päi schen Antidiskriminierungs richtlinie.

Betätigungsfelder Gesundheit und
Pflege

In all dem Trubel um die Finanzkrise ist
zum Jahreswechsel auch die wichtige
politische Diskussion um die Zukunft
der Gesundheitspolitik in Deutschland
ein wenig untergegangen. Der demo-
grafische Wandel, der ja beispielsweise
im vergangenen Jahr hier in Tutzing
Thema war, fordert gerade hier neue
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Herangehensweisen. Die Pflege – und
nicht nur ihre Finanzierung, sondern vor
allem ihr menschliches Gesicht – ist ein
Thema, das den Sozialpolitikern eigent-
lich auf den Nägeln brennen müsste.
Doch manchmal scheint es, wie es der
streitbare Pflegeexperte Claus Fussek
einmal überspitzt formulierte, dass uns
das Wohlergehen der Tiere auf Gut
Aiderbichl mehr am Herzen liegt als das
unserer alten Menschen in Heimen
oder in häuslicher Pflege. 

Hier wäre noch viel zu tun und zu
sagen. Ich möchte nur wenige Punkte
herausgreifen, an denen uns Verbesse -
rungen geboten scheinen. 

l Als zu Beginn des Jahres der Ge -
sund  heitsfonds mit einer neuen Ho -
no rar ordnung für Ärzte in Kraft trat,
nahmen das manche Ärzte in
Bayern zum An lass, einige weniger
lukrative Patien ten aus ihren Kartei -
en zu werfen. Da zu gehörten auch
Menschen in Pfle geheimen. Das
Argument der Ärz te: Das rechnet
sich nicht. Wir soll  ten deshalb die
richtigen Lehren ziehen, um die
Versorgung der Men schen auch
weiterhin zu gewährleis ten und for-
dern deshalb die Ein füh rung festan-
gestellter Ärzte in Pflege hei men.
Dieses Modell hat sich in Pilot pro -
jek ten auch finanziell bestens be -
währt, indem es beispiels weise zu
weit weniger Überweisungen kran-
ker Bewohner in Kliniken führt.

l Es gehört außerdem zu den Ge burts -
fehlern der Pflegeversicherung, dass
der Beaufsichtigungs- und Betreu -

ungs bedarf von Menschen mit De -
menz bei der Feststellung der Pflege -
stufen nicht berücksichtigt wurde.
Wir begrüßen deshalb ausdrücklich
die Empfehlungen des Experten bei -
rates der Bundesregierung zur Über -
arbeitung des Pflegebedürftig keits -
begriffs. Damit wird der Zugang zu
Leistungen durch die Schaffung
einer neuen Pflegestufe erleichtert,
denn der bisherige finanzielle Zu -
schuss von 200 Euro für die Ver sor -
gung Demenzkranker ist nicht mehr
als ein Tropfen auf dem heißen
Stein.

l Angesichts des demografischen
Wan dels sollte auch die Prävention
einen viel größeren Stellenwert in
der Gesundheitspolitik bekommen.
Leider hat sich durch den Gesund -
heitsfonds die eigenartige Situation
ergeben, dass Krankenkassen von
besonders – sprich: chronisch Kran -
ken am meisten profitieren, während
das Engagement für Prävention
nicht belohnt wird. Ein Beispiel ist
die nach wie vor fehlende Aufnahme
der schonenden und unkomplizier-
ten DXA-Messung zur Osteopo rose-
 Prävention in den Leistungskatalog
der Krankenkassen. Und dass in
Deutschland noch in dieser Legisla -
turperiode ein tragfähiges Präven -
tions gesetz verabschiedet wird, ist
wohl illusorisch. Angesichts gestiege -
ner Lebenserwartung und längerer
Lebensarbeitszeiten ist dies jedoch
das Gebot der Stunde. 

l Zu diesem Themenumfeld gehört
auch die Stärkung und der Ausbau



15

Ulrike Mascher

von Rehabilitation zum Erhalt der
Ar beitsfähigkeit und der Vermeidung
von Pflegebedürftigkeit sowie die
Ankurbelung betrieblicher Gesund -
heits maßnahmen, die älter werdende
Belegschaften unterstützen. 

Sozialpolitik gibt es nicht zum Nulltarif,
das ist klar. Und so werden sich jetzt
einige von Ihnen fragen: Wer soll das
bezahlen? 
Der Staat finanziert seine Ausgaben
aus eingenommenen Steuern, und hier
ist meiner Meinung nach noch einiges
zu korrigieren. Um die Kluft zwischen
Arm und Reich nicht weiter wachsen zu
lassen, müssten Spitzenverdiener in
Deutschland mehr Steuern bezahlen.
So könnte der Spitzensteuersatz von
42 auf 47 oder 48 Prozent angehoben
werden, sollte aber nicht schon wie
heu te bei Jahreseinkommen ab 52.000
Euro greifen, sondern erst bei höheren
Bezügen. Auch eine Vermögenssteuer
darf nicht tabu sein. Außerdem fragt
man sich bei den schnell auf den Weg
gebrachten Euro-Milliarden des Kon junk -
 turpakets, warum ausgerechnet für
eine sozial gerechte Politik kein Geld da
sein soll. Um zu illustrieren, wie rasch
sich der Wind gedreht hat, möchte ich
Ihnen die Geschichte der Abwrack prä -
mie für Kühlschränke erzählen: Noch
im Herbst 2008 machte der frühere
Bun deswirtschaftsminister Glos den Vor -
 schlag, den Kauf von neuen, energie-
sparenden Kühlschränken und Ge frier -
geräten mit 150 Euro zu unterstützen,
wenn das alte Gerät entsorgt würde.
„Abwrackprämie“ nannte er das da mals
nicht, sondern „Modernisierungs initia -
tive Weiße Ware“. Bei jährlich drei Mil lio -

nen Kühlschränken und einer Million
Ge friertruhen hätte das den Staat 600
Millionen Euro gekostet. Die Summe
erschien – in den seligen Zeiten der
Vor-Wirtschaftskrise – zu astronomisch,
Herr Glos musste seinen Vorschlag wie -
der einpacken. Kürzlich wurde diese Idee
von der IG Metall und Betriebs räten
wieder aufgegriffen, denen 100 Euro
Prä mie bereits genügen würden. Es
bleibt zu hoffen, dass dieser Vorschlag
diesmal mehr Wohlwollen findet, denn
von einer solchen Unterstützung könn-
ten weit mehr und vor allem weit be -
dürftigere Menschen profitieren als von
den derzeitigen Auto-Umweltprämien.
Der Sozialverband VdK wünscht den
Politikern vor allem eines: einen kühlen
Kopf. Wir sollten nicht nur in kurzfristige
Maßnahmen investieren, sondern brau-
chen sozialpolitische Weichenstel lun -
gen, die den Menschen Stabilität und
Sicherheit für ihre persönliche Zukunft
vermitteln. Der VdK wird auch weiterhin
ein Fürsprecher für Solidarität und
Menschlichkeit bleiben. Sie können
sicher sein, dass wir den Prozess der
Krisenbewältigung kritisch und kons -
truk tiv begleiten werden.
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Der 2. Bayerische Sozialbericht

Im Februar 2009 hat die bayerische
Arbeitsministerin Christine Haderthauer
dem Parlament den „2. Bericht der
Staats regierung zur sozialen Lage in
Bayern“ übergeben. Der vorliegende
Aufsatz soll aus der Sicht des Koor -
dinators der wissenschaftlichen Situa -
tions analysen kurz den Hintergrund
und Auftrag dieses Berichts schildern,
den Aufbau des Berichts skizzieren,
einige Probleme während der Bear bei -
tung verdeutlichen und dann in einem
dritten Abschnitt einige ausgewählte
Ergebnisse aus zwei der Be richts kapitel

vorstellen. Ziel ist es hier nicht, eine
Kurz  fassung dieses Berichts zu prä -
sen tieren. Eine solche ist (neben der
ausführlichen Buchfassung und Inter net -
version des Berichtes und einer Mini-
Disc) in Papierform erhältlich; diese kur-
ze Broschüre enthält die Zusammen -
fassungen aus der Feder des StMAS. 

1. Hintergrund und Auftrag

Der 2. Bayerische Sozialbericht sollte
nach den Vorgaben des Landtags und
der Staatsregierung dem Konzept
eines Lebenslagenansatzes folgen, d. h.
konkret sowohl Politikbereiche als auch
sozusagen quer liegend die soziale
Lage ausgewählter Personengruppen
im Freistaat darstellen. In einer breiten
Palette von Themen (von Ein kommen/
Armut über Arbeitsmarkt, Gesundheit
und bürgerschaftliches Engagement
bis zur Darstellung der Lage von Jun -
gen, Migranten, Familien und Älteren)
sollte der Bericht sowohl als Armuts-
und Reichtumsbericht fungieren, aber
darüber hinaus auch in einer breiten
Perspektive die soziale Situation diffe-
renziert darstellen. Regionalisierungen
erfolgten sowohl innerhalb des Frei -
staats – zum Teil herunter bis auf die
Kreisebene – als auch durch einen
Vergleich der bayerischen Ergebnisse
mit ausgewählten Bundesländern (vor
allem Baden-Württemberg und Nord -
rhein-Westfalen als Flächenstaaten)
sowie den (west-)deutschen Durch -
schnitts werten. Neben Beschreibungen
sollten auch „Korrelationen“ im Sinne
von Zusammenhangsdarstellungen un -
ter sucht werden. Die so insgesamt schon
multidimensionale Aufgabe sollte durch
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Zeitreihen – ab 2000/2001 bis mög-
lichst nahe heran an den aktuellen
Rand, soweit die amtliche Statistik dies
überhaupt zulässt – ergänzt werden. 
Neben einer Reihe von thematischen
Fragen seitens der Staatsregierung zu
den einzelnen Kapiteln wurde mit der
Ausschreibung des Vorhabens bereits
eine Liste von zu untersuchenden
Fragestellungen vorgegeben, die im
Verlaufe der frühen Projektarbeit durch
den dankenswerterweise einberufenen
Beirat noch erweitert wurde. Dieser
knapp 50-köpfige Beirat, in dem wich-
tige gesellschaftliche Gruppen im Frei -
staat vertreten waren, hat während der
Bearbeitung nicht nur die Aufgaben dif-
ferenziert, sondern die Bearbeitung
auch durch Rat und Tat (Datenzugänge
etc.) unterstützt. Nichtsdestotrotz ent-
stand damit zu Beginn der Arbeiten für
die zuständigen Institute und die betei-
ligte Abteilung im Arbeitsministerium ein
Fragenprogramm, das selbst bereits weit
über 100 Seiten angenommen hat.

Im Kontrast dazu stand die Bear bei -
tungs zeit. Im Gefolge der offenen Aus -
schreibung wurde bei der Auftrags er -
teilung am 03. Dezember 2007 (mit der
an fänglichen Zielvorgabe Ende Juni
2008) eine eigentlich kaum realisierbare
Abgabefrist gesetzt. Abgesehen von
ein zelnen Nachlieferungen im Juli 2008
wurde der Bericht aber trotzdem fast
punktgenau fertig gestellt. Erschwe rend
zum knappen Zeitrahmen kam hinzu,
dass eine der Forderungen darin be -
stand, z. B. auch den 3. Armuts- und
Reich  tumsbericht des Bundes einzube-
ziehen, möglichst Ergebnisse des Mik -
ro zensus 2006 noch mit aufzuarbeiten,

etc. Teils kamen diese Quellen aller-
dings erst mit großer Verzögerung auf
den Markt, so dass sich einige Aus wer -
tungswünsche auch zerschlagen ha ben. 

Der Bericht hat, entgegen allen ur -
sprün glichen Planungen und intensivem
Dagegenhalten der wissenschaftli chen
Koordination, einen Umfang von rund
800 Seiten erreicht. Aus diesem Grund
ist dann auch die Übergabe an den
Landtag alleine durch den Prozess der
technischen Erstellung, aber auch
durch einige Umformulierungen in den
von der Staatsregierung verantworteten
Teilen (Neuwahlen!) verzögert worden.
An dieser Stelle ist ausdrücklich darauf
hinzuweisen – und dies auch mit einem
Dank für die gute und vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit den zuständigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Ar -
 beitsministerium zu verbinden –, dass
seitens des StMAS während der Bear -
beitung und in Bezug auf den Inhalt der
von den Instituten verantworteten Teile
keinerlei Versuche in Richtung einer
Zensur oder von Änderungen an uns
heran getragen wurden. Entspre chen de
Verdächtigungen (vgl. z.B. H. Aiwanger,
MdL in der Süddeutschen Zeitung vom
13.02.2009) sind schlicht falsch. 

2. Aufbau des Berichts und einige
Probleme der Bearbeitung

Der Bericht enthält sowohl von den
Instituten verfasste Kapitel als auch
vom StMAS/von der Staatsregierung
bzw. den zuständigen Fachministerien
und nachgeordneten Behörden verfass -
te Teile (vgl. die Gliederungsübersicht in
Darstellung 1).
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Der Natur der Sache entsprechend
konzentrieren sich die Darstellungen in
den Situationsanalysen in Teil B – die
zum größten Teil von den Instituten, bei
einigen Kapiteln aber auch von den
Ministerien selbst geschrieben wurden
– vor allem auf die Frage von Outputs,
also den sozialen Lagen und der
Leistungsinanspruchnahme sowie von
Wirkungen im Sinne von Status verän -
derungen und so genannten „relationa-
len“ Indikatoren, also Zusammenhängen
zwischen verschiedenen Politikberei chen
und Lebenslagen. Demgegenüber ent-
halten die Teile, die von der Staats re gie -
rung verfasst wurden (vor allem Teil A
und die Zusammenfassungen/ Stellung- 

nahmen in Teil B), stärker auch Hinweise
auf gesetzliche Regelungen und den
Finanzeinsatz sowie Absichten und
Schlussfolgerungen der Staats regie rung
aus den Situationsanalysen. Vereinba -
rungs  gemäß wurden Prognosen mög-
lichst aus dem Bericht herausgehalten,
mit Ausnahme z. B. einer Darstellung
der künftigen Bevölkerungsentwicklung
auf der Basis der Landesvariante der
11. koordinierten Bevölkerungsvoraus -
berechnung und daraus resultierend
einer Prognose des Erwerbspersonen -
potenzials sowie ähnlicher Dinge. Eben -
falls außerhalb der von den Insti tuten zu
verantwortenden Teile blieben – wie
vorab vereinbart – Schlussfolgerungen

Darstellung 1: Der Aufbau des 2. Bayerischen Sozialberichts
mit Angaben zur Autorenschaft
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und Politikempfehlungen. Letztere sind
nach einhelligem Verständnis aller Be -
teiligten nun Aufgabe der Aufarbeitung
des umfangreichen Berichts durch das
Parlament und sollten jetzt in einem
breiten politischen und gesellschaftli -
chen Diskurs in den nächsten Monaten
erfolgen. 

Neben den schon erwähnten Proble men
der Bearbeitungszeit und des Berichts -
umfangs ist an dieser Stelle auf zwei
weitere wichtige Bearbeitungsprobleme
ausdrücklich hinzuweisen. 
Sozialberichterstatter sind immer be -
müht, mit möglichst aktuellen Ergebnis -
sen zu arbeiten. Im vorliegenden Fall ist
in einigen Punkten jedoch nur ein
Arbeiten mit relativ alten Daten möglich
gewesen. Das bezieht sich beispielhaft
auf die Bayerische Lohn- und Einkom -
mens steuerstichprobe, deren letzte
Variante von 2001 stammt. Es bezieht
sich auch auf die gerade für Armuts -
messungen besonders wichtige Daten-
grundlage der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS). Während
der Bearbeitungszeit des Berichtes war
die neue EVS 2008 gerade im Feld, so
dass ihre Daten erst 2010 verfügbar
sein werden. Die vorherige EVS stammt
aber aus dem Jahr 2003. Dennoch
haben wir uns für diese Daten grund -
lage gerade im Kapitel 1 des Berichtes
entschieden, da die EVS die besten
Datenauswertungsmöglichkeiten in diffe -
renzierter Form bietet. Daher wurden in
diesem Punkt – wie auch in vergleich-
baren Fällen – aktuellere Daten aus ande -
ren statistischen Quellen, die aber nur
eine geringere Differenzierungstiefe
erlauben, zu einer Einschätzung von

Trends (näher an die Aktualität heran)
verwendet. 
Das bedingt aber eine weitere Schwie -
rigkeit. Die Prozentwerte auf Basis ver-
schiedener Erhebungen und Stich pro -
ben stimmen dann nicht mehr im Detail
überein (vgl. mit entsprechenden Bei -
spie len auch den 3. Armuts- und Reich -
tumsbericht des Bundes), so dass der
Eindruck von widersprüchlichen Er geb -
nissen entstehen kann. Hier ist der
Leser gefordert, die entsprechenden
Angaben in Erläuterungen und Fuß no -
ten bei Verwendung der Zahlen auch zu
beachten. 
Auch die zweite hier zu erwähnende
Prob lematik bezieht sich auf Fragen der
Datenverfügbarkeit und -vergleichbarkeit.
Generell hat sich die Datenver fügbar -
keit für die Sozialberichterstattung in
Deutschland und Europa in den letzten
Jahrzehnten deutlich verbessert. Den -
noch bestehen weiterhin schmerzliche
Lücken. So sind nicht alle Datenquellen
in der wünschenswerten Differen zier -
bar keit verfügbar. Daher konnte dem
verständlichen Wunsch (z. B. aus dem
Beirat) nach einer sehr starken raumbe-
zogenen Differenzierung nicht in allen
Punkten gefolgt werden. Gleicher maßen
ergeben sich durch Gesetzesänderun -
gen oder Anpassungen in der amt-
lichen Statistik häufig Veränderungen,
die das Nachbilden von Zeitreihen außer -
ordentlich erschweren. Beispielsweise
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik ha -
ben sich durch Rechtsänderungen in
den letzten zehn Jahren eine Reihe fun-
damentaler Neudefinitionen und neuer
Erfassungswege ergeben. Eine Ver -
gleich  barkeit etwa in der Zeit „vor/nach
Hartz“ ist bei wichtigen Datengrund -
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lagen nur mit sehr großem Aufwand
überhaupt denkbar. Aus diesem Grund
wurde im vorliegenden 2. Bayerischen
Sozialbericht auch auf einen Vergleich
mit den schon zehn Jahre alten Er geb -
nissen aus dem 1. Sozialbericht explizit
verzichtet. Derartige Vergleiche anzu-
stellen hätte mehr Aufwand und Zeit
erfordert. 

Unbenommen der genannten Schwie -
rig keiten glauben wir mit dem vorlie-
genden Bericht eine Vielzahl von Be -
funden präsentiert zu haben, die es
wert sind, einen umfassenden gesell-
schaftlichen Dialog und politischen
Diskurs über die künftige Sozialpolitik
im Freistaat Bayern zu führen. Begrü -
ßens wert ist in diesem Kontext und
angesichts der genannten Daten- und
Aktualitätsprobleme auch, dass sich
die Staatsregierung entschlossen hat,
künftig eine laufende, jährliche Sozial -
berichterstattung vorzulegen, in der
ent lang wichtiger Indikatoren eine per-
manente Aufarbeitung der jeweils neu-
esten Datenquellen erfolgt. Damit wäre
eine gute Grundlage gelegt, um für die
weiterhin gemäß den Landtags be -
schlüs sen zu erfolgenden periodischen,
vertiefenden Sozialberichte nicht immer
wieder „bei Adam und Eva“ beginnen
zu müssen und sich dort stattdessen
thematisch stärker konzentrieren zu
können. 

3. Einige Ergebnisbeispiele

Es wäre vermessen, versuchen zu wol-
len, auf wenigen Seiten im vorliegenden
Artikel die Ergebnisse eines 800-seitigen
Sozialberichtes über blicksartig darzu-

stellen. Die nachfolgenden Ergebnis -
beispiele verstehen sich deshalb als
Beispiele in dem Sinne, dem Leser zu
zeigen, welcher Art die Be funde sind,
ohne auch nur die einzelnen Kapitel alle
ansprechen zu können. Die hier vorge-
stellten Ergebnisse aus den Ka piteln
„Ein kom mensverteilung und Armut“
bzw. „Bil dung“ stellen ebenfalls nur je -
weils einen kleinen Ausschnitt der Be -
funde dieser Kapitel dar. Die Auswahl
ist insofern notwendigerweise subjektiv. 

Vorab festzustellen ist jedoch m. E.:
Bayern ist ein wohlhabendes Bundes -
land, das in vielen Dimensionen bei
Ran  kings Spitzenpositionen innerhalb
der deutschen Bundesländer einnimmt.
Dennoch gibt es auch in Bayern eine
Reihe von Entwicklungen, die zur sozial -
politischen Sorge Anlass geben und im
verteilungspolitischen Bereich Dinge
offen legen, die in einem so reichen Land
nicht sein müssten.

3.1 Thema: Einkommensverteilung
und Armut

Auch in Bayern hat sich, wie in anderen
Ländern, die funktionale Einkommens -
verteilung stark in Richtung der Ver mö -
genseinkommen entwickelt. Nach den
Daten der volkswirtschaftlichen Gesamt -
rechnung hat sich der Anteil der Ver mö -
genseinkünfte im Bereich der primären
Einkommensverteilung von 17,2 Pro zent
im Jahr 2000 auf 20,9 Prozent im Jahr
2006 rasant erhöht. Gleichzeitig sind
die Einkommen aus selbstständiger Ar -
beit und aus nichtselbstständiger Arbeit
zurückgegangen. Der Anteil letzterer ist
im betrachteten Zeitraum von 69,1 auf
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66,0 Prozent gesunken. In realen Grö -
ßen betrachtet (vgl. S. 74 des Berichts)
er rech net die Staatsregierung zwischen
2000 und 2006 ein Plus bei den Ver -
mögenseinkommen je Einwohner von
über 20 Prozent, während sich bei den
Arbeitnehmerentgelten und Selbststän -
digeneinkommen ein Minus von 5 Pro -
zent ergibt. 
Betrachtet man die personale Ver tei -
lung der Nettoäquivalenzeinkommen
anhand des so genannten Gini-Koeffi -
zienten (S. 145), so zeigt sich, dass die
Einkommensverteilung in Bayern (ver-
gleichbar zu Baden-Württemberg) et was
ungleicher ist als im westdeutschen und
insbesondere im deutschen Durchschnitt.
Eine Analyse der relativen Ein kom mens -
positionen für Familien und Ältere zeigt
einige interessante Unterschiede zwi-
schen Bayern und West deutschland.
Paare ohne Kinder stellen sich in
Bayern wie im westdeutschen Durch -
schnitt wesentlich besser als Paare mit
2 bzw. gar 3 und mehr Kin dern, wobei
diese Differenz in Bayern etwas ausge-

prägter ist als in West deutsch land ins-
gesamt (vgl. Dar stel lung 2). 

Wie die Darstellung ebenfalls zeigt,
rangieren Alleinerziehende in dieser
sich auf den Durchschnitt von 100 be -
zie hen  den Darstellung des relativen
materiellen Wohlstandsniveaus mit
74 Pro zent am niedrigsten. Besonders
bemerkenswert ist im unteren Teil von
Darstellung 2, dass Ältere ab 65 Jah  -
ren und darunter insbesondere die
Rentner/innen sich in Westdeutschland
und dann in Bayern noch etwas stärker
deutlich unterhalb des Durchschnitts
bewegen, während Pensionäre (in
Bayern etwas weniger als im westdeut-
schen Durch schnitt) weit darüber liegen.
Das zeigt recht eindeutig, dass eine Be -
trachtung der relativen Ein kom mens -
 positionen von Älteren allein entlang der
Dimen sion Alter des Hauptein kom -
mens  be ziehers wenig aussagekräftig
ist. Die Differenz zwischen Pensio när/
innen und Rentner/  innen ist außeror-
dentlich groß.

Darstellung 2: Materielles Wohlstandsniveau von Familien
und Älteren in Bayern und Westdeutschland

(EVS 2003, Nettoäquivalenzeinkommen, neue OECD-Skala, Ø = 100, Haushaltsebene)

Quelle: Sozialbericht, S. 123 ff.
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Betrachtet man die Armutsrisikoquoten
für ausgewählte Personengruppen wie -
derum im Vergleich Bayern versus West -
deutschland, so ist zunächst festzustel-
len: Die Armutsrisikoquote in Bayern
liegt im Durchschnitt mit 10,9 Prozent
unterhalb des westdeutschen Wertes von
11,8 Prozent. Auch bezogen auf Allein -
erziehende bzw. Kinder unter 15 Jah ren
stellt sich die Situation in Bayern etwas
besser dar als im bundesdeutschen
Durch schnitt, wiewohl die Werte ganz
und gar nicht zufrieden stellend sind. 
Bei Älteren ist die Relation allerdings
umgekehrt. Mit 16,2 Prozent liegen in
Bayern mehr Ältere als im westdeut-
schen Durchschnitt – und auch im ge -
samt deutschen Durchschnitt – unter-
halb der Armutsrisikoschwelle. Auf die
Per sonen bezogen gilt dies auch im
Hin blick auf Rentner mit 18,0 versus
15,1 Prozent. Wie der Darstellung hin-
sichtlich der sozialen Stellung des
Haupt einkommensbeziehers zu entneh -

men ist, liegt die Armutsrisikoquote in
Haus halten mit einem Rentner als Haupt -
 einkommensbezieher mit 19,7 Prozent
sogar noch über den vorgenannten
Werten und ist um 2,8 Prozentpunkte
höher als im westdeutschen Durch -
schnitt. Noch viel höher, wenn auch in
Bayern deutlich niedriger als im bun -
des deutschen Durchschnitt, ist der
Wert bei Personen in Haushalten mit
einem arbeitslosen Haupteinkommens -
bezieher. Hinsichtlich selbstständiger
Landwirte und Selbstständiger liegen
die Werte in Bayern dagegen wieder
über dem west deutschen Durch schnitts -
wert, wo bei natürlich gerade bei den
selbstständigen Landwirten auch auf
die Prob le me der Aussagekraft der ent-
sprechenden monetären Einkommens -
messungen hin zuweisen ist und bei
beiden Gruppen von Selbstständigen
immer auch die extreme Streuung
innerhalb dieser Gruppen zu beachten
ist.

Darstellung 3: Armutsrisikoquoten für ausgewählte Personengruppen
in Bayern und Westdeutschland

(EVS 2003, Nettoäquivalenzeinkommen, neue OECD-Skala, Armutsrisikoschwelle: 60% des Medianeinkommens)

Quelle: Sozialbericht, S. 135 f.
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Festzuhalten bleibt, dass diese Ergeb -
nisse, die im bayerischen Sozialbericht
noch in vielerlei Hinsicht (z. B. regional)
ausdifferenziert werden, zwar für Ken ner
dieser Materie nicht ganz überraschend
sind, in der Öffentlichkeit aber doch er -
hebliche Aufmerksamkeit erreicht ha ben.
Insbesondere für die relativ höhere Ar -
muts quote der Rentner/innen in Bayern
sind dabei natürlich neben der aktuellen
Wirtschaftsstruktur – mit relativ ausge-
prägten Niedriglohnbereichen – die Ar -
beitsverhältnisse und Einkommens be -
dingungen der Vergangenheit von großer
Bedeutung, die sich dann in den Renten -
einkommen niederschlagen. Aller dings
ist auch darauf zu verweisen, dass die -
se Erklärung alleine nicht ausreicht, um
die relativ niedrigeren Bestands- und
insbesondere neuen Versicherten renten
in Bayern zu erklären. 

3.2 Bildung

Das Bildungskapitel des Sozialberichts
– eines der umfangreichsten Kapitel –
lebt von einem gewissen Spannungs -
verhältnis zwischen den Tatsachen, dass
für weite Teile der Situationsanalysen
die Autorenschaft in der Hand von Staats -
instituten lag und dennoch zwischen den
Darstellungen in diesen Ka piteln und der
Bewertung in der vorangestellten Stel -
lung nahme durch die zuständigen Mi nis -
terien eine gewisse Uneinigkeit in der
Be wertung von Datenquellen und Er geb -
 nissen auftritt. Dies ist sicherlich Aus -
druck einer besonderen Umbruch si tu a -
tion im bayerischen Bildungswesen. 

Als Befund sei hier als Erstes die Stu dien -
anfängerquote 2006 nach dem Land
des Erwerbs der Hochschulzugangs -
berechti gung wiedergegeben (vgl. Dar -
stellung 4).

 

 

Darstellung 4: Studienanfängerquoten 2006 nach dem Land
des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung1 (Prozent)

Quelle: Sozialbericht, S. 303.
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Bayern hat nach dieser bundesweiten
Statistik unter den westdeutschen Bun -
desländern den niedrigsten Anteil von
Studienanfängern. Sogar Thüringen
und Berlin verzeichnen deutlich höhere
Werte.
Der bayerische Sozialbericht kann
natürlich kein Forum für die Aus einan -
der setzungen zwischen Befürwortern
und Gegnern bestimmter bildungspoli-
tischer Maßnahmen sein. An sich wäre
dies aus Sicht des Verfassers jedoch
wünschenswert, da hier in wie wohl kaum
einem anderen Politik- und For schungs -
 bereich mit kontrastierender Empirie
argumentiert wird, und Bildung ein
wichtiger Faktor für soziale Disparitäten
ist. Dennoch scheint es so, als wäre die
in Darstellung 4 aufscheinende Prob le -
matik für das bayerische Bildungs sys -
tem von „durchgängiger Natur“. Im mer -
hin erwerben auch nur 20,7 Prozent
(Wert für das Jahr 2004; Seite 291) der
Absolventinnen und Absolventen aus
allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen in Bayern die allgemeine
Hochschulreife, während dieser Anteil
in Westdeutschland um 7,3 Prozent-
punk te höher ist und in manchen
Ländern noch einmal deutlich darüber
liegt. 
Woran dies liegt, soll und kann hier
nicht im Detail diskutiert werden. Den -
noch ist evident, dass bereits in den
Schul wegen und -übergängen die
Grund lagen für diese niedrigen bayeri-
schen Werte gelegt werden. Hinzu
kommen – was die Situationsanalyse
zum Bereich Bildung im Sozialbericht
ausführlich präsentiert (vgl. S. 279 ff.,
288, 303 ff.) – ausgeprägte soziale Gra -
dienten in der Wahl und im Erfolg von

Bildungswegen. Aus meiner Sicht er -
scheint es dabei relativ unbedeutend,
ob nun je nach der einen oder anderen
Quelle diese soziale Selektion in Bayern
etwas schärfer oder doch nicht ganz so
scharf ist wie in anderen Bundes län -
dern. Auf jeden Fall ist sie massiv vor-
handen und angesichts von Heraus for -
derungen, wie sie sich durch die starke
Nachfrage nach höheren Bildungs -
abschlüssen am Arbeitsmarkt gerade in
einem Land wie Bayern stellen, ein
Phä nomen, das zu grundlegenden
Überlegungen Anlass geben sollte. Ver -
stärkt werden diese sozialen Gra dien -
ten im Bildungssystem dann in einem
so großen Flächenstaat wie Bayern
offensichtlich – und auch hierfür gibt es
eine Menge an empirischen Mustern im
Sozialbericht – durch Probleme der
Erreichbarkeit von Einrichtungen unter-
schiedlicher Bildungsgänge. Wie Dar -
stel lung 5 zeigt, gibt es in Bayern
Unter schiede in der Inanspruchnahme
unterschiedlicher Bildungswege bei den
Übertritten aus der Jahrgangsstufe 4,
die zwar nicht allein, aber doch wohl
sehr dominant, durch Erreichbarkeits -
aspekte mit bedingt sind.

Ein weiteres entscheidendes Problem
ist auf jeden Fall darin zu sehen, dass
diese strukturellen Defizite im Bildungs -
wesen auch im Bereich der beruflichen
Fort- und Weiterbildung dann nicht aus -
geglichen, sondern nochmals verschärft
werden (vgl. S. 312 ff.): Weiter bil dungs -
förderung erfahren insbesondere Be -
schäf tigte mit höherem qualifikatorischem
und beruflichem Status (vgl. Dar stel -
lung 6). Zwar ist die im Sozialbericht
dargestellte Stagnation in der Einbe -
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Hauptschule Realschule 

 

Gymnasium 

Darstellung 5: Übertritte aus der Jahrgangsstufe 4 an …
in den bayerischen Landkreisen und kreisfreien Städten 2006

(aus dem Schuljahr 2005/2006 in das Schuljahr 2006/2007; Prozent)

Quelle: Sozialbericht, S. 333 f.
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zieh ung von Beschäftigten in betriebli-
che Weiterbildung in den Jahren 2003
bis 2007 nach neueren Ergebnissen
inzwischen etwas besser geworden
(da bei relativiert das stagnierende Wei -
ter bildungsengagement bis 2007 die
Kla gen der Wirtschaft über einen
„Fach kräftemangel“ trotzdem erheb-
lich). Es spricht aber nichts dafür, dass

die soziale Selektivität der betrieblichen
Weiterbildungsförderung sich geändert
hätte. In Bayern noch etwas deutlicher
als im westdeutschen Durchschnitt
wer  den Beschäftigte mit (Fach-)Hoch -
schulabschluss mehr als 4-mal so häu-
fig in die betriebliche Weiterbildungs -
förderung einbezogen als Beschäftigte
für einfache Tätigkeiten.

Dies ist im Übrigen eines von einer gan-
zen Reihe von Beispielen dafür, dass
soziale Probleme in Bayern nicht nur
eine Frage politischen/staatlichen Han -
delns oder Unterlassens sind. Vielmehr
müssen häufig Verhaltensweisen der
Be triebe/der Wirtschaft als Auslöser
an gesehen werden.

4. Zum Abschluss

Die oben vorgestellten Befunde stellen
nur einen kleinen Ausschnitt aus dem
voluminösen Bericht dar. Insgesamt ent -
hält der 800-seitige Bericht eine Viel -
zahl von Bestandsaufnahmen zu einer
breiten Palette von Politikbereichen
und Lebenslagen. Sie aufzuarbeiten –

in einem möglichst breiten politischen
und gesellschaftlichen Diskurs – ist jetzt
Aufgabe nicht zuletzt der Sozial ver -
bände.

Im vorliegenden Beitrag kann und soll
dazu selbstverständlich keine Aussage
zu Prioritäten getroffen werden. Wichtig
erscheint es aber, hier zum Abschluss
darauf hinzuweisen, dass die einzelnen
Felder der Sozialpolitik nicht isoliert von -
einander diskutiert werden sollten.
Dazu sind einige Grundmuster zu offen-
sichtlich, die auf Wirkungsketten hin-
weisen:
Genannt sei z. B. das doch recht ein-
heitliche Grundmuster regionaler Dis pa -
ritäten. Im Überblick betrachtet zeigen

Darstellung 6: Anteil der Weiterbildungsteilnehmerinnen
und -teilnehmer an den Beschäftigtengruppen aller Betriebe

nach Qualifikation in Bayern und Westdeutschland 2007 (Prozent)

Quelle: Sozialbericht, S. 313.
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die vielen regionalisierten Ergebnisse in
den einzelnen Berichtskapiteln ein star-
kes Süd-Nord/Ost-Gefälle im Freistaat.
Das ist zwar nicht überraschend, diese
fehlende Gleichwertigkeit der Lebens -
be dingungen wird seit langem disku-
tiert und war auch schon Thema im
1. Bayerischen Sozialbericht. Auch gibt
es einige Befunde im 2. Sozialbericht,
die in Teilaspekten auf eine partielle
Abschwächung solcher Disparitäten
hin weisen (vgl. z. B. zu den regionalen
Miet- und Kaufpreisindizes S. 81, zur Ent -
wicklung bei der registrierten Ar beits -
losigkeit S. 221). Das Grundmuster des
Süd-Nord/Ost-Gefälles bleibt aber be -
stehen.
Auf der anderen Seite liegen z. B. sei-
tens der bayerischen Wirtschaft Kon -
zep te und Forderungen zur Innova ti -
ons- und Regionalpolitik vor, die gerade
auf eine Zementierung, ja Verschärfung
dieser Disparitäten hinauslaufen würden.
Regionen mit schwacher Ver kehrs -
anbindung bzw. solche, die sich nicht
als „Leuchttürme“ anbieten, sollten ge -
mäß dieser Forderungen explizit abge-
hängt werden (nur wo sich Tourismus
anbietet, soll diese begrenzte Ent wick -
lungs chance gefördert werden).

Solchem kurzsichtigen ökonomischen
Kalkül zu folgen wäre aber, das legt der
2. Bayerische Sozialbericht m. E. nahe,
wenig nachhaltig und nicht nur sozial-
politisch verhängnisvoll. Es existieren
offensichtlich Zusammenhänge in Form
von Wirkungsketten, die man kapitel-
übergreifend z. B. sehr vereinfachend
wie folgt skizzieren kann:
Schwache Wirtschaftsleistung -> hohe
Arbeitslosigkeit -> Einkommens unter -

schie de -> Infrastrukturdisparitäten (nicht
zuletzt im Bildungsbereich) -> Bil dungs -
defizite -> schwache Wirt schafts leis -
tung -> …! Soziale Gradienten verschär -
fen solche Teufelskreise und wachsen
dadurch.

Einem Ökonomen sei es gestattet, zum
Abschluss darauf hinzuweisen, dass
sich selbst überlassene Marktkräfte sol-
che Wirkungszusammenhänge nicht
auflösen können. Es bedarf vielmehr
staatlichen Handelns. Dabei stimmt es
durchaus hoffnungsvoll, wenn die Staats -
regierung in ihrem Kapitel zu den Grund -
sätzen und Zielen der baye ri schen
Sozialpolitik (vgl. S. 52 ff.) schreibt, sie
sei „der Ansicht, dass es die Aufgabe
bayerischer Politik ist, die ‚Fliehkräfte’
der Gesellschaft in Grenzen zu halten“
(S. 53).
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Auf dem Abstellgleis?
Frauen zwischen Beruf und Familie

Die meisten jungen Frauen in Deutsch -
land möchten sich heute nicht mehr
zwischen Beruf und Familie entscheiden
– sie möchten beides leben. Gleich zeitig
ist es ihnen wichtig, „auf eigenen Bei -
nen [zu] stehen“ und weder von ihrem
Ehemann noch von staatlichen Leistun -
gen abhängig zu sein (Allmendinger et
al. 2008, S. 25). 

Frauen erwarten allerdings durchaus
einen Beitrag der Männer. Nach einer
aktuellen, bundesweiten Befragung von
Frauen ab 18 Jahren präferieren 39 %

der Frauen als Lebensmodell das gleich -
gestellte Familienmodell, bei dem Mann
und Frau sich die Haus- und Familien -
arbeit partnerschaftlich teilen und zu
gleichen Teilen erwerbstätig sind
(Wippermann und Wippermann 2008).
Andere Studien weisen darauf hin, dass
rund 20 % der Männer eine solche part -
nerschaftliche Arbeitsteilung befürwor-
ten (Mühling und Rost 2006, S. 59).
Das traditionelle Alleinverdienermodell
wurde nach dem OECD Employment
Outlook 2001 bereits 1998 nur noch
von 5,7 % der Paarhaushalte mit Kin dern
unter sechs Jahren in Deutschland ge -
wünscht (Eichhorst und Thode 2002,
zitiert nach Dressel et al. 2005, S. 311).

Im Folgenden möchte ich einen Blick
auf die gelebte Realität in Bayern wer-
fen und vorrangig auf der Basis des
Bayerischen Sozialberichts 2008 der
Frage nachgehen, ob und in welchem
Umfang Frauen in der Familienphase
tatsächlich erwerbstätig sind und wel-
che Folgen eine Reduzierung und ein –
zeitlich begrenzter oder auch dauerhaf-
ter – Ausstieg aus der Erwerbstätigkeit
haben. Anschließend werde ich Ur sa -
chen dafür aufzeigen, dass es nach wie
vor schwierig ist, Beruf und Familie mit-
einander zu vereinbaren. Diese Schwie -
rigkeiten sind allerdings noch kein
Grund dafür, dass es in der Regel die
Frauen sind, die in der Familienphase
ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen bzw.
reduzieren. Denkbar wäre auch, dass
der Mann seine Erwerbstätigkeit zu
Gunsten der Familie einschränkt oder
dass beide Elternteile ihre Erwerbs tätig -
keit reduzieren. Weshalb dies nur selten
der Fall ist, werde ich ebenfalls in mei-
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nem Vortrag erläutern. Abschließend
zei ge ich Lösungsansätze für eine bes-
sere Vereinbarkeit von Beruf und Fa mi -
lie auf und beschreibe, welche Voraus -
setzungen erfüllt sein müssen, damit
eine gleichberechtigte partnerschaftli-
che Arbeitsteilung in der Familie gelin-
gen kann.

1. Erwerbstätigkeit in der Familien -
phase

2006 waren 89,8 % der Männer, aber
nur 74,9 % der Frauen zwischen 25 und
45 Jahren in Bayern erwerbstätig (Baye -
 risches Landesamt für Statistik und Da -
ten verarbeitung 2007a, eigene Berech -
nung). Betrachtet man die Gruppe der
Frauen in dieser Alters gruppe etwas
dif ferenzierter, so zeigt sich, dass die
Erwerbsquote der Frau en ohne Kinder
mit 86,3 % fast genauso hoch ist wie
die der Männer. Anders sieht es hinge-
gen bei den Frauen zwischen 25 und
45 Jahren mit Kindern unter 18 Jahren
aus. Von ihnen sind nur 66,9 % er -
werbs tätig (Mühling et al. 2009, S. 470).
Zu den Erwerbstätigen zählen hier aller-
dings auch Mütter, die – in der Regel
wegen Elternzeit – vorübergehend be -
ur laubt sind. 

Eine Statistik des Bayerischen Landes -
amtes für Statistik und Datenverar bei -
tung (2008, eigene Berechnungen) auf
Basis des Mikrozensus zeigt für 2007,
dass die Erwerbstätigenquote der
Müt ter mit minderjährigen Kindern um
5,8 Pro zentpunkte sinkt, wenn man
nicht alle er werbstätigen Mütter be -
trachtet, sondern nur die aktiv erwerbs-
tätigen Mütter.

Ob und in welchem Ausmaß Mütter mit
minderjährigen Kindern erwerbstätig
sind, hängt u. a. von verschiedenen so -
zio  demografischen Faktoren ab. So weit
nichts anderes genannt ist, wurden die
folgenden Zahlen zur Erwerbstätigkeit
von Müttern der Situationsanalyse zum
Kapitel 6 „Familien“ des Bayerischen
Sozialberichts 2008 entnommen (Müh -
ling et al. 2009). Sie beziehen sich auf
Mütter aller Altersgruppen mit minder-
jährigen Kindern in Bayern und basie-
ren auf dem Mikrozensus 2006. Mütter,
die vorübergehend beurlaubt sind – in
der Regel wegen Elternzeit –, zählen
auch hier zu den Erwerbstätigen.

66,8 % der bayerischen Mütter aller Al -
ters gruppen mit minderjährigen Kin dern
sind erwerbstätig. In Westdeutschland
ist dieser Anteil mit 63,0 % etwas nied -
riger, gleichzeitig ist der Anteil der
erwerbslosen Mütter hier um einen Pro -
zent punkt höher als in Bayern. Der
Anteil erwerbstätiger Mütter ist umso
niedriger, je jünger die Kinder sind und
je mehr Kinder unter 18 Jahren im
Haus halt leben. Ist das jüngste Kind
noch keine drei Jahre alt, gehen 47,2 %
der Mütter einer Erwerbstätigkeit nach,
ist das jüngste Kind zwischen 15 und
18 Jahre alt, trifft dies auf 77,2 % zu.
Lebt lediglich ein Kind unter 18 Jahren
im Haushalt, so sind 71,5 % der Mütter
erwerbstätig, leben drei oder mehr
minderjährige Kinder im Haushalt, so
sind es nur noch 51,6 %. 

Einen weiteren Einfluss auf die Er werbs -
beteiligung von Müttern hat die berufli-
che Qualifikation. Ein qualifizierter Berufs -
abschluss geht erwartungsgemäß mit
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einer höheren Erwerbsorientierung ein-
her. Sind von den Müttern ohne beruf-
lichen Ausbildungsabschluss nur die
Hälfte erwerbstätig, so beträgt der An -
teil bei den Müttern mit Lehrausbildung
bzw. gleichwertigem Berufsschul ab -
schluss 71,7 % und bei den Müttern mit
(Fach-)Hochschulabschluss 73,2 %.

Alleinerziehende in Bayern sind häufiger
als verheiratete Mütter, die mit ihrem
Partner zusammenleben, erwerbstätig,
denn sie müssen oft ihren eigenen Le -
bensunterhalt und – je nach Unter halts -
leistungen des Vaters – auch den ihrer
Kinder alleine finanzieren. Mit 10,9 %
sind sie besonders häufig erwerbslos.
Dies hängt zum einen damit zusammen,
dass es für Alleinerziehende schwieriger
als für andere Mütter ist, einen Arbeits -
platz zu finden, an dem sie Beruf und
Familie miteinander vereinbaren können,
da sie in der Regel alleine für Haushalt
und Kinderbetreuung zuständig sind und
im Alltag keine Unterstützung durch einen
Partner erfahren. Vorbe hal te von Per so -
nalverantwortlichen bei der Einstellung
Alleinerziehender mögen ebenfalls eine
Rolle spielen. Zum anderen haben in
Westdeutschland alleinerziehende Müt -
ter häufiger als Mütter in Paarfamilien kei -
nen beruflichen Ab schluss (28 vs. 23 %)
(FamilienFor schung Baden-Württem berg
2008, S. 10).

Betrachtet man den Umfang der Er -
werbstätigkeit von Müttern mit Kin dern
unter 18 Jahren, so zeigt sich, dass
lediglich 22,4 % der erwerbstätigen Müt -
ter Vollzeit, d. h. mindestens 36 Wo chen -
stunden, und 77,6 % Teilzeit arbeiten.
54,4 % der erwerbstätigen Mütter ar -

beiten weniger als 21 Wochenstunden
(Bayerisches Landesamt für Statistik
und Datenverarbeitung 2007b, eigene
Berechnungen). Der Anteil der Mütter,
die Teilzeit arbeiten, ist umso höher, je
jünger die Kinder sind und je mehr
Kinder im Haushalt leben. Während
69,8 % der erwerbstätigen Mütter mit
einem Kind unter 18 Jahren Teilzeit ar -
beiten, sind es bei den erwerbstätigen
Müttern mit zwei minderjährigen Kin -
dern bereits 81,5 %. Alleinerziehende,
aber auch Frauen in nichtehelichen
Lebensgemeinschaften arbeiten häufi-
ger Vollzeit als verheiratete Frauen
(Mühling et al. 2009, S. 470). 

Erwerbstätigkeit von Vätern
Für 2006 liegen keine vergleichbaren
Zahlen zur Erwerbstätigkeit von Vätern
in Bayern vor, so dass an dieser Stelle
auf Zahlen aus 2004 zurückgegriffen
werden muss. Auch wenn diese Zahlen
aus methodischen Gründen nicht ganz
mit den Zahlen des Bayerischen So zial -
berichts aus 2006 vergleichbar sind, so
zeigen sie doch deutlich den Struk tur -
unterschied zwischen der Erwerbs tä -
tigkeit von Müttern und Väter: 2004
waren 84,9 % der Väter erwerbstätig,
lediglich 4 % der erwerbstätigen Väter
arbeiteten Teilzeit (Mühling und Rost
2006, S. 62, eigene Berechnungen).

Zwar wurden in der Zeit von Januar
2007 bis Juni 2008 für Geburten in
Bay ern im Jahr 2007 immerhin 16,4 %
der be willigten Elterngeldanträge von
Vä tern gestellt, doch während 87,8 %
der Mütter die maximale Bezugsdauer
von 12 Monaten nutzten, nahmen drei
Vier tel der Väter lediglich die zwei Part -
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ner monate in Anspruch (Statistisches
Bun desamt 2008a, eigene Berech nun -
gen). Da hier nur bewilligte Anträge bis
Juni 2008 berücksichtigt werden, sind
die Zahlen bezogen auf alle Geburten in
2007 als vorläufig anzusehen. Nach
einer Pressemitteilung des Bayerischen
Staatsministeriums für Arbeit und So -
zialordnung, Familie und Frauen (2009)
liegt der Väteranteil beim Elterngeld in
Bayern mittlerweile bei 22,1 %.

Erwerbskonstellation von (Ehe-)
Paar familien
Welche Auswirkungen haben die unter-
schiedlichen Erwerbsstrukturen von
Müttern und Vätern auf die Erwerbs -
kon stellation innerhalb von Paar fami -
lien?

In 62,3 % der Paarfamilien mit minder-
jährigen Kindern waren beide Elternteile
erwerbstätig, in 30,9 % der Paar fa mi -
lien traf dies ausschließlich auf den
Mann zu. Paarfamilien, in denen nur die
Frau erwerbstätig war oder beide El tern -
teile keiner Erwerbstätigkeit nachgingen,
waren mit 3,5 bzw. 3,3 % die Aus nah -
me. Ob in der Paarfamilie das traditio-
nelle Alleinverdienermodell gelebt wird,
hängt u.a. vom Alter des jüngsten Kin des
und von der Zahl der minderjährigen
Kinder in der Familie ab. In 47 % der
Familien mit einem Kind unter drei Jahren
war nur der Mann erwerbstätig (dieser
Anteil wäre entsprechend höher, wenn
man nur die aktiv erwerbstätigen Frau en
berücksichtigen würde). Leben drei oder
mehr minderjährige Kinder in der Fa -
milie, so ist in 44,8 % der Familien nur
der Mann erwerbstätig. Das Allein ver -
dienermodell wird auch in Paar fa mi lien

mit Nicht-EU-Staatsangehörigkeit über -
durchschnittlich häufig gelebt. Dies ist
nicht zuletzt auf eine stärkere traditio-
nelle geschlechtsspezifische Rollen ver -
teilung zurückzuführen (Mühling et al.
2009, S. 472). 

Die dargestellten Zahlen zeigen, dass in
Paarfamilien mit minderjährigen Kin dern
in Bayern das traditionelle Zuverdiener -
modell und – in Abhängigkeit von der
Familienphase – auch das Alleinver die -
ner modell überwiegen. Frauen unter-
brechen ihre Erwerbstätigkeit häufig
nach der Geburt der Kinder und steigen
dann mit einer Teilzeittätigkeit wieder in
das Erwerbsleben ein, während der
Mann meistens ohne größere Unter -
brechungen Vollzeit arbeitet. 

Frauen übernehmen nicht nur häufiger
die Betreuung und Erziehung der
Kinder, sie übernehmen auch sehr viel
häufiger als Männer die Pflege von
Angehörigen: 73 % der nicht professio-
nellen Hauptpflegepersonen waren
2002 weiblich (Wörner et al. 2009,
S. 784). Auch dies ist häufig mit einer
Einschränkung der Erwerbstätigkeit
verbunden. Aus zeitlichen Gründen
kann ich auf diesen Themenkomplex
allerdings nicht detaillierter eingehen.

2. Auswirkungen der Unter bre chung
bzw. Reduzierung der Erwerbs be -
tei ligung von Müttern

Mütter haben während der Unter bre -
chung der Erwerbstätigkeit kein eige-
nes Erwerbseinkommen; lediglich im
ersten Jahr nach der Geburt des
Kindes erhalten sie das einkommens-
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abhängige Elterngeld. Auch mit einer
Teilzeittätigkeit verfügen sie – je nach
Stundenumfang – oft nur über ein rela-
tiv niedriges eigenes Erwerbs ein kom -
men. Dies hängt auch damit zusammen,
dass Teilzeittätigkeiten z. T. schlechter
bezahlt werden als Vollzeittätigkeiten
und seltener Aufstiegsmöglichkeiten
bieten. Damit ist die Frau zumindest
phasenweise finanziell von ihrem Part -
ner oder auch von Sozialtransfers ab -
hängig. Darüber hinaus haben verheira-
tete Frauen mit einer Teilzeittätigkeit oft
ein erheblich geringeres Erwerbs ein -
kommen als ihr Partner und versteuern
ihr Einkommen in der Steuerklasse V,
während der Partner die Steuerklasse III
hat. Damit bleibt dem Mann zwar ein
höheres Nettoeinkommen als in der
Steuerklasse IV, doch das Nettoein kom -
men der Frau ist durch die hohen Ab -
gaben besonders niedrig. 

Längere Phasen der Unterbrechung bzw.
Reduzierung der Erwerbstätigkeit wirken
sich auch langfristig auf das Er werbs ein -
kommen der Frau aus. Selbst wenn Frau -
en nach Erwerbs unter bre chung und Teil -
zeit tätigkeit wieder Voll zeit arbeiten, ist ihr
Erwerbseinkommen niedriger, als wenn
sie durchgehend (Vollzeit) erwerbstätig
gewesen wären. Grund hierfür ist, dass
das Erwerbs ein kommen mit der Berufs -
erfahrung steigt, wobei der Effekt von
Jahren mit Teil zeit tätigkeit geringer ist
als der Effekt von Jahren mit Voll zeit tä -
tig keit (Busch und Holst 2008). 

Lohnunterschiede zwischen Frauen und
Männern sind zwar nicht nur, aber auch

auf die Unterbrechung und Re du zie rung
der Erwerbstätigkeit der Frau während
der Familienphase zurückzuführen (wei-
tere Ursachen werden in Abschnitt 4
dar gestellt). Deshalb möchte ich an die-
ser Stelle einige Zahlen zu den Er werbs -
einkommen von Frauen und zu ihren An -
teilen an Führungs posi tionen nennen.

Auswertungen auf der Basis des Sozio-
oekonomischen Panels für 2006 kommen
zu dem Ergebnis, dass das Erwerbs ein -
kommen von vollzeiterwerbstätigen
Fra u en in Deutschland 18 % niedriger ist
als das der Männer (Busch und Holst
2008), und eine Auswertung des On line-
Portals www.frauenlohnspiegel.de weist
darauf hin, dass der Lohnabstand um -
so höher ist, je älter die Frauen sind
(Hans-Böckler-Stiftung 2008). 

Auswertungen des BA-Beschäftig ten -
pa nels 2000-2006 zeigen, dass Frauen
sehr viel häufiger als Männer im Nied -
riglohnsektor1 tätig sind. Während 2006
29,7 % der vollzeitbeschäftigten Frauen
in Bayern ein Niedriglohneinkommen ha -
ben, trifft dies nur auf 10,6 % der vollzeit -
beschäftigten Männer zu (Staudin ger und
Kistler 2009, S. 208).

Die Unterbrechung und Reduzierung der
Erwerbstätigkeit trägt auch dazu bei,
dass Frauen in Führungspositionen deut -
lich unterrepräsentiert sind, denn ge rade
für Führungspositionen werden oft eine
langjährige Berufserfahrung, eine Voll zeit -
tätigkeit und entsprechende Flexibilität
vorausgesetzt. Eine Aus wer tung von Da -
ten des IAB-Betriebspanels zu Frauen an -

1 Die Niedriglohngrenze entspricht 2/3 des Medianlohns von Vollzeitbeschäftigten (vgl. im Detail Staudinger und Kistler 2008, S. 207).
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teilen in Vorgesetzten funk tio nen kommt
zu dem Ergebnis, dass der Anteil weib-
licher Führungskräfte in Bay ern 2004
auf der 1. Führungsebene 24 % und auf
der 2. Führungsebene 34 % betrug. Le -
dig lich 21 % der Leitungspositionen in
Pro jekten waren mit Frauen besetzt
(Wörner et al. 2009, S. 771)2. 

Das im Lebensverlauf geringere Er -
werbs einkommen von Frauen führt da -
zu, dass Frauen im Alter niedrigere eige -
ne Rentenansprüche haben. Wäh rend
die durchschnittlichen Zahlbeträge der
Zugangsrenten wegen Alters in Bayern
2007 für Männer 906,04⇔ betrugen,
er hielten Frauen lediglich 461,43⇔
(Deutsche Rentenversicherung Bund
2008, S. 30).

Eine Trennung vom Partner ist gerade
für Frauen mit längerer Erwerbs unter -
brechung mit einem erhöhten Armuts -
risiko verbunden. Dies betrifft auch die
Kinder, die nach einer Trennung über-
wiegend bei der Mutter leben. Eine
weitgehende Erwerbsbeteiligung der
Müt ter nach Geburt des Kindes und
damit ein tendenziell höheres eigenes
Erwerbseinkommen können das Ar -
muts risiko bei einer Trennung verrin-
gern. In diesem Zusammenhang nach-
folgend einige Zahlen zur Situation von
Allein erziehenden. Dabei ist zu beach-
ten, dass es sich bei den Allein er -
ziehenden um eine sehr heterogene
Gruppe handelt, zu der nicht nur ge -
schiedene, sondern auch ledige Eltern -
teile zählen und zu denen junge Mütter
ohne Aus bil dung ebenso gehören wie

erwerbstätige Mütter mit hoher beruf-
licher Qualifika tion. 

89,1 % der Alleinerziehenden in Bayern
sind Frauen (Mühling et al. 2009, S. 469).
Das Äquivalenzeinkommen von Allein er -
 ziehenden-Haushalten in Bayern be trug
2003 lediglich 74 % des landesweiten
Durchschnitts. 23,2 % der Personen in
Alleinerziehenden-Haushalten hatten
2003 ein Äquivalenzeinkommen unter-
halb der bayerischen Armuts risiko -
schwelle (Kortmann und Schmidt 2009,
S. 124 und 135). Im Oktober 2008 be zo -
 gen 26,4 % der Alleinerziehenden-Haus -
 halte in Bayern Leistungen nach dem
SGB II (Bundesagentur für Arbeit 2008).

Eine Erwerbstätigkeit der Mutter kann
aber auch in Paarfamilien das Armuts -
risiko und die Abhängigkeit von Sozial -
transfers reduzieren. Denn reicht das
Erwerbseinkommen des Partners trotz
Vollzeiterwerbstätigkeit nicht für den
Le bensunterhalt der Familie aus oder
ist der Partner arbeitslos, so ist die
Fami lie u. U. auf Sozialtransfers ange-
wiesen, wenn kein zweites Erwerbs ein -
kommen vorhanden ist. Auch hierzu
einige Zahlen: 2003 hatten 5,3 % der
Personen, die in einem Haushalt mit
mindestens einer vollzeiterwerbstätigen
Person lebten, ein Einkommen un ter -
halb der Armutsrisikoschwelle. Von
denjenigen, die in einem Haushalt mit
einem arbeitslosen Hauptein kommens -
bezieher lebten, mussten 34,4 % mit
einem Einkommen unterhalb der Ar -
muts risikoschwelle auskommen (Kort -
mann und Schmidt 2009, S. 136). 

2 Zur Führungsebene zählen Geschäftsführung, Eigentümer, Vorstand, Filialleitung, Betriebsleitung. Leitungspositionen in Projekten beinhal -
ten fachliche Leitungspositionen in zeitlich befristeten Projekten.
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3. Ursachen für eine fehlende Ver -
ein barkeit von Beruf und Familie 

Keine bedarfsgerechte Kinder tages -
 be treuung
Arbeitgeber erwarten von ihren Mit ar -
beiterinnen und Mitarbeitern in zuneh-
mendem Maße Flexibilität und Mobilität.
Um diese Anforderungen mit familiären
Verpflichtungen vereinbaren zu können,
benötigen Eltern u. a. eine flexible und
bedarfsgerechte Kinder tages betreu ung.
Hier bestehen gerade für die Gruppe der
unter Dreijährigen noch erhebliche De fi -
zite. Lediglich 11,7 % der Kinder in die-
ser Altersgruppe hatten am 15.3.2008
in Bayern einen Platz in einer Kinder -
tages einrichtung, 1,6 % wurden in öffent -
 lich geförderter Kindertagespflege be -
treut (Statistisches Bundesamt 2008b
und c, eigene Berechnungen). Neben
feh lenden Plätzen kritisieren Eltern aber
auch die Betreuungszeiten. Das Fehlen
einer Über-Mittag-Betreuung und Be -
treu ungslücken zu den Randzeiten – in
Westdeutschland insbesondere vor
7.00 Uhr und nach 17.00 Uhr – sind
we sentliche Hindernisse für die Verein -
barkeit von Beruf und Familie (Heit köt -
ter 2006). Aber auch für Schulkinder
fehlt es an Möglichkeiten zur Ganztags -
betreuung, sei es in Ganztagsschulen
oder Horten.

Nicht familienbewusste Arbeits be -
dingungen
Daneben lassen sich die Anforde run gen
im Berufsleben oft nicht mit familiären
Ver pflichtungen vereinbaren. Dies gilt
um  so mehr, als nicht alle Eltern ihre
Kinder den ganzen Tag extern betreuen
lassen wollen – und in Anbetracht der

Kapazitäten auch nicht können. Sie
sind auf eine entsprechende Gestal tung
von Arbeitszeitumfang und zeitlicher
La ge der Arbeitszeit sowie eine fami-
lienbewusste Gestaltung von Arbeits -
pro zessen angewiesen. Die Arbeits pro -
zesse orientieren sich jedoch häufig an
dem Leitbild der flexiblen, jederzeit ein-
satzbereiten und mobilen Vollzeit er -
werbs tätigen. Dressel et al. (2005, S. 280)
sprechen in diesem Zusammenhang von
einer „strukturellen Rücksichts lo sig keit
des Erwerbssystems gegenüber Eltern,
die sich der Optimierung betrieblicher
Abläufe nicht ohne weiteres anpassen
können“. Dies spiegelt sich wider in
Berechnungen auf der Basis des DGB-
Index 2007, die zeigen, dass in Bayern
lediglich 33 % der Frauen und 30 % der
Männer der Meinung sind, dass ihr
Arbeitgeber in hohem oder sehr hohem
Maß auf Anforderungen und Bedürf -
nisse von Familien Rücksicht nimmt
(Wörner et al. 2009, S. 781). Ansätze
für eine familienbewusste Gestaltung
der Arbeitsbedingungen werden im Ab -
schnitt 5 aufgezeigt.

4. Ursachen für die geschlechtsspe -
zifische Verteilung von Erwerbs-
und Familienarbeit

Fehlende Kinderbetreu ungs möglich kei -
ten und „familienfeindliche“ Arbeits be -
dingungen alleine sind noch kein Grund
dafür, dass es in der Regel die Frauen
sind, die ihre Erwerbstätigkeit unterbre-
chen oder reduzieren. Welche Faktoren
sorgen für die geschlechtsspezifische
Ar beitsteilung nach Eintritt der Eltern -
schaft?
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Ökonomische Gründe
Ökonomische Gründe spielen nach einer
bundesweiten Befragung von 530 Haus -
halten mit Elternzeitanspruch eine wich -
tige Rolle bei der Wahl der Erwerbs -
konstellation von Paaren nach der
Geburt eines Kindes (vgl. Dressel et al.
2005, S. 328). Auch ein Teil der theore-
tischen Erklärungsansätze ging bislang
davon aus, dass die geschlechtsspezi-
fische Arbeitsteilung in erster Linie öko-
nomische Gründe hat (vgl. hierzu
Schulz und Blossfeld 2006). Ist das Ein -
kommen der Frau vor der Geburt des
Kindes niedriger als das des Partners
und hat der Mann auch künftig die bes-
seren Verdienstmöglichkeiten, dann
wird danach der Mann in der Regel
weiter vollzeiterwerbstätig sein und die
Frau wird ihre Erwerbstätigkeit unter-
brechen bzw. reduzieren und sich um
Haushalt und Kinder kümmern. Dies gilt
insbesondere, wenn Kinderbetreu ungs -
möglichkeiten fehlen und nicht beide
Elternteile vollzeiterwerbstätig sein
können, aber auch dann, wenn eine
externe Vollzeitbetreuung für das Kind
nicht gewünscht wird. 

Gründe für niedrigere Erwerbs ein -
kommen von Frauen vor der Fami -
lienphase 
Tatsächlich ist das Erwerbseinkommen
von Frauen oft bereits vor der Fami lien -
phase niedriger als das der Männer. In
den älteren Jahrgangskohorten lag dies
nicht zuletzt daran, dass Frauen im
Durchschnitt einen niedrigeren Bil dungs -
 abschluss als Männer hatten. Mittler -
weile haben die Frauen den Bildungs -
rückstand allerdings aufgeholt. Im
Prüfungsjahr 2006/2007 wurden 49,9 %

der Prüfungen an bayerischen Hoch -
schulen von Frauen abgelegt, und auch
bei den Promotionen betrug ihr Anteil
immerhin 41,2 % (Bayerisches Staats -
mi nisterium für Wissenschaft, For schung
und Kunst 2009, S. 312). Bei den Schul -
abschlüssen in Bayern im Schuljahr
2005/2006 zeichnet sich bereits eine
Bildungsbenachteiligung der Jungen ab.
23 % der Mädchen, aber nur 18 % der
Jungen erwarben das Abitur (Qua li täts -
agentur am Staatsinstitut für Schul qua li -
tät und Bildungsforschung 2009, S. 289).

Frauen wählen jedoch nach wie vor häu -
 figer Branchen und Berufe, in de nen die
Löhne geringer sind als in „typischen
Männerberufen“ und die weniger Wei -
ter bildungs- und Aufstiegsmög lich kei ten
bieten. Diese geschlechtsspezifische
Be rufswahl wird als horizontale Segre -
gation bezeichnet. Zudem arbeiten
Frauen häufiger in kleineren Betrieben,
in denen die Löhne im Durchschnitt
niedriger sind als in größeren Unter neh -
men und die weniger Aufstiegs möglich -
keiten bieten. Sie sind zudem – nicht
zuletzt aufgrund der horizontalen Seg -
re gation – seltener in Führungs posi tio -
nen vertreten (vertikale Segregation) (vgl.
u. a. Busch und Holst 2008). Der gerin-
ge Anteil von Frauen in Führungs posi -
tionen ist allerdings nicht nur auf die
geschlechtsspezifische Berufswahl, son   -
dern zu einem großen Teil auch auf
Unterbrechungen und Teilzeittätigkeiten
wäh rend der Familienphase zurückzu-
führen.

Gründe für die geschlechtsspezifische
Berufswahl sind zum einen sozialisa-
tionsbedingte Einflüsse wie Rollenbilder
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im familiären und weiteren sozialen
Umfeld, aber auch in Unterrichts ma -
terialien und in den Medien. Zum ande-
ren mag die berufliche Selbstselektion
auch damit zusammenhängen, dass
zu mindest ein Teil der Frauen bereits
bei der Wahl ihres Berufes und der kon-
kreten Tätigkeit darauf achtet, dass
beides mit familiären Verpflichtungen
ver einbar ist (Möglichkeit zur Teilzeit tä -
tigkeit, geregelte Arbeitszeiten, wenig
Überstunden, …). Dies gilt oft nicht für
Führungspositionen, in denen meistens
ein hohes Maß an Arbeitseinsatz und
zeitlicher Flexibilität verlangt wird, trifft
aber umso mehr auf klassische Frauen -
berufe wie Erzieherin, Verkäuferin und
Grundschullehrerin zu. 

Bei der Berufswahl der Männer könnte
– neben anderen Faktoren – das künfti-
ge Gehalt eine wichtige Rolle spielen,
sicher nicht zuletzt vor dem Hinter -
grund, später zumindest zeitweise allei-
ne die Familie ernähren zu müssen.

Statistische Modellrechnungen zeigen,
dass sich nur ein Teil der Einkommens -
unterschiede zwischen Männern und
Frauen durch beobachtbare Faktoren
wie Bildung, Berufserfahrung, Anteil der
Teilzeitjahre an der Berufserfahrung und
Branchenzugehörigkeit erklären lässt.
Daneben trägt auch eine – bewusste
oder unbewusste – Diskriminierung von
Frauen am Arbeitsmarkt, bedingt durch
institutionelle und kulturelle Einflüsse,
zu den Einkommensunterschieden bei
(Busch und Holst 2008). So erhalten
Frauen noch immer nicht durchgängig
gleiches Geld für gleiche bzw. gleich-
wertige Arbeit. Es ist auch nicht auszu-

schließen, dass Frauen z. T. bei der Be -
setzung von Stellen in „typischen Män -
nerberufen“ benachteiligt werden und
dass Personalverantwortliche bei der
Besetzung von hoch qualifizierten
Stellen und Führungspositionen bei
gleicher Qualifikation junge Männer den
jungen Frauen vorziehen, weil sie davon
ausgehen, dass Frauen früher oder
später ein Kind bekommen und dann
ihre Berufstätigkeit unterbrechen und
anschließend Teilzeit arbeiten. Wie die
Zahlen zur Erwerbstätigkeit von Müt tern
und Vätern zeigen, ist dieses Risiko bei
einem Mann eher gering. 

Traditionelle Familienleitbilder
Wenn es tatsächlich ökonomische Über -
 legungen sind, die für die ge schlechts -
spezifische Arbeitsteilung verantwortlich
sind, dann müssten in Paarbe ziehun -
gen, in denen die Er werbs ein kommen
von Mann und Frau gleich hoch sind
oder in denen das Einkommen der Frau
höher ist als das des Mannes, in der
Familienphase eine partnerschaftliche
Arbeitsteilung bzw. ein Tausch der klas-
sischen Geschlechterrollen zu beobach -
ten sein. Nach einer Längs schnitts stu -
die für Westdeutschland auf der Basis
des Bamberger Ehegattenpanels (Erhe -
bungszeitraum 1988 bis 2002) scheint
dies allerdings nicht der Fall zu sein. Die
Ergebnisse der Studie weisen darauf
hin, dass insbesondere mit Eintritt der
Elternschaft traditionellen Familien leit -
bildern sowie geschlechtsspezifischen
Normen und Rollen eine zentrale Be -
deutung bei der Arbeitsteilung zu kommt.
So ist zu beobachten, dass die Mutter
nach der Geburt des ersten Kindes
zunächst zu Hause bleibt und sich aus-
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schließlich um den Haushalt und das
Kind kümmert, während der Mann sich
von der Hausarbeit zurückzieht und in
erster Linie für den Lebensunterhalt sorgt.
Diese stark traditionelle Arbeits teilung
im Haushalt verfestigt sich im Folgen -
den aufgrund von Gewöhnungs- und
Trägheitseffekten. Dabei werden zuvor
bestehende partnerschaftliche Arran ge -
ments „zurückgedrängt“, und auch öko-
nomische Aspekte treten in den Hinter -
grund (Schulz und Blossfeld 2006). 

5. Lösungsansätze

Bedarfsgerechte Kindertages be -
treu  ung
Um die Vereinbarkeit von Beruf und Fa -
milie zu ermöglichen, ist ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Betreuungs plätzen
für Kinder jeder Altersstufe vorzuhalten.
Dies betrifft die Zahl der Plät ze, den Be -
treuungsumfang und die zeitliche Lage
der Betreuungs ange bote, aber auch die
Betreuungsform sowie die Qua li tät der
Betreuung. Eltern können nur dann mit
gutem Gewissen einer Erwerbstätigkeit
nachgehen, wenn sie wissen, dass ihr
Kind in der Zwischen zeit qualifiziert
be treut wird. Dies setzt nicht zuletzt an -
gemessene, altersspezifische Personal -
schlüs  sel und eine entsprechende Aus -
bildung des pädagogischen Personals
sowie die Bereitstellung der hierfür not-
wendigen finanziellen Mittel voraus.
Gleiches gilt für die Qualifizierung von
Tagespflegepersonen. 

Gerade im Bereich der Betreuung für
Kinder unter drei Jahren gibt es Fort -
schrit te. So wurde mit dem Kinderförde -
rungs gesetz (KiföG) geregelt, dass ab

2013 ein Rechtsanspruch auf eine
öffentlich geförderte Betreuung für
Kinder unter drei Jahren besteht. Damit
dieser An spruch realisiert werden kann,
sollen bis 2013 bundesweit für etwa ein
Drittel der Kin der unter drei Jahren Be -
treu ungsplätze zur Verfügung stehen.
Daneben wollen Bundesregierung,
Bun desländer und die Bundesagentur
für Arbeit ein ge mein sames Gütesiegel
für Ausbil dungs träger in der Tages -
pflege einführen. Das Gütesiegel soll an
Bildungsträger verge ben werden, die
Qualifizierungs maß nah  men nach dem
fachlich anerkannten 160-stündigen
Curriculum des Deut schen Jugend insti -
tuts (DJI) oder vergleichbaren Lehr plä -
nen anbieten (BMFSFJ 2009a).

Neben einem bedarfsgerechten Aus -
bau der Kindertagesbetreuung sollten
die von den Eltern zu zahlenden Ge büh -
ren in Kindertageseinrichtungen und in
der Tagespflege möglichst niedrig sein.
Denn die z. T. recht hohen Kosten für
eine Kindertagesbetreuung – in Ver bin -
dung mit dem Ehegattensplitting und
der freien Familienversicherung – führen
dazu, dass sich eine Erwerbstätigkeit
der Mütter aus ihrer Sicht finanziell oft
nicht lohnt (siehe hierzu u. a. Dressel et
al. 2005, S. 305). Auch aus diesem
Grund arbeitet ein Teil von ihnen gar
nicht oder nimmt lediglich eine gering-
fügige Beschäftigung auf, die zu Zeiten
ausgeübt werden kann, in denen der
Partner das Kind betreuen kann. Eine
geringfügige Beschäftigung wird jedoch
häufig weniger qualifizierte Tätigkeiten
umfassen und damit auch langfristig zu
einem niedrigeren eigenen Erwerbs ein -
kommen der Mütter beitragen. 
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Familienbewusste Unternehmen
Bedarfsgerechte Betreuungsplätze allei -
ne reichen nicht aus, damit Eltern Beruf
und Familie miteinander vereinbaren
können. Dies gilt umso mehr, als ein Teil
der Eltern ihr Kind gerade in den ersten
Jahren nicht (ganztags) betreuen lassen
möchte – und in absehbarer Zeit auf-
grund fehlender Kapazitäten auch nicht
kann. Hier sind die Unternehmen ge -
fragt, Arbeitsbedingungen zu schaffen,
die Raum für familiäre Verpflichtungen
lassen und Eltern ein Nebeneinander
von Beruf und Familie ermöglichen,
ohne dass dies für die Eltern mit gravie-
renden Nachteilen verbunden ist.

Arbeitszeiten, die hinsichtlich des zeit-
lichen Umfangs und der zeitlichen Lage
den Bedürfnissen der jeweiligen Fami -
lien phase angepasst werden können,
und bei Wunsch die Möglichkeit zu
Telearbeit können einen wesentlichen
Beitrag zu einer besseren Vereinbarkeit
von Beruf und Familie leisten. 

Mittlerweile erkennen Unternehmen zu -
nehmend, dass Familienfreundlichkeit
ein Wettbewerbsvorteil ist, wenn es
darum geht, qualifiziertes Personal für
das Unternehmen zu gewinnen und
dauerhaft zu binden. Viele Unter neh -
men bieten deshalb bereits flexible
Teilzeitmodelle an. Dies gilt allerdings
kaum für Führungspositionen. Hier wird
nach wie vor eine weitgehende Flexi -
bilität und ständige Verfügbarkeit für
unabdingbar gehalten, und es besteht
wenig Bereitschaft, nach Wegen zur Ver -
 einbarkeit von Führungsaufgaben und
familiären Verpflichtungen zu suchen
(vgl. u. a. Koch 2008). 

Zum Teil unterstützen Unternehmen
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
der Familienphase auch bei der Kinder -
betreuung. Größere Unternehmen rich-
ten eigene Betriebskindergärten und
-krippen ein, kleinere Unternehmen bie-
ten Belegplätze in Tageseinrichtungen
in der näheren Umgebung an, die z. T.
auch in Anspruch genommen werden
können, wenn die eigentliche Betreu -
ung ausfällt. Mit dem Angebot oder der
Teilnahme an Kinderferienprogrammen
erleichtern Unternehmen den Eltern die
Überbrückung der Schulferien. 

Daneben können Unternehmen ihre
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bereits
in der Elternzeit unterstützen, indem sie
regelmäßige Kontakte und Austausch
institutionalisieren, Weiterbil dungs mög -
lich keiten anbieten und den Wieder ein -
stieg nach der Elternzeit gemeinsam mit
den Eltern strukturieren und begleiten.

Einzelne Maßnahmen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, wie
sie bereits in einem Teil der Unter neh -
men umgesetzt werden, sind allerdings
noch nicht ausreichend. Entscheidend
ist, ob auch ein Wandel in der Unter neh -
 menskultur stattfindet (vgl. u. a. Stock -
fisch 2008). Erst wenn sich die Unter -
neh menskultur nicht mehr vorrangig am
Leitbild des flexiblen, jederzeit einsatz-
bereiten Vollzeitmitarbeiters orientiert,
sondern wenn Unternehmen

l die einzelnen Arbeitsprozesse und
die Arbeitsorganisation so struktu-
rieren, dass sie die familiären Ver -
pflichtungen und Bedürfnisse be rück -
sichtigen,
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l der Familie und der Familienarbeit
einen genauso hohen Stellenwert
ein räumen wie der Erwerbsarbeit,

l den Wunsch nach Zeit für die Fami lie
und die Einschränkungen, die fami-
liäre Verpflichtungen mit sich bringen,
bei Männern und Frauen gleicher-
maßen akzeptieren,

l Teilzeitmitarbeiter und -mitarbeiterin -
nen nicht benachteiligen, sondern
ihnen dieselbe Akzeptanz und Wert -
schätzung entgegenbringen wie Voll -
zeitkräften und

l  Teilzeitbeschäftigung auch für (hoch)
qualifizierte Tätigkeiten und in Füh -
rungspositionen ermöglichen,

dann sind wesentliche Bedingungen
erfüllt, damit Frauen und Männer Beruf
und Familie miteinander vereinbaren
können. 

Für Eltern, die vor der Elternzeit nicht
er werbstätig waren und damit über
keine Bindung an ein Unternehmen ver-
fügen, sollten verstärkt öffentlich geför-
derte Maßnahmen zum beruflichen
Wiedereinstieg angeboten werden. In
diesem Zusammenhang hat das Bun -
desfamilienministerium das Aktions -
prog ramm „Perspektive Wieder ein stieg“
ins Leben gerufen (BMFSFJ 2009b).

Traditionelle Rollenmuster und
Einkommensdifferenzen
Es ist insbesondere wichtig, bereits in
der Schule althergebrachte Rollen mus -
ter in Frage zu stellen und Alternativen

aufzuzeigen. Mädchen sollten wissen,
welche Risiken mit der Wahl eines
schlecht bezahlten „typisch weiblichen“
Berufs verbunden sind und ermuntert
werden, „ihre künftige Erwerbstätigkeit
ernst zu nehmen, weil sie sonst Gefahr
laufen, frühzeitig von männlicher oder
staatlicher Unterstützung abhängig zu
werden“ (Mühling und Rost 2006,
S. 150). Nur wenn sie auch die lang -
fristigen Konsequenzen ihrer Ent schei -
dungen kennen, sich der Alternativen
bewusst sind und genügend Selbst be -
wusstsein haben, um eine eigenständi-
ge Entscheidung zu treffen, haben sie
eine echte Wahlfreiheit. Jungen sollten
Alternativen zur Rolle des Allein ver die -
ners aufgezeigt werden, und sie sollten
dabei unterstützt werden, soziale Kom -
petenzen ebenso wie Familienkompe -
tenzen zu erwerben. Die Begegnung
mit „neuen“ Frauen und Männern, die
einen Lebensweg jenseits traditioneller
Lebensentwürfe gewählt haben und in
ihrer Partnerschaft Erwerbs- und Fa mi -
lien arbeit gleichberechtigt aufteilen,
könnte die Offenheit für neue Rollen -
muster fördern. Eine entsprechende
Ge staltung der Unterrichtsmaterialien ist
ebenfalls wichtig, um neue Rollenbilder
zu fördern. 

Eine Annäherung der Erwerbs einkom -
men von Frauen und Männern würde
bereits dann erfolgen, wenn sie glei-
ches Geld für gleiche und gleichwertige
Arbeit erhalten würden. Hier gilt es nicht
zuletzt, die Bewertung von Frauen- und
Männerberufen zu hinterfragen und zu
überprüfen. So stellt sich die Frage,
weshalb z. B. Tätigkeiten von Erziehe rin -
nen oder Altenpflegerinnen, die mit ho -
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hen Anforderungen und einer hohen
Ver antwortung verbunden sind, verhält-
nismäßig schlecht bezahlt werden. 

6. Fazit

Viele Frauen stehen – im Gegensatz zu
Männern – zumindest zu Beginn der
Familienphase nach wie vor auf dem
be ruflichen Abstellgleis. Auch nach
dem Wiedereinstieg in das Erwerbs -
leben sitzen sie – bildlich gesprochen –
häufiger im Nahverkehrszug, während
Männer, aber auch Frauen ohne Kinder,
eher im ICE an ihnen vorbeiziehen.
Denn auch nach einer familienbeding-
ten Erwerbsunterbrechung arbeiten
Frauen – im Gegensatz zu Männern –
meistens Teilzeit. Dadurch erzielen sie
geringere Lebenserwerbseinkommen
und erhalten geringere eigene Alters -
renten als Männer. Damit sich dies
ändert, ist es neben einem bedarfsge-
rechten Angebot an Kindertages be -
treu ung und einer familienbewussten
Gestaltung der Arbeitsprozesse in Unter -
 nehmen insbesondere notwendig, tra-
ditionelle Rollenmuster zu hinterfragen
und Alternativen aufzuzeigen. Erst wenn
die Männer die Hälfte der Haus- und
Familienarbeit übernehmen und Arbeit -
geber auch bei Männern die damit ver-
bundenen Einschränkungen im Er -
werbs leben akzeptieren, haben Frauen
die Möglichkeit, in gleichem Ausmaß
wie die Männer erwerbstätig zu sein
und ein Erwerbseinkommen zu erzie-
len, das ihrer beruflichen Qualifikation
entspricht.
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Armut und Gesundheit: Grundlagen,
Probleme, Perspektiven

Armut nimmt in Deutschland zu! Eine
Fest stellung, die zwar allgemein aner-
kannt wird, die aber immer noch zu
wenig Berücksichtigung in unserer Ge -
sellschaft, speziell bei Entschei dungs -
trägern, den politisch Verantwortlichen,
findet. Warum ist dies so?
Die Auswirkungen von Armut in einem
der reichsten Länder der Welt, in
Deutschland, kann man eindeutig an
deren Korrelation zur Gesundheit, zu
Krankheitsprävalenzen und Mortali täts -
raten (Sterberaten) ablesen. 

Wie wird Armut definiert?

Es existiert keine eindeutige Armuts de -
finition. Es wird generell zwischen abso-

luter Armut (– die physische Existenz be -
drohend –) und relativer Armut unter-
schieden.
Definitionsversuche relativer Armut in
Deutschland orientieren sich schwer-
punktmäßig an der finanziellen Aus -
stattung. Es wird daher von Ein kom -
mensarmut gesprochen, der wiederum
in der Regel zwei Definitionen zugrunde
liegen:

1. Sozialhilfebedürftigkeit bzw. Arbeitslosengeld 2 nach der Zusammenlegung von
Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe im Jahre 2008 (= 351⇔für den Haushaltsvorstand; 211⇔für
Kinder bis zum 14. Lebensjahr)

2.a. Armutsgefährdet ist, wer 60 % oder weniger des durchschnittlichen monatlichen
Haus haltseinkommens eines Landes besitzt. (entspricht im Jahre 2004: 856⇔in Deutsch -
land, da das Durchschnittseinkommen bei 1427⇔lag) (Empfehlung der Europäischen Union) 

2.b. Strenge Armut: Wer 40 % oder weniger des durchschnittlichen monatlichen Ein kom -
mens besitzt (2004 entspricht dies einem Betrag von 570 ⇔)

2.c. Äquivalenzeinkommen dient zur Berechnung des Einkommens der sonstigen Haus halts -
mitglieder: Hauptverdiener Faktor 1,0; alle übrigen Mitglieder ab dem 14. Lebensjahr erhalten den
Faktor 0,5 und Kinder unter 14 Jahren den Faktor 0,3.
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Da eine formale Heranziehung des Ein -
kommens als bestimmende Deter mi -
nante von Armut die Komplexität dieses
gesellschaftlichen Status nicht genügend
wiedergibt, wurde das so genannte Le   -
benslagekonzept entwickelt. Es inter -
pre tiert Armut als ein mehrdimensionales
Geschehen im Sinne einer Kumulation
von Unterversorgungslagen, u.a. in den
Bereichen Wohnen, Bildung, Arbeit,
Arbeitsbedingungen, Einkommen und
der Versorgung mit technischer und
sozialer Infrastruktur.

Wer ist von Armut betroffen?

Nach Angaben des 3. Deutschen Ar -
muts- und Reichtumsberichtes (2008)
und damit der EU-Definition von Armut
entsprechend lebten im Jahre 2005
13,5 % der Bevölkerung an der Ar muts -
 grenze.  Das Statistische Bundesamt in
Berlin beziffert im Dezember 2006 die
Bevölkerungsquote auf 13 % für die -
jenigen Bürger, die im Jahre 2004 in
Deutschland  von Armut bedroht seien.
Dies entspricht einer absoluten Zahl von
10,6 Millionen Menschen. Nach dem
3. Armuts- und Reichtumsbericht sind
hier von ca. 2 Millionen Kinder betroffen.
Schätzungen des Kinderschutzbundes
im Jahre 2006 beziffern die Kinder -
armutsquote auf über 2,5 Millionen. Die
neueste wissenschaftliche Studie vom
Kompetenzzentrum familienbezogene
Leistungen im Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(am 26.5.2008 veröffentlicht) kommt zu
dem Ergebnis, dass jedes 6. Kind in
Armut aufwächst. Die Armutsquote der
16- bis 24-Jährigen ist von 19,1 % (2003)
auf 28,3 % (2006) angestiegen. Die de -

finitive Armutsquote (strenge Armut
bedeutet, weniger als 40 % des Durch -
schnittseinkommens, also ca. 580 ⇔ im
Mo nat zur Verfügung zu haben) liegt
dem Statistischen Bundesamt zufolge
bei 4 %. In den neuen Bun des ländern
ist, nach dieser Erhebung des Bun des -
amtes, die Armuts gefähr dung mit 17 %
deutlich höher als in den alten Bun des -
ländern mit 12 %. Nach dem 3. Armuts-
und Reichtumsbericht sei diese Quote
von 3,8 % aus dem Jahre 2000 auf 6,7 %
im Jahre 2008 angestiegen. Der Anteil
der Gutver diener (mindestens 2.900 ⇔)
hat vom 2. (2005) zum 3. (2008) Reich -
tums be richt um 2,5 % auf 9,2 % zuge-
nommen. Im Zusammenhang mit der Ar -
muts entwicklung in Deutschland spricht
man mittlerweile von einer Infan tilisie -
rung bzw. Familialisierung von Armut. 

Dass sich die psychosoziale und sozio -
ökonomische Lage auf die Ge sund heit
auswirkt, wissen wir seit geraumer Zeit.
Gerade für Kinder und Jugendliche trifft
dies in verstärktem Maße zu. 

Bestimmte Bevölkerungsgruppen, die
be  sonders von Armut betroffen sind,
wie z. B. Kinder zwischen 0 – 15 Jah -
ren, alleinerziehende Elternteile (in
der Regel Mütter), Familien mit mehr als
drei Kindern, arbeitslose Menschen,
wohnungslose Menschen, ausländi -
sche Mitbürger sowie in Zukunft ver-
stärkt alte Menschen, chronisch Kranke
und Behinderte haben ein signifikant
erhöhtes Erkrankungs- sowie Sterblich -
keits risiko.
Ca. 40 % der arbeitslosen Menschen
und ca. 25 % der Bürger ohne Schul-
oder Berufsausbildung  sind von Armut
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bedroht. Fast ein Drittel der Familien
von Alleinerziehenden lebt unter der
Armutsgefährdungsgrenze.

Armut und Krankheit

Dass es einen Zusammenhang zwischen
sozialer Lage und Krankheit gibt, ha ben
zahlreiche sozial- und naturwissenschaft -
liche Untersuchungen belegt. 

In diesem Kontext ist die Beantwortung
der Frage, ob es sich um einen Selek -
tionseffekt (Kranke werden eher arm)
oder einen Kausationseffekt (Arme
wer den eher krank) handelt, bedeu-
tend. Verschiedene Untersuchungen
deu ten darauf hin, dass bei Erwach se -
nen vorwiegend eine soziale Selektion
vorliegt (chronisch schlechte Gesund -
heit erhöht das Armutsrisiko) und bei
Kindern Hinweise für einen Kausations -
effekt vorliegen (wer in Armut aufwächst,
hat als Erwachsener eine schlechtere
Gesundheit).

Konkrete Zusammenhänge zwischen
dem sozialen Status und Krankheit
konnten u. a. für das Auftreten von ko -
ro naren Herzkrankheiten (Herzinfarkt –
2-3fach erhöhtes Risiko), Schlaganfall
(ebenfalls 2-3fach erhöhtes Risiko),
Krebs - und Leber erkran kungen festge-
stellt werden. Erkran kun gen der Ver dau -
ungsorgane (Magen geschwüre) und
der Atmungsorgane (Lungen entzün dun -
gen, chronische Bron  chitis) findet man
ebenfalls häufiger als im Bevöl ke rungs -
durchschnitt. Des Wei te ren ist die
Infektanfälligkeit erhöht. Bei von Armut
betroffenen Kindern treten gehäuft Zahn -
 erkrankungen und psy cho somatische

Beschwerdekomplexe auf. Zusätzlich
zum Kontext der Psycho so matik treten
psychiatrische Erkran kun gen in den
Vordergrund, und hier  beson ders
Depressionen bis zum Suizid. Armut
verursacht  Stress und die damit asso-
ziierten Erkrankungen (Hurrelmann,
Mielck, KIGGS 2006 usw.).

Neben der Morbidität ist auch die
Mor talität von Armut betroffener Men -
schen in unserer Gesellschaft erhöht.
So ergaben verschiedene Studien er -
höhte Unfallquoten (speziell Verkehrs -
un fälle) mit tödlichem Ausgang für von
Armut betroffene Kinder, insbesondere
für ausländische Kinder. Die Sterblich -
keit von arbeitslosen Menschen ist um
das 2,6fache höher als bei Erwerbs -
tätigen. Die Selbstmordversuchsrate
mit  tödlichem Ausgang ist bei arbeits-
losen Menschen im Vergleich zu Er -
werbs tätigen deutlich (20fach) erhöht.
Während Untersuchungen aus den
Jahren 1984 – 1997 (Sozio-oekono mi -
sches Panel) einen Lebens erwar  tungs -
unterschied von 10 Jahren bei den
Män nern und 5 Jahren bei den Frauen
zwischen dem reichsten und dem ärm-
sten Viertel der deutschen Bevölkerung
aufzeigten (Reil-Held, 2000), belegen die
Er hebungen von 1998 – 2003, dass
die se Differenz bei den Männern auf
12 Jah re und bei den Frauen auf 8 Jahre
angestie gen ist (Deutsches Institut für
Wirt schafts  forschung; Erhebung im
5-Jahres -Zeit raum). Und dies alles noch
vor Einfüh rung der Gesundheits refor men!

Untersucht man das Gesundheits ver -
halten der betroffenen Menschen, so
fällt auf, dass sie das bestehende medi-
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zinische Angebot aus verschiedenen
Gründen nicht ausreichend wahrneh-
men, und dass das medizinische Ver sor -
gungssystem viele von Armut be trof fene
Mitmenschen nicht mehr erreicht bzw.
zu teuer geworden ist (Praxisgebühr, Zu -
zah lungen usw.). Präventive Ge sund -
heits angebote wie z. B. Vorsorge unter su -
chungen und Impfmaßnahmen werden
selten wahrgenommen. Viele Angebote
sind für die Betroffenen zu „hochschwel -
lig“ und zu teuer geworden. 

Als gesundheitsgefährdendes Ver -
hal ten ist ein erhöhter und oft schon in
der Kindheit einsetzender Zigaretten-
und Alkoholkonsum festzustellen. Die
Er näh rung ist durch eine fettreiche und
vitaminarme Kost gekennzeichnet. Teil -
wei se kommt es zu einer erheblichen
Selbstmedikationsrate von Substanzen
mit Suchtpotenzial, insbesondere von
Frauen, die in Armut leben. In diesem
Zusammenhang kann auch von einer
Medikalisierung sozialer und psychoso-
zialer Probleme gesprochen werden. 
Gewalterfahrungen korrelieren signifi-
kant häufig mit sozioökonomischer Ar -
mut.  So sind gerade arme Frauen häu-
fig körperlicher, insbesondere sexueller
Gewalt ausgesetzt. Umgekehrt ist Ar mut
für Frauen eine weitverbreitete Fol ge
von Gewalterfahrung und Flucht.

Was ist zu tun?

Praktisch und strukturell:

Eine weitergehende Privatisierung im Ge -
sundheitswesen, die Erhöhung von zu er -
bringenden Eigenleistungen und Zu  zah -
lungen, die Streichung von be stim mten

Leistungen belasten insbesondere sozial
benachteiligte Menschen. Zudem führ ten
der Sozialabbau, die Angleichung von
Sozialhilfe und Arbeitslosengeld (so
genanntes Arbeitslosengeld II) zu einer
Zu nahme von Armut. Sozial benachtei-
ligte Menschen werden somit dreifach
be nach teiligt: Die bisherigen finanziellen
Unterstützungen werden eingeschränkt
und teilweise reduziert, die Ausgaben
für die Behandlung von Krankheit erhö-
hen sich, die Behandlungsleistungen
wer den eingeschränkt. Die Armut wird
in Deutschland zunehmen und somit
auch die Erkrankungsquote sozial be -
nachteiligter Menschen. Letztendlich wird
auch die Sterblichkeit armer Men schen
in unserer Gesellschaft zunehmen. 

Aufgrund der Feststellung, dass das be -
 stehende Gesundheitssystem viele
arme Menschen nicht erreicht, sind Über -
 legungen im Sinne einer Umstruk tu rie -
rung der medizinischen Versorgung not -
wendig. Die klassische Komm-Struktur
im ärztlichen Bereich (Patient kommt zum
Arzt) ist durch die Praktizierung einer
Geh- Struktur (Der Arzt geht zum Patien -
ten) zu ergänzen. Ein niedrigschwel -
liges medizinisches Versorgungs -
an gebot vor Ort, innerhalb sozialer
Brenn punkte, Wohnungs losen einrich -
tun gen, Drogenberatungsstellen, Ar -
beits   ämter, Schulen, Kindergärten wur de
partiell in den vergangenen Jahren ver-
schiedentlich praktisch umgesetzt. Dies
sollte interdisziplinär durch eine enge
Zusammenarbeit von Sozialarbeit und
Medizin geschehen. Hier spielt auf-
grund der hohen psychiatrischen Er kran -
 kungsprävalenzen eine Kooperation mit
ambulanten und stationären psychiatri-
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schen Versorgungsstrukturen eine be -
son dere Rolle.

Die ersten Erfahrungen in derartig kon-
zipierten Einrichtungen sind durchge-
hend positiv. Die Aufgabenbereiche des
öffentlichen Gesundheitsdienstes sind
im Hinblick auf die Zunahme von Armut
in unserer Gesellschaft zu erweitern
bzw. als eine originäre Aufgabe anzuse-
hen. Eine Entlastung bzw. Befreiung von
Eigenbeteiligungen und Zuzah lun gen im
Gesundheitswesen für sozial be nach tei -
ligte Menschen ist dringend notwendig.

Neue kreative Finanzierungsvorschläge
sind gefragt. Warum nicht eine freiwilli-
ge Abgabe der Pharmaindustrie, der
Zigaretten- und z. B. Alkoholindustrie
für die medizinische Behandlung von
sozial benachteiligten Menschen fordern.
Sie profitieren am meisten von dem
Risiko verhalten der Betroffenen. Es gibt
ge nügend Geld in unserer Gesellschaft.
Es war, ist und bleibt ein Verteilungs -
prob lem vorhandener Ressourcen. Zu -
dem ist eine transparente Vermittlung
von sozial gerechter Verteilung, finan-
zielle Steuerbelastungen betreffend,
unbedingt notwendig und kann zu einer
großen Akzeptanz auch von hohen
Steuersätzen führen (siehe Schweden).

Immer noch ist unser Gesundheits sys -
tem zu sehr pathogenetisch ausgerich-
tet, d. h. es wird nach krankheitsverur-
sachenden Faktoren gesucht. Hierbei
wird der salutogenetische Aspekt, d. h.
die Suche nach gesundheitsfördernden
Faktoren, vernachlässigt. Die Saluto ge -
 nese muss mehr in den Mittelpunkt von
Gesundheitsprophylaxe und Präven tion

gerückt werden. Hierbei scheint die
Resilienzforschung ein interessanter
Ansatz, gerade im Hinblick auf die Ge -
sundheitsförderung von Kindern. Sie be -
schäftigt sich mit protektiven  Faktoren,
also damit, was den Gesundheitsstatus
stärkt, und macht Kinder weniger „ver-
wundbar“ (engl.: resilient – unverwund-
bar, un ver  letzlich).
Die Resilienzentwicklung und -stärkung
hat somit sehr viel mit Bildung und Wis -
sensvermittlung zu tun. Dies ist ein wich -
tiger Aspekt, der auch die Eltern der
be troffenen Kinder angeht.

Neben einer Verbesserung der sozio-
öko nomischen Situation der betroffe-
nen Menschen ist der Bildungs- und
Aus bildungsaspekt von entscheidender
Bedeutung hinsichtlich Armuts gefähr -
dung bzw. Armutsprävention. 

Es sind demzufolge betroffenenorien-
tierte Zugänge zu berücksichtigen:

l Bildungszugang
Eine Chancengleichheit ist in Deutsch -
land immer noch nicht verwirklicht
(OECD-Studie; PISA-Studie).

l Einkommenszugang
Arbeitslosengeld II / Sozialgeld ist zu
niedrig bemessen (siehe u. a. Ernäh -
rungs aspekt, Bildungsaspekt).

l Medizinischer Versorgungs zu -
gang
Niedrigschwellige Präventions- und
Ge  sundheitsförderungsangebote
(Set ting-Ansatz) sind nötig.

Weitere Zugangsebenen für Vereine, Ins -
 ti tutionen, Initiativen, die in diesem Be -
reich tätig sind:
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l Politikzugang
Die Politik auf kommunaler, sowie
auf Landes- und Bundes ebene er -
reichen

l Zugang zu Kooperations part nern/
Multiplikatoren
Institutionelle Egoismen überwin -
den

l Öffentlichkeitszugang
Um eine öffentliche Diskussion zu

initiieren, um adäquat zu informieren,
zu sensibilisieren

l Finanzzugang
Finanzierung durch „Drittmittel“, außer -
staatliche Finanzie rungs quel len auf-
tun

Des Weiteren ist Gesundheit abhängig
von ökonomischem, sozialem und kul-
turellem Kapital!

Ökonomisches, soziales und kulturelles Kapital bestimmen Gesundheit:

(Abbildung in Anlehnung an eine graphische Darstellung von Thomas Abel, 2008, Universität Bern)

Armutsbekämpfung und Gesundheits -
förderung sowie -stabilisierung von so -
zial benachteiligten Menschen ist eine
interdependente Herausforderung 

l für den einzelnen Betroffenen, 
l für Staat/Land/Kommune als Rah   -

men- und Strukturen-Gestalter,
l für die Öffentlichkeit im engeren und

wei teren Sinne (Freund, Nachbar, Leh -
 rer, Arbeitgeber) als Begegnungs- und
Bewertungsinstanz 

l aber auch für den helfenden, beglei-
tenden Profi in seiner Beziehung zum
und Wertschätzung des Betroffenen.

In diesem Kontext ist immer wieder von
Bedeutung, dass Armut und deren Kor -
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relation zur Gesundheit multikausale
Ent stehungs- und Manifesta tions grün de
besitzt und demzufolge interdisziplinär
und multidisziplinär reflektiert, erkannt
und bekämpft werden muss.

Wissenschaftlicher Exkurs in Form
von Gedankensplittern als Reflek ti -
ons möglichkeit für elementare In hal -
te und Bausteine einer betroffenen-
zentrierten Betreuung:

Anthropologischer Ansatz nach Dör -
 ner im Kontext gelungener Bezie hun gen:

l Subjekt-Objekt-Beziehung reflektie -
ren

l  Angstfreiheit erzeugen; ich als Profi
kann und darf von dem Patienten
korrigiert, verbessert werden, um
eigene Fehler zu erkennen und die
Beziehung weiterzuentwickeln

l Grundbedürfnis nach Selbst be -
stim  mung und Bedeutung für
Andere berücksichtigen. Die Ge -
sund heit ist abhängig von dem
Gleichgewicht zwischen diesen bei-
den Bedürf nis sen. Somit ist die An -
reicherung der Bedeutung für An -
dere von zentraler Gewichtung im
Kontext Gesund wer dung bzw. Ge -
sund erhaltung!

Systemischer/konstruktiver Ansatz
nach Simon im Kontext von zwischen-
menschlichen Beziehungen:

l Bewege/verändere ich mich, verän -
dere ich das System. Das System
von Beziehungen jeglicher Art.

l Häufig gestellte Frage: Was kann ich
schon verändern? Sowohl auf Sei -

ten der Profis, als auch auf Seiten
der Klienten!

l Der systemische Ansatz gibt Hoff -
nung, dass Veränderung eines
Einzelnen immer auch das Ganze,
das System von Lebens verhält nis -
sen, verändert. Es entsteht Dyna -
mik, es verändert sich etwas, was
auch immer!

l Wertschätzung des Klienten von
zentraler Bedeutung!

Chaostheoretischer bzw. affekt theo -
retischer Ansatz nach Ciompi/Heise
im Kontext von zwischenmenschlichen
Beziehungen:

l Nach einem Chaos kommt es zu
einer neuen Ordnung.

l  Kognition und Affektion gehören
zu  sammen. Denken und Fühlen ge hö -
ren zusammen wie Geist und Körper.

l In gewissen Emotionszuständen las -
sen sich nur gewisse Gedanken ent -
wickeln.

l Die Verbesserung des emotiona-
len Zustandes (z. B. durch eine em -
pathische, anerkennende, wertschät -
zende Grundhaltung des Profis)
kann kohärentes Denken ermög-
lichen. Auch das Ambiente muss
von Wertschätzung geprägt sein.

l Die Bedeutung der richtigen Zeit
berücksichtigen (häufige, immer
wieder kehrende Begegnungen).

l Affekt der Sympathie, auf Seiten
des Profis von zentraler Bedeutung
für das Verstehen des Klienten.

Das Solidarprinzip im Gesund heits -
we sen ist aufrechtzuerhalten. Priva ti sie -
 rungs tendenzen von elementaren Ge -



50

Prof. Dr. Dipl. Soz.-päd. Gerhard Trabert

sund heitsleistungen müssen gestoppt
werden, Zuzahlungen müssen unter dem
Aspekt einer strukturellen Benach tei li -
gung chronisch Kranker und behinderter
Menschen kritisch hinterfragt werden. 

Die anstehenden Reformen und Neu -
strukturierungen dürfen nicht zu einer
weiteren Benachteiligung bezüglich der
Gesundheitsversorgung und zu einer
Verschlechterung des Gesund heits zu -
standes von ökonomisch benachteilig-
ten Menschen führen. Die Einrichtung
eines „Armutsbeauftragten“, der u. a.
einen jährlichen Bericht zur Lage be -
nach teiligter Menschen in unserer Ge sell -
schaft erstellt, ist eine weitere For de -
rung.

Eine demokratisch-humanistisch
ausgerichtete Gesellschaft muss
sich daran messen lassen, wie sie
mit den schwächsten Gesell schafts -
mitgliedern umgeht.
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Chancengleichheit von Menschen
mit Migrationshintergrund

1. Integration als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe

Laut Mikrozensus 2007 leben insgesamt
15,4 Mio. Menschen mit Migra tions hin -
tergrund (fast 20 % der Ge samt be völ -
kerung) in Deutschland. In der Gruppe
der bis 25-Jährigen sind es über 25 %,
bei den Kindern hat ca. ein Drittel Mig -
rationshintergrund, und in Groß stadt -
vierteln leben nicht selten 50 % und
mehr Personen mit Migrations hinter -
grund. Zwar nimmt die Zuwanderung
nach Deutschland tendenziell ab. Das
gilt für fast alle Zuwanderungsformen,
für Asylzuwanderung, für Spätaus sied -
ler, für Ehegatten- und Familiennachzug
und Zuwanderung zum Zwecke der Er -
werbstätigkeit. Dennoch besteht in vielen
Bevölkerungsteilen der Eindruck, wir hät -
 ten in Deutschland zu viel Zu wan de rung.
Bundesinnenminister Dr. Schäuble hat
dies treffend als „gefühlte Zuwan de rung“
beschrieben. Auf die Ursachen dieses
Gefühls angemessen einzugehen, ein
friedliches Zusammenleben von Men -
schen mit und ohne Migrations hinter -
grund zu ermöglichen und die Chan -
cen gleichheit aller sicherzustellen ist
Aufgabe einer systematischen Integra -
tionspolitik. Welch hohen Stellenwert
die Integration hat, hat die Bundes re -
gie  rung mit dem Nationalen Integra -

tions plan, dem Integrationsprogramm
und der Ver besserung der Integra tions -
angebote im Zuge der Evaluation der
Integ ra tions  kur se nochmals deutlich
gemacht.

Es gibt viele Beispiele gelungener In teg -
ration, aber auch weiterhin Handlungs -
bedarf. Chancengleichheit durchzu -
setzen, heißt für das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge zweierlei:
Zum einen müssen die dauerhaft in
Deutschland lebenden Menschen mit
Migrationshintergrund durch eine sys -
te matische Integrationsarbeit unter-
stützt werden, um Integrationsdefizite
be  kämp fen und Potenziale besser ent-
falten zu können. Zum anderen erfordert
Chan cen gleichheit auch eine Verän de -
rungs leistung der Gesamtgesellschaft
auf dem Weg einer interkulturellen Öff-
nung.



Die Erkenntnis, dass es einer systemati -
schen Integrationspolitik bedarf, die die
Chancengleichheit der auf Dauer zuge-
wanderten Bevölkerungsgruppen för-
dert, setzte sich im Verlauf der 1990er
Jahre stärker durch. Heute herrscht
weit gehend Konsens darüber, dass In -
tegration eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe ist, die alle Politikbereiche be -
rührt. Ihr Gelingen oder Misslingen hat
Auswirkungen auf viele Bereiche der
Gesellschaft, wie z. B. auf Bildung und
Arbeitsmarkt. Die Ausgangslage ist
bekannt: Migrantinnen und Migranten
sind im Durchschnitt „jünger“, ihre Schul -
abschlüsse sind im Vergleich schlech-
ter und die Arbeitslosigkeit ist höher als
bei Deutschen. 

Der gestiegene Integrationsbedarf in
allen Altersgruppen stellt neue Anfor de -
rungen an Bund, Länder und Kommu -
nen. Dies gilt vom Kindergarten über
die Schule und die Beschäftigungs si -
tuation jugendlicher Berufsanfänger bis
hin zur interkulturellen Kompetenz der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Be -
hörden, zu Kommunikations prob le men
infolge der „Sprachlosigkeit“ in vielen
Kliniken und der Herausforderung „kul-
tursensibler“ Altenpflege.

2. Problemfelder Sprache, Bildung,
Arbeitsmarkt

Die deutsche Integrationspolitik war lan -
ge Zeit geprägt durch pragmatisches
Improvisieren. Dass dieser Ansatz nur
be dingt erfolgreich war, zeigen die In teg -
rationsdefizite, die wir heute auch bei
den Nachkommen der Zuwanderer ha -
ben. So bleiben z. B. die Bildungs erfol -

ge von Kindern und Jugendlichen mit
Migrationshintergrund weit hinter de nen
ohne Migrationshintergrund zurück. Le -
diglich 22 % der ausländischen Schü ler
besuchten im Schuljahr 2007/2008 ein
Gymnasium, 35 % die Hauptschule. Un -
ter den deutschen Schülern besuchen
dahingegen 46 % das Gymnasium und
14 % die Hauptschule. Ohne Ab schluss
verlassen 16 % der ausländischen Ju -
gend lichen die Schule, im Vergleich zu
6,5 % bei den Deutschen. Nur 3,2 %
der Schüler, die 2007 die allgemeine
Hochschulreife erlangten, waren aus-
ländischer Herkunft. Ähnlich sieht es an
den Hochschulen aus. Insgesamt ha ben
9,2 % der Menschen mit Migrations hin -
ter grund keinen allgemeinen Schulab -
schluss (ohne Migrationshintergrund:
1,4 %), 33,2 % haben keinen berufli chen
Abschluss (ohne Migrationshinter grund:
17,2 %). Ursachen für die mangelhaften
Bildungserfolge werden insbesondere
in sozialen und schichtspezifischen Fak -
toren gesehen. Darüber hinaus spielen
aber auch migrationsspezifische Fak to -
ren eine Rolle, wie das Ausmaß des Ge -
brauchs der deutschen Sprache in den
Familien, die Bedeutung, die Bildung in
verschiedenen Kulturen zugemessen
wird, sowie der Bedarf an interkulturel-
len pädagogischen Konzepten.

Die genannten Zahlen spiegeln sich
auch auf dem Arbeitsmarkt wider. Die
durchschnittliche Erwerbsbeteiligung
von Personen mit Migrations hinter grund
lag gemäß dem Mikrozensus 2007 bei
rund 65 % (Personen ohne Migrations -
hintergrund 76 %). Die Zahl arbeitsloser
Ausländer sank zwar seit 2005 um ca.
25 %, ist aber mit 16,9 % (Februar 2009)
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immer noch mehr als doppelt so hoch
wie die der Deutschen (7,8 % im Feb-
ruar 2009). Die Gründe sind nachvoll-
ziehbar. Da Ausländer im Durchschnitt
eine geringere Qualifikation aufweisen,
haben sie schlechtere Arbeitsmarkt -
chan  cen als Deutsche, was auch vor
dem Hintergrund der Wirtschaftskrise
er  schwerend wirkt. Zudem arbeiten
Aus  länder in höherem Maße im vom
Strukturwandel stärker betroffenen pro-
duzierenden Gewerbe.

3. Erfolgs mo dell: Systematische In -
teg rationspolitik

In Deutschland hat sich eine vielfältige
Integrationslandschaft entwickelt, in der
zahlreiche private und staatliche Akteu -
re eine Fülle an guten Integrations ange -
boten bereithalten. Mit dem Inkraft -
treten des Zuwanderungsgesetzes am
01. Januar 2005 hat die Bundes re pub -
lik Deutschland den Einstieg in eine sys -
tematische Integrationspolitik auch im
Bereich der gesetzlichen Rahmenbe din -
 gungen vollzogen. Ein Schwerpunkt liegt
dabei auf der nachholenden In tegration
in den Bereichen Sprachförderung,
berufliche Orientierung, Bildung und
Qualifizierung. 

3.1 Bundesweiter Integrationskurs

Mit der Einführung der Integrations kur se
gibt es erstmals ein bundesweit einheit-
liches Erstförderangebot in den Be rei -
chen Deutschkenntnisse und Orientie -
rungswissen. Zielgruppen sind Neuzu -
wanderer, aber auch bereits länger in
Deutschland lebende Zuwanderer und
auch deutsche Staatsangehörige, die

einen besonderen Integrationsbedarf
nachweisen. 
Der Integrationskurs besteht grundsätz -
lich aus zwei Teilkursen: einem 600-stün -
digen Sprachkurs (Niveau B1 GER) und
einem 45 Unterrichtseinheiten umfas-
senden Orientierungskurs. Für Jugend -
liche, Eltern und Frauen sowie für Zu -
wanderer mit besonderem sprachpäda -
gogischem Förderbedarf und An alpha -
beten werden zielgruppenspezifische
Integrationskurse angeboten, in deren
Rahmen der Sprachkurs auf bis zu
900 Unterrichtseinheiten erweitert wer-
den kann. Seit 2005 wurden über
700.000 Teilnahmeberechtigungen aus -
gegeben. Über 500.000 Teilnehmer ha -
ben die Kurse abgeschlossen oder
befinden sich aktuell in Kursen. Zwei
Drittel der Teilnehmer und Absolventen
sind weiblich. Dies ist besonders er -
freu lich, weil Frauen und Mütter einen
großen Einfluss auf die Bildungskarriere
ihrer Kinder haben.

3.2 Migrationsberatung für erwach-
sene Zuwanderer 

Der zweite große Baustein ist die Mig -
rationsberatung für erwachsene Zu wan -
 derer (MBE). Die MBE soll den Integra -
tionsprozess erwachsener Zuwanderer
durch eine zeitlich befristete, bedarfs-
orientierte Einzelfallberatung in Form
einer zielgerichteten, systematischen
Fall  begleitung auf der Grundlage von
Förderplänen vor Ort initiieren und steu-
ern. Dabei wird auf die aktive Einbin -
dung der Zuwanderer und der vor Ort
tätigen Kooperationspartner (u. a. In teg -
ra tionskursträger, Arbeitsverwaltung,
Aus länderbehörden) gesetzt. Der Bund



unterstützt 512 Beraterstellen in 609 Be -
ratungseinrichtungen, davon 75 Stellen
in 69 Einrichtungen in Bayern. Beraten
werden im Schnitt knapp 50.000 Per so -
nen pro Quartal. Träger sind die Spit zen -
verbände der Freien Wohlfahrtspflege
(AWO, DCV, DW der EKD, DRK, DPWV
und ZWST) sowie der Bund der Ver trie -
benen (BdV).

3.3 Projektförderung

Ergänzend zu den gesetzlichen Integ -
rationsangeboten fördert das Bun des -
amt Projekte. Die Projekte sollen dazu
beitragen, die individuellen Kompe ten -
zen der Zuwanderer zu stärken sowie
deren gesellschaftliche Teilhabe allge-
mein und im Sozialraum zu ermögli -
chen. 2008 wurden in Zusammenarbeit
mit zahlreichen Verbänden, Vereinen,
Mig rantenselbstorganisationen, Stif tun -
gen, Initiativen sowie Behörden auf
Bun des-, Landes- und kommunaler
Ebe ne bundesweit 396 Projekte, davon
in Bayern 54 (329 Fortsetzungsprojekte
und 67 neue Projekte), gefördert.

Es werden insbesondere Projekte zur
Stärkung mitgebrachter Kompetenzen,
der interkulturellen Kompetenz, des
bür gerschaftlichen Engagements, der
Er ziehungskompetenz der Eltern, der
sozialen Kompetenzen sowie der Krimi -
nalitäts-, Gewalt- und Suchtprävention
unterstützt. Außerdem wird das Pro -
gramm „Integration durch Sport“ geför-
dert.

4. Bundesweites Integrations pro -
gramm

Die bestehenden Integrationsangebote
haben sich bewährt, den unterschied-
lichen Bedürfnissen gerecht zu werden.
Für eine erfolgreiche Integrations för de -
rung, die auf Chancengleichheit ausge-
richtet ist und Entfaltung vorhandener
Potenziale ermöglicht, ist es jedoch von
Bedeutung, die Qualität der Angebote
kontinuierlich zu verbessern und dafür
zu sorgen, dass unterschiedliche Integ -
rati onsmaßnahmen systematisch in -
einander greifen und gemeinsame Ziele
verfolgen. Um dies zu ermöglichen,
wurde mit dem bundesweiten Integ ra -
tionsprogramm ein Prozess der Quali -
tätssicherung und Koordinierung der
Integrationsförderung eingeleitet, der in
§ 45 des Aufenthaltsgesetzes verankert
ist.

Im Fokus des bundesweiten Integra ti -
ons programms stehen die Handlungs -
felder: sprachliche Bildung, berufliche
Integration, Bildung und gesellschaftli-
che Integration. Damit sind auch die
Hauptschauplätze aktueller Integ ra tions -
 arbeit umrissen. Integration ist Präven -
tion – und wenn wir uns die am Anfang
genannten Zahlen ins Gedächtnis rufen
– auch Armutsprävention. Viele Studien
zeigen den Zusammenhang zwischen
sozialer Lage und mangelnder Integ -
ration. Wenn soziale Benachteiligung
und Bildungsferne schon für viele Men -
schen ohne Migrationshintergrund ein
Hindernis für Teilhabe ist, kommen bei
Menschen mit Migrationshintergrund
noch schlechte oder fehlende Sprach -
kenntnisse dazu. Sprache ist daher der

54

Dr. Michael Griesbeck



55

Dr. Michael Griesbeck

Schlüssel zur Integration, und zwar
vom Kleinkindalter an. Erst Sprache
ermöglicht Teilhabe am Arbeitsmarkt
und Schulerfolg. Darum ist Integration
durch Bildung auch so wichtig, und das
Bun desamt hat „Integration durch Bil -
dung“ zu einem Schwerpunkt in die-
sem Jahr gemacht.

Für aktuelle Handlungsbedarfe in diesen
Feldern werden gemeinsam mit zentra-
len Akteuren der Integrationsförderung
Lösungen gesucht. Dabei greift das
Integrationsprogramm die Themen und
Ergebnisse des Nationalen Integra -
tions plans auf und erarbeitet Vor schlä -
ge zu ihrer Umsetzung und praktischen
Weiterentwicklung. Die Arbeitsthemen
und Fragestellungen orientieren sich
am Bedarf der Praxis der Integrations -
för derung nach Lösungsansätzen und
Konzepten.

5. Interkulturelle Öffnung

Die Aufnahmegesellschaft im Prozess
der Integration mitzunehmen, ist ein
wei terer zentraler Aspekt auf dem Weg
zu mehr Chancengleichheit. Denn ohne
die Akzeptanz der Aufnahme gesell schaft
ist eine gleichberechtigte Teilhabe von
Menschen mit Migrationshintergrund in
den verschiedenen Lebensbereichen
nicht zu schaffen. Dies erfordert vor
allem, dass Ängste und wechselseitige
Vorurteile abgebaut werden. Das Bun -
desamt fördert daher verschiedene Pro -
jekte auf kommunaler Ebene. Ein Schritt
in diese Richtung ist auch die För de rung
des interkulturellen und in ter religiösen
Dialogs. Mit der Deut schen Islam kon fe -
renz ist erstmals ein solcher Dialog pro -

zess mit Vertretern der in Deutschland
le ben den Muslime aufgenommen wor-
den.

Die Anerkennung von Menschen mit
Migrationshintergrund als zugehöriger
Teil der Gesellschaft muss aber auch
mit dem konkreten Abbau von Teilha -
bebarrieren einhergehen. Ein Aspekt ist
dabei die interkulturelle Öffnung z. B.
von Behörden, sozialen Diensten, zivil-
gesellschaftlichen Organisationen, Un -
ter   nehmen, Medien, Bildungs- und Aus -
 bil dungsinstitutionen. Dazu gehört die
vermehrte Einstellung von Menschen
mit Migrationshintergrund – mit der
„Charta der Vielfalt“ ist hier ein Anfang
gemacht. Auch das Bundesamt enga -
giert sich in dieser Richtung: Mit 27 %
können wir einen hohen Anteil von Per -
sonen mit Migrationshintergrund unter
den Auszubildenden vorweisen. Zur
interkulturellen Öffnung gehört aber
auch die kultursensible Fortbildung von
Menschen ohne Migrationshintergrund.
Das Bundesamt geht auch hier mit gu -
tem Beispiel voran. Im Rahmen eines in -
ternen Weiterbildungskonzepts werden
interkulturelle Trainer ausgebildet, die so -
 wohl die eigenen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Umgang mit Vielfalt schu -
len als auch als externe Dienst leis ter für
die öffentliche Verwaltung fungieren.

6. Defizite bekämpfen – Potenziale
fördern – Gesellschaftlichen Zu sam -
 menhalt stärken

Integration ist eine der zentralen Auf -
gaben der Zukunft. Integration verhin-
dert Ausgrenzung und schafft Voraus -
setzungen zur Prävention von Armut.



Mit den genannten Maßnahmen befin-
den wir uns auf einem guten Weg in
Richtung einer Umsetzung von Chan -
cengleichheit für Menschen mit Migra -
tionshintergrund. Weitere Anstren gun gen
sind nötig. Vor allem für Jugendliche mit
Migrationshintergrund am Übergang zu
Ausbildung und Beruf gilt es, frühzeitig
Angebote zu schaffen, um möglichst
vor dem Schulabschluss Integrations -
be darfe zielgenau zu bedienen. Da ne -
ben gilt es, die beruflichen Potenziale
der bereits länger im Land lebenden
Zuwanderer zu nutzen. Gerade in
Berufen mit starker Nachfrage nach
hochqualifizierten Fachkräften sind eine
vereinfachte und transparentere Aner -
kennungspraxis sowie zielgerichtete
Angebote zur Nachqualifizierung wich-
tig, um einen ausbildungsadäquaten Zu -
gang zum Arbeitsmarkt zu schaffen.
Generell gilt: Zukunftsorientierte Integ -
ra tionsarbeit muss gesellschaftlichen
Zusammenhalt stärken durch eine dop-
pelte Adressierung sowohl der Zuwan -
derer als auch der Aufnahme gesell -
schaft.

Integration heißt Chancengleichheit,
heißt, den Zuwanderern eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe am ökonomischen,
so zialen, politischen und kulturellen Le -
ben zu ermöglichen, ihnen Perspek ti -
ven zu eröffnen und ein gegenseitiges
Verständnis der Bevölkerungsgruppen
zu erreichen. Zusammengehörigkeit und
Zugehörigkeit sind das Ziel der Integ -
ration. Das Bundesamt leistet als Kom -
petenzzentrum, bei dem viele Integ ra -
tionsaktivitäten des Bundes gebündelt
sind, maßgebliche Beiträge für eine
gelingende Integration.
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Mit der Reform der gesetzlichen Alters -
sicherungssysteme kommt dem Be reich
der privaten und betrieblichen Alters -
vor sorge, also privater Vermögens bil -
dung, eine weiter steigende Bedeutung
für die Lebensstandardsicherung nach
dem Ausscheiden aus dem Berufs le -
ben zu. Neben den staatlich geförder-
ten Anlageprodukten wie zum Beispiel
der Riesterrente kann private Alters vor -
sorge auch in Form des Aufbaus von
in dividuellem Vermögen geschehen,
wo bei insbesondere die Investition in
sel bst genutztes Wohneigentum und
mög lichst regelmäßige Spartätigkeit
wesentliche Strategien sind. 
Analysen der im Jahre 2002 und 2007
erhobenen Vermögensdaten des So zio-
oekonomischen Panels (SOEP) belegen
jedoch, dass immerhin rund zwei Drittel
der Bevölkerung ab 17 Jahren über kein
oder nur ein sehr geringes Geld- und
Sachvermögen verfügen. Im Durch -
schnitt (arithmetisches Mittel) beträgt
das individuelle Nettovermögen zum
Jah resbeginn 2007, also kurz vor Be -
ginn der aktuellen Finanzmarktkrise,
rund 88.000 Euro und ist damit gegen-
über 2002 um beachtliche rund 10 %
gestiegen. Maßgeblich für diese Ent -
wicklung war die Zunahme des Geld -

vermögens sowie der Vermögen aus
privaten Versicherungen. Im Zu sam men -
hang mit der insgesamt sehr unglei-
chen Verteilung der Vermögen liegt der
Median, also der Wert, der die reichsten
50 % der Bevölkerung von den Ärme-
ren trennt, weiterhin nur bei etwa
15.000 Euro. Insgesamt hat die Vermö -
gensungleichheit in Deutschland also
seit 2002 weiter zugenommen. Im Rah -
men dieser Entwicklung haben sich die
bereits 2002 bestehenden Vermö gens -
unterschiede zwischen West- und Ost -
deutschland weiter vergrößert, wozu
vor allem die sinkenden Marktwerte von
Immobilien in Ostdeutschland beigetra-
gen haben.

Die in diesem Bericht vorgelegten Er -
geb nisse beruhen auf einem von der
Hans-Böckler-Stiftung geförderten For -
schungsvorhaben zur Vermögens ver tei -



 lungsrechnung1 und erweitern Analysen
des DIW Berlin zur Beschreibung der
Höhe, Zusammensetzung und Vertei -
lung des individuellen privaten Vermö -
gens im Jahre 20022. Empirische
Grund  lage sind die vom DIW Berlin in
Zusammenarbeit mit Infratest Sozial for -
schung erhobenen Daten der Lang zeit -

studie Sozio-oekonomisches Panel
(SOEP)3 der Erhebungsjahre 2002 und
2007. Mit diesen repräsentativen Längs -
schnittdaten kann die Entwicklung, die
Verteilung und die Mobilität der indivi-
duellen Vermögen bis unmittelbar vor
Beginn der aktuellen Finanzkrise darge-
stellt werden.
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1 „Erstellung und Analyse einer konsistenten Geld- und Sachvermögensverteilungsrechnung für Personen und Haushalte 2002 und 2007
unter Berücksichtigung der personellen Einkommensverteilung“ (Projektnummer: S-2006-835-4; Projektleitung Markus M. Grabka und
Joachim R. Frick).

2 Vergleiche Markus M. Grabka und Joachim R. Frick (2007): Vermögen in Deutschland wesentlich ungleicher verteilt als Einkommen.
Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 45/2007, S. 665-672.

3 Das SOEP ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung privater Haushalte, die seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 in
Ostdeutschland jährlich durchgeführt wird; vergleiche Gert G. Wagner, Jan Göbel, Peter Krause, Rainer Pischner und Ingo Sieber (2008):
Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP): Multidisziplinäres Haushaltspanel und Kohortenstudie für Deutschland – Eine Einführung (für
neue Datennutzer) mit einem Ausblick (für erfahrene Anwender). In: AStA Wirtschafts- und Sozialstatistisches Archiv Bd. 2, Heft 4, 2008,
S. 301-328. 

4 Die Sektoren, an denen selbst kein Eigentum gehalten werden kann.
5 Hierzu zählen zum Beispiel Kirchen und Religionsgemeinschaften, Vereine, Verbände, Parteien oder Gewerkschaften.
6 Dabei ist das Inlandskonzept vom Inländerkonzept zu unterscheiden. Beim Inlandskonzept wird nur das Volksvermögen innerhalb eines

Landes gezählt, während beim Inländerkonzept nur das Vermögen der in einem Land Ansässigen berücksichtigt wird. Diese Unter -
scheidung ist insofern wichtig, als Inländer auch Eigentumsrechte im Ausland halten können. Das Nettoauslandsvermögen ist dabei der
Saldo aus Eigentumsrechten, Forderungen und Verbindlichkeiten im Ausland. Das Volksvermögen nach dem Inländerkonzept besteht
somit aus dem Eigentum der drei inländischen Letzteigentümersektoren und dem Nettoauslandsvermögen.

7 Der gesamte Hausrat und der Wert von Kraftfahrzeugen wird im SOEP nicht eigenständig erhoben. Die Vermögenssituation der priva-
ten Haushalte ist damit insgesamt unterschätzt. Siehe Kasten: Methodische Probleme der Erfassung von Vermögen. 

8 Bei einer Volksvermögensrechnung entstehen Probleme der Zurechnung der verschiedenen Komponenten auf die Letzt eigen tümer -
sektoren, insbesondere des Beteiligungsvermögens auf die privaten Haushalte. Aber auch das von Inländern gehaltene
Auslandsvermögen wird bei einer Vermögensrechnung für gewöhnlich nicht vollständig erfasst.

Kasten 1: Definition von Vermögen

Das Volksvermögen einer offenen Volkswirtschaft wird von vier „Letzteigentümersektoren“4 gehalten.
Dies sind der Staat, die privaten Organisationen ohne Erwerbszweck5, die privaten Haushalte und
das Ausland. In Deutschland gehört der überwiegende Teil des Volksvermögens den inländischen
privaten Haushalten6. Das Ziel der hier vorgelegten Untersuchung ist die Beschreibung der Vermö -
genssituation der privaten Haushalte in den Jahren 2002 und 2007.

Das Vermögen der Privathaushalte setzt sich aus folgenden Komponenten zusammen: Sach ver -
mö gen in Form von Grundeigentum im In- und Ausland und dem Gebrauchsvermögen. Zu Letzterem
zählen auch Gold, Schmuck oder wertvolle Sammlungen. Folgt man der Abgrenzung in der Volks -
wirt schaftlichen Gesamtrechung, so gehören zum Gebrauchsvermögen aber auch Hausrat und Kraft -
fahrzeuge7. Neben dem Sachvermögen speist sich das Vermögen der Privathaushalte auch aus dem
positiven Geldvermögen in Form von Forderungen gegenüber dem Staat, Unternehmen, Finanz insti -
tutionen und dem Ausland. Eine weitere Komponente stellt das Beteiligungsvermögen von börsen -
mä ßig gehandelten Aktien oder Eigentumsrechten an Unternehmen (Betriebsvermögen) und Finanz -
institutionen im In- und Ausland dar. Letztlich stehen diesem Bruttovermögen Verbindlichkeiten aller
Art (z. B. Hypotheken, Konsumentenkredite) gegenüber. Den Saldo dieser vier Komponenten bildet
das Nettovermögen des Haushaltssektors8. Andere, insbesondere nicht übertrag- bzw. handelbare
Vermögensarten einer Gesellschaft wie das Humanvermögen, das Umweltvermögen oder Kultur -
vermögen werden im Folgenden nicht berücksichtigt.
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Funktionen des Vermögens

Nicht nur das regelmäßige Einkommen
einer Person beeinflusst deren Wohl -
fahrtsposition, sondern auch deren in -
dividuelles Vermögen als Summe aller
geldwerten Güter leistet einen eigen-
ständigen Beitrag zur individuellen öko-
nomischen Wohlfahrt. Sowohl ein ho hes
verfügbares Einkommen als auch ein
hohes Vermögen bieten dabei ein be -
deu tendes Maß an „Verwirklichungs -
chan  cen“9, wobei in einzelwirtschaftli cher
Betrachtung dem individuellen Vermö -
gen eine Vielzahl von Funktionen zu -
kommt10: So wird durch Zinserträge
wei te rer Einkommenszuwachs erwirt -
schaf tet (Einkommensfunktion); die
Eigen  nutzung von Sachvermögen (z. B.
Wohneigentum, Kraftfahrzeuge) stiftet
unmittelbaren Nutzen und schafft gege-
benenfalls Freiheitsspielräume (Nutzungs -
funktion); Aufbrauchen von Vermögen
dient der Stabilisierung des Konsums
bei Einkommensausfällen (Sicherungs -
funktion); größere Vermögen verleihen
wirtschaftliche und politische Macht
(Macht funktion), dienen zur Erreichung
oder Bewahrung eines hohen Status
(soziale Statuserhaltungsfunktion) so wie
helfen bei der Erziehung und Aus bildung
von Kindern (Sozialisations funktion).
Letztlich sind Vermögen wichtig für die
eigene Alterssicherung und als Inst ru -
ment intergenerationaler Übertragun-
gen (Vererbungsfunktion). 
Aus dieser Vielzahl von Einzel funk ti o -
nen, die weit über jene von laufenden

Einkommen hinausgehen, lässt sich das
besondere Interesse an der Thematik Ver -
mögen und dessen Verteilung ableiten.

Datenbasis 

Grundlage der folgenden Berech nun -
gen zur Vermögensverteilung ist das
Sozio-oekonomische Panel (SOEP).
Das SOEP ist eine repräsentative Wie -
der holungsbefragung von Personen in
privaten Haushalten in Deutschland. In
Schwerpunktbefragungen der Jahre
2002 und 2007 wurde die Vermögens -
situation eingehend erhoben. In her -
köm mlichen Befragungen wird der Ver -
mögensbestand auf Haushaltsebene
erhoben und zum Zweck der Vertei -
lungsanalyse jedem Haushaltsmitglied
pro Kopf zugewiesen. Im Gegensatz
dazu werden im SOEP Vermögens -
kom ponenten auf der Personenebene
erfragt, das heißt im Folgenden werden
individuelle Vermögen von Personen ab
17 Jahren ausgewiesen. Dadurch ist es
im Prinzip möglich, auch die private
Um verteilung innerhalb von Haushalten
zu analysieren. 

Das SOEP erfasst sieben verschiedene
Vermögenskomponenten: selbst ge -
nutz ter und sonstiger Immobilienbesitz
(unter anderem unbebaute Grund stücke,
Ferien- oder Wochenendwohnungen),
Geldvermögen (Sparguthaben, Spar-
oder Pfandbriefe, Aktien oder Invest -
ment anteile), Vermögen aus privaten
Versicherungen (Lebens- oder private

9  Jürgen Volkert, Günther Klee, Rolf Kleimann, Ulrich Scheurle und Friedrich Schneider (2004): Operationalisierung der Armuts- und
Reichtumsmessung. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (Hrsg.), Bonn.

10 Vergleiche Richard Hauser (2007): Integrierte Analyse von Einkommen und Vermögen – Forschungsstand und Ausblick. In: Weiter ent -
wicklung der Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung. Experten-Workshop am 29. November 2006 in Berlin. Veranstaltung
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG), Köln, S. 12-29.
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Rentenversicherungen, Baus par ver trä ge),
Betriebsvermögen (Besitz oder Betei li -
gung an einer Firma, einem Geschäft
oder Be trieb), Sachvermögen in Form
wertvoller Sammlungen wie Gold,
Schmuck, Mün zen oder Kunstgegen -
stände sowie Schul den (Konsumenten-
als auch Hypothe kenkredite)11. 

Nach Abzug der Verbindlichkeiten vom
Bruttovermögen erhält man das wohl-
fahrtsökonomisch relevante Netto ge -
samtvermögen, das Gegenstand der
Analysen zur personellen Vermögens -
ver teilung ist.

Private Haushalte verfügen 2007
über ein Nettovermögen von über
6 Billionen Euro

Die hochgerechneten Angaben auf Ba -
sis des SOEP ergeben für das gesamte
Bruttovermögen (ohne PKW und Haus -
rat) für das Jahr 2007 rund 8,055 Bil lio -
nen Euro, wobei Grund- und Immo bilien -
besitz mit 5,3 Billionen Euro den größten
Anteil ausmacht. Im Vergleich zu 2002
ist der Wert des Bruttovermögens so mit
um nominal mehr als 1,1 Billionen Euro
gewachsen, inflationsbereinigt entspricht
dies einem Zuwachs von gut 7 %. Dieser
speist sich überwiegend aus realen
Vermögenszuwächsen beim Geldver mö -
 gen, während der Wert des Immobilien -
besitzes seit 2002 eher stagniert.

Die Verbindlichkeiten der privaten Haus -
halte belaufen sich nach Angaben des

SOEP im Jahre 2007 auf gut 1,4 Bil -
lionen Euro, vorrangig bestehend aus
Konsumenten- und Hypothekar kre di ten.
Nach Abzug dieser Verbindlichkeiten
be trägt das Nettogesamtvermögen in
Deutschland im Jahre 2007 insgesamt
6,6 Billionen Euro. 

... je Erwachsenem entspricht dies
rund 88 000 Euro

Aus wohlfahrts- und sozialpolitischer
Sicht spielen die personelle Verteilung
dieser Aggregate und deren Verän de -
rung über die Zeit eine wichtige Rolle:
Im Durchschnitt verfügen die Personen
ab 17 Jahren im Jahre 2007 über ein
individuelles Nettogesamtvermögen
von rund 88 000 Euro (Tabelle 1) und
damit über rund 10 % mehr als in 2002.
Der Median der Vermögensverteilung,
also der Wert, der die reichsten 50 % der
Bevölkerung von den Ärmeren trennt,
liegt bei nur 15 000 Euro. Dabei verfügen
etwas mehr als ein Viertel aller Er wach -
senen (27 %) über kein persönliches Ver -
mögen oder sind sogar verschuldet,
wäh rend hingegen das reichste Zehntel
der Bevölkerung ab 17 Jahren über ein
Nettogesamtvermögen von mindes tens
222 000 Euro verfügt.

Erwartungsgemäß zeigen sich signifikan -
te Unterschiede in der Höhe des Netto -
vermögens zwischen West- und Ost -
deutsch land. Während in den alten Län -
dern das individuelle Netto ver mö gen im
Durchschnitt bei mehr als 100 000 Euro

11 Gegenüber der letzten Berichterstattung des DIW Berlin zur Vermögenssituation in Deutschland (siehe Grabka und Frick (2007), a. a. O.)
wurden auch die Daten für 2002 leicht revidiert. Dies betrifft insbesondere methodische Verbesserungen bei der Qualität der Imputation
fehlender Angaben auf Basis von Längsschnittinformationen sowie die rückwirkende Imputation von geringfügigen Vermögens be -
ständen unter 2.500 Euro, die 2002 nicht erhoben wurden. Diese methodischen Verbesserungen sind wesentliche Bestandteile des
von der Hans-Böckler-Stiftung finanzierten Forschungsprojektes.
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im Jahre 2007 liegt, macht dieses in den
neuen Ländern nur rund 31 000 Euro
aus. Dabei haben sich die Unterschiede
im 5-Jahres-Untersuchungszeitraum
ver stärkt: War in den alten Ländern ein
Zuwachs von mehr als 11 % seit 2002
zu beobachten, so ist demgegenüber
das Durchschnittsvermögen in den
neuen Ländern um knapp 10 % gesun-
ken – inflationsbereinigt entspricht dies
einem Rückgang um mehr als 17 %.
Hauptverantwortlich ist der Rückgang
des Marktwertes selbstgenutzter Immo -
bilien. Auch gemessen am Median ent-
wickelt sich das Nettovermögen in den
beiden Landesteilen gegensätzlich.

Gegensätzliche Trends liegen auch in
der Entwicklung des Anteils der Per so -
nen vor, die kein Vermögen aufweisen
oder verschuldet sind. Während in den
alten Ländern dieser Anteil rückläufig ist
(-4,7 %), hat dieser in den neuen Län -

dern leicht zugenommen (+2,1 %) und
liegt auch über dem entsprechenden
Wert der alten Länder. 

Vermögensungleichheit nimmt wei-
ter zu

Sortiert man die Personen nach der
Höhe ihres Nettovermögens und teilt
diese in zehn gleich große Gruppen
(De zile), so zeigt sich, dass das reichste
Zehntel im Jahre 2007 über mehr als
60 % des gesamten Vermögens verfügt;
darunter halten die obersten fünf Pro -
zent 46 % und das oberste Prozent allei -
ne knapp über 23 % des gesamten Ver -
mögens (Abbildung 1). Gegenüber dem
Jahr 2002 hat die Konzentration der
Nettovermögen im Top-Dezil weiter zu -
genommen, in allen anderen Dezilen lie-
gen die entsprechenden Anteilswerte
für 2002 durchweg niedriger.

Abbildung 1: Anteil des individuellen Nettovermögen am
Gesamtvermögen nach Dezilen in Deutschland 2002 und 2007

Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding



Mehr als zwei Drittel der Gesamt bevöl -
kerung verfügt dagegen über kein oder
nur ein sehr geringes individuelles Netto -
vermögen. Die untersten 70 Prozent der
nach dem Vermögen sortierten Bevöl ke -
rung haben einen Anteil am Gesamt ver -
mögen von unter 9 % und damit rund
1,5 Prozentpunkte weniger als im Jahre
2002. 

Diese sehr ungleiche Verteilung zeigt
sich auch in einem relativ hohen Gini-
Koeffizienten12. Dieser lag für Deutsch -
land insgesamt im Jahr 2007 bei 0,799
und damit noch näher am Maximalwert
von 1 (Tabelle 1), als dies 2002 der Fall
war (0,777)13. Weitere Kennziffern zur
Mes sung der Vermögenskonzentration,
die stärker auch die Veränderungen an

den Rändern der Verteilung bewerten,
belegen sogar eine statistisch signifi-
kante Zunahme der Vermögens un gleich -
 heit14. 

Ein alternatives Verteilungsmaß ist das
90/50-Dezilsverhältnis, welches die
untere Vermögensgrenze der reichsten
10 Prozent der Bevölkerung auf die
obere Vermögensgrenze der ärmsten
50 Prozent (Median) bezieht. Diese
Kenn ziffer gibt also das Vielfache des
Vermögens reicher Personen im Ver -
hält nis zum Mittelpunkt der Ver mö gens -
 verteilung an. Für 2007 errechnet sich
ein Wert von 14,5, d. h. die „ärmste“
Person innerhalb der Top-Zehn-Pro zent-
Gruppe übertraf den Median der Ver tei -
lung um mehr als das 14-Fache. Auch
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12  Der Gini-Koeffizient ist ein statistisches Maß zur Darstellung von Ungleichheit. Er kann Werte zwischen 0 und 1 annehmen. Je näher der
Wert bei 1 liegt, desto größer ist die Ungleichheit. Beim Einkommen ist die Ungleichheit der Verteilung wesentlich geringer als beim Ver -
mögen. So lag der Gini-Koeffizient für das bedarfsgewichtete verfügbare Einkommen der Personen in Privathaushalten 2007 bei nur 0,312.

13  Im internationalen Vergleich nimmt Deutschland damit eine mittlere Position bei der Vermögensungleichheit ein. So liegt der Gini-Koef fi -
zient zum Beispiel in Kanada in 1999 bei 0,75 und in den USA in 2001 bei 0,84. Vergleiche Eva Sierminska, Andrea Brandolini und
Timothy Smeeding (2006): Comparing wealth distribution across rich countries: First results from the Luxembourg Wealth Study.
Luxembourg Wealth Study Working Paper Series, Working Paper No. 1.

14  Dies gilt sowohl für den so genannten MLD-Koeffizienten, der insbesondere sensitiv gegenüber Veränderungen am unteren Ende der
Vermögensverteilung ist, als auch für den HSCV-Koeffizienten, der die oberen Vermögen stärker beachtet. Der MLD gibt die mittlere
logarithmierte Abweichung an, der HSCV leitet sich aus dem quadrierten Variationskoeffizienten ab.

Tabelle 1: Verteilung des individuellen Nettovermögens
in Deutschland 2002 und 2007

Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding
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dieser Wert weist auf eine Steigerung ge -
 genüber 2002 (13,9) hin, da der Me dian
lediglich um knapp 2 % stieg, die un tere
Grenze der „top ten“ aber um rund 10 %. 

Nachhaltig hohe Bedeutung von
Im mo bilienbesitz

Die Betrachtung reiner Nettogrößen
ver  deckt im Allgemeinen wichtige Struk -
 tur unterschiede, sowohl bezüglich der
Zusammensetzung des Vermögens als
auch bezüglich eventueller Verbind lich -
keiten. So kann ein niedriges Netto -
vermögen das Ergebnis eines hohen

Bruttovermögens bei gleichzeitig ähn-
lich hohem Schuldenstand sein (z. B.
bei jungen Familien kurz nach dem Er -
werb eines mit Hypotheken belasteten
Eigenheims), oder es kann schlicht ein
niedriges Geldvermögen ausdrücken.

Rund die Hälfte der erwachsenen Be -
völ kerung hält im Jahre 2007 Geldver -
mögen (49 %) oder Vermögen in Form
von privaten Versicherungen (inkl. Bau -
sparverträge) (53 %) (Tabelle 2). Gege n -
über dem Jahr 2002 hat der Ver -
 breitungsgrad beider Anlageformen
zu genommen15. Im Durchschnitt liegt der

Tabelle 2: Vermögenskomponenten 2002 und 2007

1 Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
2 Schulden auf Hypotheken und aus Konsumentenkrediten.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding.

15  Darüber hinaus ist bei der Interpretation dieser Ergebnisse zu berücksichtigen, dass in der hier vorgelegten Analyse der Geld- und
Sachvermögen eventuelle Ansprüche an die Sozialversicherungsträger (GRV, Knappschaften, berufsständische Versorgungswerke,
Pensionskassen, etc.) nicht berücksichtigt – und auch im SOEP wie der amtlichen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) nicht
erhoben – werden. Während ein aktueller Rentenbezug standardmäßig als Einkommensstrom erfasst wird, sind zukünftige Renten zah lun -
gen aufgrund der notwendigen Annahmen zur Berechnung eines Gegenwartswertes (differentielle Lebenserwartung, Diskontie rungs -
rate, etc.) sowie fehlender Übertrag- und Handelbarkeit von den Analysen ausgeschlossen. Gleichwohl sind bei der Interpretation der
Ergebnisse die unterschiedlichen Anreizstrukturen und Notwendigkeiten zum Vermögensaufbau von Selbstständigen im Vergleich zu
Beamten und abhängig erwerbstätigen Pflichtversicherten zu beachten.



Wert dieser Anlageformen im Jahre 2007
bei rund 25 000 Euro beim Geld ver mö -
gen und bei etwas mehr als 22 000 Eu -
ro bei den privaten Versicherungen. Im
Vergleich zum Jahre 2002 hat sich de -
ren Wert um rund 18 % vergrößert16.
Diese Entwicklung kann unter anderem
durch die Reformen zur Förderung der
privaten Altersvorsorge (z. B. Riester-
oder Rürup-Rente)17 erklärt werden, zu -
dem hat auch zwischen 2002 und 2007
die aggregierte Sparquote in Deutsch land
von 9,9 % auf 10,8 % zugenommen18.

Eine selbstgenutzte Immobilie wird von
mehr als einem Drittel19 der Bevöl kerung
gehalten, sonstiger Immobilienbesitz liegt
bei etwa einem Zehntel der erwachse-
nen Bevölkerung vor. Diese Anteile ha -
ben sich seit 2002 nicht verändert. Hin -
sichtlich der quantitativen Bedeutung,
gemessen als Anteil am gesamten Ver -
mögen, sind – bei Ausblendung der GRV-
Ansprüche – selbstgenutzte Im mo bi lien
die wichtigste Anlageform in Deutsch -
land. Der durchschnittliche Wert dieser
Vermögensform beläuft sich auf knapp
145 000 Euro. Deren Anteil an der Port -
foliostruktur hat aber – unter anderem
aufgrund von stagnierenden oder sogar
rückläufigen Verkehrs wer ten in verschie-
denen Regionen Deutsch lands und der

gleichzeitig steigenden Relevanz ande-
rer Anlageformen wie privaten Ver si che -
rungen – seit 2002 leicht abgenommen.
Rund ein Drittel der Bevölkerung weist
Verbindlichkeiten in Form von Hypo the -
ken- oder Konsumenten kre di ten auf.
Dabei liegt der entsprechende Bevöl -
kerungsanteil 2007 um rund 4 Pro -
zentpunkte höher als fünf Jahre zuvor.
Die durchschnittliche Höhe der Ver bind -
lichkeiten von verschuldeten Personen
ist gegenüber 2002 nur geringfügig ge -
stiegen und erreicht in 2007 mehr als
56 000 Euro.

Ein Vergleich der Portfoliostruktur mit
der Besitzerstruktur belegt die Rele -
vanz des Betriebsvermögens: Während
lediglich 4 % aller Personen diese Ver -
mögensform halten, macht das Be triebs -
 vermögen 11 % des gesamten Netto -
vermögens aus. Dementsprechend liegt
die durchschnittliche Höhe für Per so -
nen mit Betriebsvermögen bei knapp
220 000 Euro im Jahre 2007. Ge ge nüber
2002 entspricht dies einem Zuwachs
um mehr als 18 %. Weiterhin hat der
sonstige Immobilienbesitz besondere
Relevanz, da mehr als ein Fünftel des
gesamten Nettovermögens auf diese An -
lageform fällt und deren durch schnitt -
 liche Höhe bei knapp 190 000 Euro liegt.
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16 Das Geldvermögen der privaten Haushalte hat sich nach Angaben der Deutschen Bundesbank zwischen 2002 und 2006 um 23,2 %
vergrößert, vergleiche Deutsche Bundesbank (2007): Monatsbericht Juni 2007, 59. Jahrgang, Nr. 6, S. 26.

17 So hat sich die Zahl der so genannten Riesterverträge jeweils zu Beginn eines Jahres von knapp 2 Mio. in 2002 auf mehr als 
8,5 Mio. in 2007 mehr als vervierfacht (BMAS 2008: Entwicklung der Riester-Rente (Stand: III. Quartal 2008) – Diagramm,
http://www.bmas.de/coremedia/generator/29424/riester__rente__entwicklung__diagramm__stand__III__2008.html, am 17.12.2008).

18 Vergleiche Deutsche Bundesbank: Zeitreihe JJA327: VGR-D-Ges, Konto der privaten Haushalte, Sparquote, http://www.bundesbank.de/
statistik/statistik_zeitreihen.php?lang=de&open=&func=row&tr=JJA327, am 17.12.2008.

19 Im Jahr 2007 lebten zwar rund 48 % aller Personen in Deutschland in Haushalten mit selbstgenutztem Wohneigentum, der Anteil der
Personen, die selbstgenutzte Immobilien besitzen, lag aber nur bei 36 %. In vielen Haushalten gehören selbstgenutzte Immobilien nur
einem Haushaltsmitglied; insbesondere erwachsene Kinder, die noch im elterlichen Haushalt leben, sind in der Regel nur „Mit -
bewohner“, aber nicht „Mitbesitzer“.
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Sowohl der mittlere Wert als auch die
Häu figkeit des Immobilienbesitzes fallen
in den neuen Ländern deutlich niedriger
aus als in den alten. Geldvermögen und
private Versicherungen werden in beiden
Landesteilen in ähnlichem Maße gehal-
ten, deren relative Bedeutung ist in Ost -
deutsch land aber – ungeachtet der ge rin   -
geren Marktwerte – höher als in den alten
Ländern. Auffallend ist zu dem, dass die
re lative Bedeutung von Schulden in den
neu en Ländern mit knapp 31 % um etwa
zehn Prozent punk te höher ist als in den
alten Ländern, wenngleich der ab so lute
Betrag im Os ten mit etwa 32 000 Euro
nur knapp halb so hoch ist wie im Westen.

Die Entwicklung der Marktwerte der ver -
schiedenen Anlageformen fällt in den
bei den Landesteilen sehr unterschied-
lich aus. Während in den neuen Län -
dern der Wert des Immobilienbesitzes
als auch von Betriebsvermögen zum Teil
deutlich rückläufig ist, zeigen sich bei al len
Anlageformen in West deutsch land Zu -
wächse. So ist z. B. der Wert des selbst -
 genutzten Immobilienvermögens von Per -
sonen in Westdeutschland zwischen
2002 und 2007 um rund 6 000 Euro auf
154 000 Euro gestiegen, während für
Eigentümer in Ostdeutschland ein Ver -
lust von 7 000 Euro auf nunmehr rund
80 000 Euro zu beobachten ist20.

Individuelle Vermögensposition stark
altersabhängig

Ein Vergleich der Vermögensbestände
(wie derum ohne Sozialversi cherungs -

vermögen) nach Altersklassen zeigt ein
klassisches Lebenszyklusmuster (Ab bil -
dung 2): Bis zu einem Alter von 25 Jah -
ren verfügen junge Erwachsene im Jah -
re 2007 nur über ein durchschnittli ches
Nettogesamtvermögen von weniger als
7 000 Euro. Nach Abschluss der Aus -
bil dungsphase und mit dem Eintritt in
das Erwerbsleben besteht die Mög lich -
keit des Sparens und des Aufbaus von
Vermögen; gleichzeitig steigt die Wahr -
scheinlichkeit von Erbschaften bzw.
des Bezugs von Vorabübertragungen.
Im Ergebnis steigt daher das durch-
schnittliche Nettogesamtvermögen ab
einem Alter von mehr als 25 Jahren deut -
lich. Das höchste durchschnittliche
indi viduelle Nettovermögen besitzt die
Gruppe der 56- bis 65-Jährigen mit
knapp unter 145 000 Euro. Hierbei
kommt dem Aufbau von Nettover mö gen
in Form von Immobilien besondere Be -
deutung zu, da diese in der Regel bis
zum Ein tritt des Rentenalters abbezahlt
sind. Mit dem Beginn des Übergangs in
den Ruhestand (die Altersgruppe ab
65 Jah ren) sinkt zwar das individuelle
Netto gesamtvermögen aufgrund des
Auf zeh rens von Vermögensbeständen
(inklusive Vorabübertragungen an nach -
 folgende Generationen) leicht, jedoch
halten ältere Menschen weiterhin mehr
als 120 000 Euro an Nettovermögen.
Aufgrund von Kohorteneffekten (also
einem höheren Reichtum nachrücken-
der Generationen) kann man die beiden
Querschnitts-Verteilungen auch nicht
in biographische Längsschnitte um deu -
ten.

20 Diese negative Entwicklung bei den Verkehrswerten von Immobilien wird auch von den Gutachterausschüssen für Grundstückswerte
bestätigt. So sind z. B. die Bodenwerte für Wohnbauland im engeren Verflechtungsraum in Brandenburg im Zeitraum 2002 – 2007 um
17 % zurückgegangen. Vergleiche Oberer Gutachterausschuss für Grundstückswerte. Land Brandenburg. Grundstücksmarktbericht 2008.



Gegenüber dem Jahr 2002 weisen ne -
ben der Gruppe der 56- bis 65-Jährigen
die über 75-Jährigen die höchsten Ver -
mö gens zuwächse auf. Für die letzt ge -
nann te Gruppe wirken hierbei neben
Kohorten effekten auch demographische
Phäno me ne wie sozialstrukturell selek-
tive Mortalität21 und das Re-Migrations -
ver halten von älteren Ausländern.
Wohl  ha bende Ältere machen dement-
sprechend einen relativ höheren Bevöl -
ke rungs an teil innerhalb dieser Alters -
gruppe aus und erhöhen damit die
Chancen für höhere Wertzuwächse im
Vergleich zu anderen Altersgruppen.
Für die Gruppe der 56- bis 65-Jährigen
dürften neben lebenszyklustypisch rela-
tiv hohen Erwerbseinkommen auch
Erb schaften22 eine besondere Rolle für

den überdurchschnittlichen Vermö gens   -
zu wachs spielen. 

Unterschiedliche Vermögens ent -
wick  lung zwischen West- und Ost -
deutschland

Neben den bereits dargestellten Unter -
schieden beim Nettogesamtvermögen
zwischen den neuen und alten Län dern
fällt zudem auf, dass vor allem die älte-
ren Menschen (66 und mehr Jahre) in
den neuen Ländern eine weit unter-
durchschnittliche Vermögensposition
(rund 40 % gemessen am gesamtdeut-
schen Mittelwert) aufweisen. Diese Alters -
gruppe verfügt in den alten Ländern
hingegen über eine Vermögensposition
von über 160 %. Im Vergleich zu 2002
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21 Vergleiche Ralf. K. Himmelreicher, Daniela Sewöster Rembrandt und Anne Schulz (2008): Die fernere Lebenserwartung von Rentnern
und Pensionären im Vergleich. WSI Mitteilungen 5, S. 274-280.

22 Vergleiche Marc Szydlik und Jürgen Schupp (2004): Wer erbt mehr? Erbschaften, Sozialstruktur und Alterssicherung. Kölner Zeitschrift
für Soziologie und Sozialpsychologie 56, S. 609-629.

Abbildung 2: Individuelles Nettovermögen nach Altersgruppen
in Deutschland 2002 und 2007

Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding.
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hat sich diese Lücke weiter vergrößert.
Dieser deutliche Nachteil erklärt sich nach
wie vor aus den fehlenden Akkumula -
tionsmöglichkeiten für die ehemaligen
Bürger der DDR, wobei dieser Rück -
stand in den letzten Jahren aufgrund
der höheren Arbeitslosigkeitsrisiken,
niedrigerer Erwerbseinkommen und der
selektiven West-Ost-Wanderung weiter
verstärkt wurde. Ein weiterer markanter
Unterschied in dieser Altersgruppe lei-
tet sich aus dem niedrigeren Wohn -
eigen tümeranteil in Ostdeutschland ab,
wobei hier zudem die rückläufigen
Markt werte des Wohneigentums – ohne
entsprechende Reduktion einer gege-
benenfalls noch bestehenden Verschul -
dung – eine wichtige Rahmen bedin gung
der individuellen Vermögensak kumu la -
tion darstellen.

In den mittleren Altersgruppen (36 – 65
Jahre) ist ein deutlicher Vermögens rück -
 gang in Ostdeutschland zu konstatie-
ren. Dieser beläuft sich je nach Alters -
gruppe auf 7 000 bis 14 000 Euro, was
einem relativen Rückgang von 10 % bis
17 % entspricht. Hier wirkt sich auch das
generell höhere Arbeitslosigkeitsrisiko in
den neuen Ländern nachhaltig aus. Es
ist zu vermuten, dass die institutionellen
Rahmenbedingungen zur Einführung des
Arbeitslosengeldes II insbesondere in Ost -
 deutschland zu einem stärkeren Ent -
sparen im Falle von Arbeitslosigkeit bei-
getragen haben, da eigenes Vermögen
zunächst weitgehend aufgezehrt werden
muss, bevor diese staatliche Unter stüt -
zung in Anspruch genommen werden
kann23.

Vermögen und berufliche Stellung

Neben Erbschaften und Schenkungen
stellt die aktuelle bzw. frühere Er werbs -
tätigkeit eine wichtige Quelle für den
Vermögensaufbau dar. Die Sparleistung
wird dabei maßgeblich von der berufli -
chen Stellung und dementsprechend
von dem erzielten Einkommen be stimmt.
Je höher die berufliche Stellung ist bzw.
war, desto höher auch das durchschnitt -
liche individuelle Vermögen.

Während un- oder angelernte Arbeiter
und Angestellte im Jahre 2007 nur über
ein Vermögen von rund 35 000 Euro
verfügen, macht dieses bei qualifizier-
tem Fachpersonal (zum Beispiel Vor -
arbeiter, Meister) mehr als 70 000 Euro
aus. Angestellte mit umfassenden Füh -
rungsaufgaben erreichen ein durch-
schnittliches individuelles Netto ver mö -
gen in Höhe von etwa 119 000 Euro. 

Untergliedert nach der Dienstlaufbahn
zeigt sich, dass Beamte im einfachen
oder mittleren Dienst ein Netto ver mö -
gen von gut 63 000 Euro und damit
etwa so viel Vermögen aufweisen wie
Meister und Angestellte mit qualifizierter
Tätigkeit. Beamte des gehobenen oder
höheren Dienstes hingegen verfügen
über ein individuelles Nettovermögen
von mehr als 140 000 Euro und damit
über gut 20 000 Euro mehr als Ange -
stellte mit umfassenden Führungs -
aufgaben wie Direktoren, Geschäfts füh -
rer oder Vorstände größerer Betriebe. 

23 Siehe dazu auch die Ausführungen zum Zusammenhang von Vermögensveränderungen und Arbeitslosigkeit (Abbildung 5).



Erwartungsgemäß fällt das Vermögen
von Selbstständigen am höchsten aus.
Zum einen betreiben Selbstständige stär-
ker private Altersvorsorge in Form von
privaten Versicherungen, zum anderen
ist dies dem Betriebsvermögen selbst
geschuldet. Je größer ein Betrieb – hier
gemessen an der Anzahl der Mit ar -
beiter –, desto höher ist das individuelle
Vermögen von Selbstständigen. So liegt
dieses bei Selbstständigen ohne Mitar -
bei ter bei etwas mehr als 175 000 Euro
und steigt auf mehr als 1,1 Mio. Euro
für Selbstständige mit mehr als 10 Mit -
ar beitern.

Nichterwerbstätige und Arbeitslose ha -
ben erwartungsgemäß ein weit unter-
durchschnittliches Vermögen in Höhe
von etwas mehr als 50 000 Euro. Für
die Gruppe der Rentner und Pensio -
näre ergeben sich lebenszyklusbedingt
überdurchschnittlich hohe Vermögen von
etwa 114 000 Euro, da diese im Ver gleich

zu derzeit Erwerbstätigen bereits über
einen langen Zeitraum Vermögen akku-
mulieren konnten und ggf. ihr Wohn ei -
gentum bereits vollständig entschuldet
werden konnte.

Die größten Zuwächse beim Nettover mö -
gen verzeichnen seit 2002 die Selbst stän   -
 digen mit gut 20 000 bis 50 000 Euro.
Für die abhängig Beschäftigten lassen
sich insgesamt nur leichte Änderungen
des Vermögens beobachten. Be mer -
kens  wert ist jedoch, dass bei Arbeitern
und Angestellten als auch bei Beamten
mit geringer Qualifikation das Netto ver -
mögen gegenüber 2002 leicht gesunken
ist, während für qualifizierte Be schäf tigte
zumindest leichte Vermö gens zuwächse
vorliegen. Nichterwerbstätige und Ar beits -
 lose des Jahres 2007 verfügen eben falls
über etwa 13 % (rund 7 400 Euro) gerin -
gere Nettovermögen als die entspre-
chende Gruppe des Jahres 2002. 
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Tabelle 3: Nettogesamtvermögen
nach beruflicher Stellung 2002 und 2007

Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding.
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Signifikanter Zusammenhang von
Ver mögen und Einkommen

Obgleich das verfügbare Einkommen24

deutlich weniger konzentriert ist als das
Vermögen (ohne Sozialversicherungs an -
sprüche), so besteht zwischen den Ver -
teilungen dieser beiden ökonomischen
Größen doch ein enger Zusammen hang.
In Abbildung 3 sind, jeweils für 2002
und 2007, das arithmetische Mittel und
der Median des individuellen Netto ge -
samt vermögens nach Dezilen der be -
darfs gewichteten verfügbaren Haus -
halts einkommen dargestellt25. In beiden

Jahren zeigt sich deutlich der erwartet
positive und statistisch signifikante Zu -
sammenhang: Den einkommensstärks -
ten 10 % der Bevölkerung stehen im Jahr
2007 durchschnittlich knapp 320 000 Eu -
ro an individuellem Vermögen zur Verfü -
gung, während der entsprechende Wert
für die 10 % Einkommens schwächs ten
etwas mehr als 30 000 Euro beträgt.

Während das durchschnittliche Ver mö -
gen der untersten 30 % der Einkom mens -
bezieher gegenüber 2002 sogar nominal
leicht rückläufig ist, zeigen sich eher nur
geringe Veränderungen im mittleren

Abbildung 3: Höhe des individuellen Vermögens
nach Dezilen des verfügbaren Haushaltseinkommens1

1  äquivalenzgewichtete Haushaltsnettoeinkommen des Vorjahres unter Verwendung der modifizierten OECD-Äquivalenzskala (exklusive 
Imputed Rent)

Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding.

24 Vergleiche Joachim R. Frick und Markus M. Grabka (2008): Niedrigere Arbeitslosigkeit sorgt für weniger Armutsrisiko und Ungleich -
heit, In: DIW-Wochenbericht, Jg. 75, Heft 38/2008, S. 556-566.

25 Um den Größenvorteilen gemeinsamen Wirtschaftens in Mehr-Personen-Haushalten und den entsprechend niedrigeren Einkommens -
bedarf zusätzlicher Haushaltsmitglieder zu berücksichtigen, wird hier eine standardmäßige Bedarfsgewichtung gemäß der modifizier-
ten OECD-Äquivalenzskala vorgenommen. Kindern bis 14 Jahren wird dabei das Gewicht 0.3 und älteren Haushaltsmitgliedern ein
Gewicht von 0.5 zugewiesen.



Ein  kommenssegment. Ab dem achten
Ein   kommensdezil liegen deutliche Zu -
wächse beim Vermögen vor, die im
obers ten Zehn  tel der Einkommens -
schich tung auf rund 60 000 Euro ge -
genüber 2002 ansteigen. Dieser Be fund
bestätigt nochmals das Ergebnis einer
von 2002 bis 2007 zugenommenen Ver -
mögensungleichheit in Deutschland.

Zum Zusammenhang von Ein kom -
mens armut und Vermögensarmut

Eine der zentralen Funktionen von Ver -
mögen ist die Stabilisierung des Kon -

sums bei Einkommensausfällen; dies gilt
insbesondere beim Übergang vom Er -
werbsleben in das Rentenalter. Daher ist
aus sozialpolitischer Sicht der Zusam -
men hang von Einkommensarmut26 und
Vermögen von besonderer Relevanz, da
bei eventueller Altersarmut diese Per so -
nen auf andere ökonomische Ressour -
cen wie das Vermögen zurückgreifen
können27.

Entgegen dem insbesondere auf euro-
päischer Ebene entwickelten Standard
zur Beschreibung von relativer Ein kom -
mensarmut28 liegt keine allgemein an er -
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Abbildung 4: Relative Einkommensarmut1

und relative Vermögensarmut2 2007

1 Armutsschwelle bei 60 % des Medians der bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommen der Gesamtbevölkerung, unter Verwendung
der modifizierten OECD-Äquivalenzskala (exklusive Imputed Rent).

2 relative Vermögensarmut auf Basis von weniger als 60 % des Medians der pro Kopf gewichteten Nettohaushaltsvermögen der Gesamt -
bevölkerung.

Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1 % Top-Coding.

26 Als relativ einkommensarm werden Personen definiert, deren bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkommen niedriger als 60 % des
Medians der Gesamtbevölkerung sind. Als Bedarfsgewichtung wird hier die modifizierte OECD-Äquivalenzskala verwendet. 

27 Hierbei muss angemerkt werden, dass die verschiedenen Anlageformen eine unterschiedliche Liquidität aufweisen, so dass bei einem
Einkommensausfall nicht in jedem Falle Vermögen liquidierbar ist.

28 Vergleiche Tony Atkinson, Bea Cantillon, Eric Marlier und Brian Nolan: Social Indicators. The EU and Social Inclusion. Oxford 2002. 
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29 Die relative Vermögensarmutsschwelle liegt 2007 bei rund 13 150 Euro pro Kopf und damit deutlich höher als bei Verwendung indivi-
dueller Vermögensangaben. Hier spiegelt sich der haushaltsinterne „Umverteilungsprozess“ wider, wonach auch Individuen ohne eige-
nes Vermögen vom Vermögen anderer Haushaltsmitglieder profitieren.

kannte Definition von Vermögensarmut
vor. In Analogie zur Bestimmung von
Einkommensarmut wird im Folgenden
eine Person als relativ vermögensarm
definiert, deren pro Kopf gewichtetes
Nettohaushaltsvermögen weniger als
60 % des Medians der Gesamt be völke -
rung beträgt29. Der Anteil der von relati-
ver Einkommensarmut betroffenen Er -
wachsenen liegt 2007 bei rund 17 %
(Abbildung 4). Da Vermögen wesentlich
ungleicher verteilt sind als Einkommen,
fällt die Quote der von relativer Ver mö -
gensarmut Betroffenen mit 43 % deut-
lich höher aus. Insgesamt 12 % sind so -
wohl von relativer Einkommens- als auch
von Vermögensarmut betroffen, während
gut 5 % der Gesamt bevöl ke rung zwar
als einkommensarm gelten, aber gleich -
zeitig auf ein nennenswertes eigenes
oder auf Vermögen anderer Haus halts -
mitglieder zurückgreifen können.

Mit zunehmendem Alter sinkt der Anteil
derer, die sowohl einkommensarm als
auch vermögensarm sind. Gleichzeitig
steigt der Anteil derjenigen, die zwar
ein kommensarm sind, aber nicht unter
Vermögensarmut leiden. D. h. von den
Personen in Haushalten mit über 65-
jährigem Vorstand kann mehr als die
Hälfte im Falle von Einkommensarmut
(die nur 14,7 % der entsprechenden
Alters gruppe umfasst) auf Vermögen in -
ner halb des Haushalts zurückgreifen und
damit eventuelle Lücken bei der Alters -
sicherung verkleinern. Dabei muss aber
davon ausgegangen werden, dass die -

se „Sicherungsfunktion“ eher nur ein-
malig genutzt werden kann, da im hö -
heren Alter eine neuerliche Vermögens -
ak kumulation nur sehr selten stattfindet.

Starker Einfluss von Arbeits lo sig -
keit auf Vermögensmobilität

Die bisher dargestellten zeitpunktbezo-
genen Ergebnisse zur Vermögens ver tei -
lung 2002 und 2007 erlauben zwar Ver -
gleiche für Gruppen im Zeitverlauf, ma -
chen aber nicht deutlich, ob und wie stark
die Höhe und Zusammensetzung des in -
dividuellen Vermögens variiert. Nur die Da -
ten des SOEP erlauben eine derartige
Längsschnittsanalyse über fünf Jahre hin -
weg. Tabelle 4 gibt an, wie viele Perso nen
ihre Vermögensposition zwischen 2002
und 2007 beibehalten bzw. verändert
haben. Wie auch bei Ana lysen zur
Einkommensmobilität sind die Ränder
der Vermögensverteilung deutlich stabi-
ler: Mehr als 40 % der Ver schuldeten
sowie der Personen ohne Vermögen
befinden sich auch fünf Jah re später
noch in diesem Vermögens segment; in
den mittleren Vermögens dezilen ist dies
nur bei knapp einem Viertel der Fall. Am
oberen Ende der Vermögensverteilung
nimmt die Verhar rungstendenz hinge-
gen erwartungsgemäß wieder deutlich
zu und erreicht im obersten Dezil mit
über 60 % den höchs ten Wert.

Die mittlere Veränderung des individuel-
len Vermögens von 2002 bis 2007 be -
trägt für die Gesamtbevölkerung ge mes -



sen am Median nur knapp 400 Euro30.
Dieser Wert fällt aber über die Vermö -
gensverteilung hinweg unterschiedlich
aus: Während in den mittleren Vermö -
gensgruppen das Vermögen um rund  
2 000 bis 4 000 Euro ansteigt, sinkt das
Nettovermögen in den beiden oberen
Ver  mögensdezilen um 11 000 bzw. rund
75 000 Euro31. Die größten Vermögens -
zuwächse erzielen die im Jahre 2002
verschuldeten Personen. Hier macht
die Veränderung etwa 7 500 Euro aus.
Diese Gruppe enthält zum Beispiel
Eigentümer mit hypothekenbelasteten
Immobilien, die im Rahmen des laufen-
den Entschuldungsprozesses ihre Ver -
schuldung reduzieren und dementspre-

chend ihr Nettovermögen erhöhen
konnten.

Wie bereits in der Querschnittsanalyse
an gedeutet, ist die Betroffenheit von
Arbeitslosigkeit nicht nur für die Ein kom -
menssituation, sondern auch für Ver -
mögensniveau und -mobilität von gro-
ßer Bedeutung. Die Längsschnittdaten
des SOEP belegen diesen Zusam -
men hang eindrucksvoll für den Unter su -
 chungs zeitraum 2002 bis 2007 (Ab -
bildung 5). Während Personen ohne Ar -
beitslosigkeit (inklusive ökonomisch In -
aktive) ihren Nettovermögensbestand um
rund 18 000 Euro auf über 123 000 Euro
in 2007 steigern können, zeigen sich mit
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30 Gemessen am arithmetischen Mittel sind dies rund 10 000 Euro.
31  Zu diesem im Vergleich zu den oben dargestellten Querschnittsbefunden überraschenden Ergebnis tragen mehrere Effekte bei: Zum

einen ist die Wahrscheinlichkeit für sehr hohe Verluste bei den Höchstvermögenden größer, zweitens werden hier bei Fokussierung auf
die Vermögensposition 2002 aufgrund von Vermögensgewinnen neu hinzugekommene Reiche nicht berücksichtigt und drittens wirken
sich auch Vermögensumschichtungen durch Schenkungen und Vorabübertragungen, insbesondere von Immobilien, aus.

Tabelle 4: Individuelle Vermögensmobilität1 2002 bis 2007 (in %)

1 Im unteren Teil der Vermögensverteilung handelt es sich um Pseudodezile. Hier wurde die Gruppe der Verschuldeten von der Gruppe 
der Vermögenslosen getrennt.

Lesehilfe: Der Wert 63 im Feld rechts unten gibt an, dass von jenen Personen, die sich 2002 im obersten Dezil befanden, 63 % auch 2007
dem obersten Dezil angehören.
Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1% Top-Coding.
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zunehmender Betroffenheit von Ar -
beits losigkeit32 nicht nur niedrigere Ver -
mö gens niveaus im Ausgangsjahr der
Untersuchung, sondern auch unter-
durchschnittliche Zuwachsraten. Per so -
nen mit längerfristiger Arbeits losig keits -
erfahrung (über 40 % ihrer potentiellen
Erwerbszeit) verlieren im Durchschnitt
sogar über 4 000 Euro und somit über
10 % ihrer ohnehin schon geringen
Vermögen aus 2002.

Fazit und Ausblick 

Rund zwei Drittel der Bevölkerung wei-
sen 2007 kein oder nur ein sehr gerin-
ges individuelles Nettovermögen (Geld-
und Realvermögen) auf. Im Gegensatz

dazu verfügen die reichsten zehn Pro -
zent über einen Anteil am Gesamt ver -
mögen von mehr als 60 %. Gegenüber
2002 hat sich die Vermögens konzen -
tra tion weiter verstärkt. Analysen zur
individuellen Vermögensmobilität wei-
sen darauf hin, dass – ähnlich wie beim
Einkommen – insbesondere an den
Rän dern der Vermögensverteilung das
Be har rungsvermögen besonders aus-
geprägt ist. Die Top Ten der Ver mö gen -
den befinden sich auch nach fünf
Jahren zu gut zwei Dritteln immer noch
in diesem Segment.

Vor dem Hintergrund der zunehmenden
Bedeutung der privaten Altersvorsorge
kommt der Analyse des individuellen

32 Um die Dauer der Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen, wird hier der Anteil der im Zeitraum 2002 bis 2007 in Arbeitslosigkeit verbrach-
ten Monate an allen potentiellen Erwerbsmonaten berechnet. Als potentielle Erwerbsmonate gelten Monate mit Erwerbstätigkeit (Voll -
zeit und Teilzeit inklusive Kurzarbeit) sowie mit Arbeitslosigkeit. Zeiten in (Aus-)Bildung, Rente, Mutterschutz, Wehr-/Zivildienst sowie
Hausarbeit werden hier nicht berücksichtigt.

Abbildung 5: Nettovermögen und Betroffenheit
von Arbeitslosigkeit 2002-20071

1 Monate gemeldeter Arbeitslosigkeit bezogen auf die Monate potentieller Erwerbstätigkeit im Zeitraum 2002 bis 2007.
Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: SOEP, individuelle Vermögensinformationen nach multipler Imputation fehlender Werte, inklusive einem 0,1% Top-Coding.



Vermögens eine besondere Bedeutung
zu. Wenngleich die aktuellen Armuts ri -
si koquoten der derzeitigen Rentner po -
pulation eher unterdurchschnittlich sind,
so muss für künftige Rentner aufgrund
von unter anderem arbeitslosigkeitsbe-
dingten Erwerbsunterbrechungen mit
einer Zunahme des Altersarmutsrisikos –
insbesondere in Ostdeutschland – ge -
rechnet werden. Insofern ist die Ent wick -
lung des individuellen Vermögens in den
mittleren Altersgruppen in Ost deutsch -
land, für die auf Basis des SOEP im
Zeitraum von 2002 bis 2007 ein Rück -
gang von mehr als 10 % belegt werden
kann, auch sozialpolitisch besorgniser-
regend. Im Falle von einkommensbe-
dingter Altersarmut ist hier nur ein
begrenzter Rückgriff auf individuelle Ver -
mögen möglich. Dies belegen auch die
Analysen zum Zusammenhang von Ein -
kommens- und Vermögensarmut, da
knapp die Hälfte der heute von Ein kom -
mensarmut betroffenen Älteren sowohl
einkommens- als auch vermögensarm
sind. Zudem ist es bedenklich, dass bis -
lang einkommensschwache Gruppen
seltener private Altersvorsorgeverträge
abschließen als obere Einkom mens be -
zieher33. Das Risiko einer für die Le bens -
standsicherung zu geringen Altersrente
aus der gesetzlichen Renten ver siche -
rung ist aber bei unteren Einkommens -
beziehern und längerfristig Nichterwer bs -
tätigen aufgrund des Äquivalenzprinzips
bei der Rentenberechnung, die an das

vorhergehende Lebenseinkommen an -
knüpft, erhöht.

Die vorliegenden Analysen beziehen sich
auf das Jahr 2007 und dementspre-
chend auf die Situation vor der im
Herbst 2008 eingetretenen Finanzkrise.
Wenngleich die aktuellen Verän de run -
gen insbesondere am Aktienmarkt zum
Teil auch einschneidend sind, so schrän -
ken sie die grundsätzlichen Aussagen
dieses Berichts aber nicht ein, da diese
Verluste erst durch Verkäufe von An -
lagen faktisch realisiert werden34. Insbe -
son dere finanzstarke Anleger mit aus-
geprägter Risikodiversifizierung und
langfristig orientierten Vermögens an la -
gen werden diese (erratischen) Prozes -
se am Kapitalmarkt langfristig weitge-
hend wieder ausgleichen können.
Obwohl diese Prozesse in hohem Maße
von globalen Einflüssen getrieben sind,
so ist die weitere Entwicklung der Ver -
mögensverteilung in Deutschland auch
von nationalen Rahmenbedingungen
ab hängig. Ein wichtiges Instrument ist
dabei die zum 1.1.2009 reformierte Be -
steuerung von Erbschaften, die aufgrund
günstigerer Bestimmungen eher zu
einer weiteren Vermögenskonzentration
führen und die ökonomische Un gleich -
heit in Deutschland weiter verstärken
wird. Ein neuerliches Überdenken die-
ser Regelungen wäre auch deshalb ge -
boten, um das Prinzip der Chancen -
gleich heit in Deutschland zu stärken,
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33 Vergleiche Axel Börsch-Supan, Anette Reil-Held und Daniel Schunk (2007): The Savings Behaviour of German Households: First
Experiences with State Promoted Private Pensions. Mannheim Research Institute for the Economics of Ageing (MEA), Nr. 136.

34 So ist das Geldvermögen zwischen Ende 2007 und Ende 2008 lediglich um 2,5 % zurückgegangen. Vergleiche Allianz Group (2009):
Geldvermögen der privaten Haushalte in Deutschland erleidet Einbruch. Pressemitteilung vom 7. Januar 2009. Zudem ist auch die
Auswirkung der Finanzmarktkrise auf die Verkehrswerte deutscher (Privat-)Immobilien vergleichsweise vernachlässigbar.
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denn nicht nur die Bildungschancen
wer den maßgeblich von der sozialen
Her kunft bestimmt35, sondern auch die
Höhe der erwarteten Erbschaften36. Mit
der jetzt geltenden Erbschafts- und
Schen kungssteuerregelung wird aber die
sozialstrukturelle Vermögens un gleich heit
weiter konserviert.

Die zunehmende Vermögens ungleich heit
dürfte auch zu steigender Un gleich heit
bei den laufenden Einkommen führen,

da mit der ab dem 1.1.2009 geltenden
Abgeltungssteuer Vermögens einkom -
men pauschal nur noch mit einem Satz
von 25 % (plus Solidarzuschlag und
even tueller Kirchensteuer) belastet wer-
den, während nach alter Rechtslage der
individuelle Steuersatz anzuwenden war.
Ein hohes Vermögen geht in der Regel
auch mit hohem Einkommen einher, so
dass vermögende und damit oft auch
einkommensstarke Gruppen beson ders
von dieser Reform profitieren werden.

Kasten 2: Methodische Probleme der Erfassung von Vermögen

Nicht nur der Ansatz der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, sondern auch die Analyse der
Vermögensverteilung auf Basis von bevölkerungsrepräsentativen Mikrodaten ist mit einer Reihe
von methodischen und statistischen Problemen konfrontiert.

Beiden Ansätzen gemeinsam ist, dass die Anwartschaften an die gesetzliche Rentenversicherung
nicht ausreichend berücksichtigt werden. Die akkumulierten Ansprüche aus rentenversicherungs-
relevanten Tätigkeiten werden in Entgeltpunkte übertragen, die keinen direkten Bezug zum So zial -
versicherungsvermögen erkennen lassen, und daher in Bevölkerungserhebungen kaum direkt
erfragbar sind. (In ähnlicher Weise sind auch Ansprüche gegenüber Anwartschaften aus Be triebs -
renten von Erhebungsproblemen betroffen. In der VGR basieren diese auf Schätzungen in den
Bilanzen von Unternehmen). Es muss aber davon ausgegangen werden, dass insbesondere die
erstgenannte Komponente den am häufigsten in der Bevölkerung anzutreffenden Vermögens be -
standteil darstellt, da für die Mehrheit der erwerbsfähigen Bevölkerung Rentenversicherungspflicht
besteht bzw. rentenversicherungsrelevante Ansprüche, z. B. in Form von Ausbildungs- oder Kin -
der erziehungszeiten, erzielt wurden. Auswertungen der Rentenversicherungsdaten belegen, dass
91 % der Männer und 87 % der Frauen im Alter ab 65 Jahren eigene Ansprüche an die GRV auf-
weisen (in Ostdeutschland liegen die entsprechenden Quoten sogar bei 99 %)37:

In Bevölkerungsbefragungen werden für gewöhnlich bestimmte Vermögenskomponenten nicht
erfragt, da deren Erfassung besonders problematisch ist. Das Sachvermögen umfasst den Wert
des gesamten Hausrats inklusive aller im Haushalt vorhandenen (Kraft-)Fahrzeuge. Da eine Ein -
schätzung des gesamten Hausrates zum aktuellen Marktwert schwerlich von einem Befragten
gegeben werden kann, wurde in der vorliegenden Studie nur Sachvermögen in Form wertvoller
Sammlungen wie Gold, Schmuck, Münzen oder Kunstgegenstände erfragt. Aufgrund dieser Ein -
schränkung wird diese Vermögenskomponente im Aggregat im Vergleich zur Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung ceteris paribus unterschätzt.

35 Vergleiche BMAS (2008): Lebenslagen in Deutschland, Der dritte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung.
36 Vergleiche Szydlik und Schupp a. a. O.
37 Vergleiche Bundsministerium für Arbeit und Soziales (2008): Alterssicherungsbericht 2008, S. 83

(http://www.bmas.de/coremedia/generator/29492/property=pdf/2008__11__19__alterssicherungsbericht.pdf).
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In Bevölkerungsbefragungen werden Vermögensbestände für gewöhnlich auf der Haushaltsebene
erfasst und in Form von Pro-Kopf-Vermögen ausgewiesen38. Das SOEP weist hier eine methodi-
sche Besonderheit auf, da das individuelle Vermögen von jeder Befragungsperson ab einem Alter
von 17 Jahren erhoben wird. Damit lassen sich im Vergleich zu einer Pro-Kopf-Betrachtung auch
Un terschiede innerhalb von Haushalten bzw. Partnerschaften darstellen. Die vorliegenden Ana ly -
sen beziehen sich auf das individuelle Vermögen von Personen ab einem Alter von 17 Jahren in
Deutschland39, d. h. die in privaten Haushalten stattfindende Umverteilung von Personen mit höhe-
ren Vermögen zu Haushaltsmitgliedern mit geringerem oder gar ohne individuellem Vermögen bleibt
explizit unberücksichtigt. Ein Vergleich aggregierter Vermögensbestände des SOEP mit der Vermö -
gens statistik der Deutschen Bundesbank belegt aber für die Mehrzahl der in dieser Studie ausge-
wiesenen Vermögenskomponenten eine, auch im internationalen Vergleich betrachtet, hohe Über-
einstimmung40. Eine Ausnahme bildet das Geldvermögen mit einer Erfassungsquote von nur rund
50 v. H.41. 

Insgesamt werden ca. 80 % des aggregierten Nettovermögens (ohne Sachvermögen), soweit es
von Privathaushalten gehalten wird, mit dem SOEP nachgewiesen. Diese Nachweisquote ist leicht
höher als die der amtlichen EVS.

Dem in Bevölkerungsumfragen verbreiteten Problem einer nicht aussagekräftigen Repräsentation
hoher Einkommen und Vermögen wird im SOEP seit 2002 durch die Teil-Stichprobe „Einkom mens -
starke Haushalte“ verstärkt Rechnung getragen. Vor dem Hintergrund der hohen Ungleichheit in
der personellen Vermögensverteilung kommt dieser Teil-Stichprobe bzw. der ausreichend großen
Fallzahl reicher Haushalte im SOEP besondere Bedeutung zu42. Insbesondere kann der Zusam -
men hang zwischen Einkommens- und Vermögensverteilung vor allem auch für die Gruppe der
Hoch einkommensbezieher detaillierter dargestellt werden, da Vermögensbestände, Vermögens -
einkommen und Ersparnis in hohem Maße vom verfügbaren Einkommen abhängig sind.

Eine grundsätzliche Problematik ergibt sich aus der Notwendigkeit der marktnahen Bewertung von
Vermögensbeständen. So wird z. B. das Immobilienvermögen aus steuerlicher Sicht bislang mit
dem Einheitswert bewertet, der in der Regel deutlich unter dem Verkehrswert liegt. Die Schätzung
eines Verkehrswertes im Rahmen einer Befragung ist schwierig, insbesondere wenn das Objekt
ererbt oder bereits vor längerer Zeit gekauft wurde und die Befragten nicht über ausreichende
aktuelle Marktkenntnis verfügen. Auch die Bewertung von Betriebsvermögen ist bekanntermaßen
besonders schwierig.

38 Vergleiche zum Beispiel die Ergebnisse auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), die Vermögen nur auf der Haus -
haltsebene erfasst: Richard Hauser und Holger Stein (2001): Die Vermögensverteilung im vereinigten Deutschland. Frankfurt a.M.:
Campus.

39 Damit wird das von Kindern gehaltene Vermögen explizit vernachlässigt, wobei davon auszugehen ist, dass dieses nur einen sehr
geringen Anteil am Gesamtvermögen ausmacht.

40 Vergleiche Joachim R. Frick, Markus M. Grabka und Eva M. Sierminska (2007): Representative Wealth Data for Germany from the
German SOEP: The Impact of Methodological Decisions around Imputation and the Choice of the Aggregation Unit. DIW discussion
paper no. 562, Berlin, March.

41 Diese auch im internationalen Vergleich bekannte Tatsache einer Unterfassung des Finanzvermögens bei Bevölkerungsbefragungen ist
unter anderem das Ergebnis einer unterschiedlichen Abgrenzung der unterstellten Vermögen und einer unterschiedlichen Popu la tions -
abgrenzung. So werden in der Vermögensstatistik der Deutschen Bundesbank neben der Anstaltsbevölkerung (zum Beispiel Alten -
wohn- und Pflegeheime) auch die Organisationen ohne Erwerbszweck (Kirchen, Gewerkschaften, etc.) berücksichtigt, während das
SOEP nur Ergebnisse für Personen in Privathaushalten erhebt. Als Weiteres werden in der Vermögensstatistik der Deutschen Bundes -
bank auch Anwartschaften an die private Krankenversicherung (PKV) dem Finanzvermögen der Privathaushalte hinzugerechnet, ob -
wohl privat Krankenversicherte keinen direkten Zugriff auf dieses Vermögen haben. Diese Anwartschaften beliefen sich im Jahre 2007
allein auf über 123 Mrd. Euro (PKV 2008: Zahlenbericht der privaten Krankenversicherung 2007/2008, S.63).

42 Vergleiche Joachim R. Frick, Jan Goebel, Markus M. Grabka, Olaf Groh-Samberg, Gert G. Wagner (2007): Zur Erfassung von
Einkommen und Vermögen in Haushaltssurveys: Hocheinkommensstichprobe und Vermögensbilanz im SOEP. DIW Data Docu men -
tation Nr. 19.
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Vermögenswerte können im Gegensatz zu regelmäßigen Einkommen sehr volatil sein und damit
die Bewertung zusätzlich erschweren. Dies führt wiederum, neben der generellen Sensitivität die-
ser Thematik, auch zu mehr Antwortverweigerungen bei vermögensrelevanten Fragen.

Neben einer umfassenden Konsistenzprüfung der individuellen Angaben werden im SOEP aus-
nahmslos alle fehlenden Vermögenswerte mittels multipler Imputation ersetzt43. Die Qualität der Im -
putation fällt dabei aufgrund der Verwendung von Längsschnittdaten im Rahmen der wiederholten
Messung der Vermögenserfassung in den Jahren 2002 und 2007 besser aus als dies bei nur ein-
maliger Erhebung der Fall ist.

43 Vergleiche Joachim R. Frick, Markus M. Grabka und Jan Marcus (2007): Editing and Multiple Imputation of Item-Non-Response in the
2002 Wealth Module of the German Socio-Economic Panel (SOEP). SOEPpapers on Multidisciplinary Panel Data Research at DIW
Berlin, No. 18/2007, Berlin: DIW.
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